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r n 

Vorbemerkungen 

Vorlage an den Nationalrat 

Der Rechnungshof erstattet dem Nationalrat gemäß Art.126d Abs. I 
Bundes- Verfassungsgesetz nachstehenden Bericht über Wahrneh­

mungen. die er bei mehreren Gebarungsüberprüfungen getroffen hat. 

Berichtsaufbau 

In der Regel werden bei der Berichterstattung punkteweise zusam­
menfa end die SachverhallSdarsteliung (Kennzeichnung mit I an der 

zweiten Stelle der Texl2ahll. deren Beurteilung durch den Rechnungs­
hof [Kennzeichnung mit 2). die Slellungnairme der überprüften Slelle 

(Kennzeicllllung mil J U/.d im Kursivdruck) owie die allfallige Gegen­

äußerung des Rechnungshofes (Kennzeichnung mit 4) aneinanderge­

reiht. Das in diesem Bericht enthaltene Zahlenwerk beinhaltet allenfalls 
kaufmännische Auf- und Abrundungen. 

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird bei Personen- . Berufs- und 
Funktionsbezeichnungen darauf verzichtet. jeweils die weibliche und 

die männliche Fonn zu nennen. Neutrale oder männliche Bezeich­
nungen beziehen somit beide Geschlechter ein. 

Der vorliegende Bericht des Rechnungshofes ist nach der Vorlage über 
die Web ite des Rechnungshofes .http ://www.rechnunghof.gv.at- ver­
fUgbar. 
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Wirkungsbereich des Bundeskanzleramtes und des 

Bundesministeriums für Bildung und Frauen 

Landeslehrerpensionen 

Unter den begünstigenden Bedingungen der Hacklerregelung-ALT 
fanden 2008 bis 2013 rd. 72.9 % aller Ruhestandsversetzungen von 
Landeslehrerbeamten statt. Für die Gebunsjahrgänge bis 1953 lag 
bei Beamten des Bundes. der Länder und der Landeslehrerbeamten 
gemäß der vom Bundesge etzgeber 2008 verlängerten Hacklerrege­
lung-ALT noch die Möglichkeit vor. ab Vollendung des 60. Lebens­
jahres ohne Abschläge von der Höhe des Ruhegenusses in den 
Ruhe tand versetzt zu werden. Eine dazu vergleichbare Hackler­
regelung-ALT galt auch für ASVG-Versicherte. Eine Abschätzung 
der Ausgaben des Bundes für die 2008 bis 2013 insgesamt 12.440 
vorzeitigen Ruhestandsversetzungen der Landeslehrerbeamten und 
Bundeslehrerbeamten nach der HackJerregelung-ALT ergab auf 
Gesamtpensionsdauer - gegenüber einer Ruhe tandsversetzung mit 
dem für die Alterspension erforderlichen Pensionsantrittsalter von 
65 Jahren - geschätzte Mehrausgaben von über 2 Mrd. EUR (Geld­
wert 2006; beispielhafter Gehaltsverlauf Maturant Verwendungs­
gruppe A2/2). 

Die überwiegende Inanspruchnahme der Hacklerregelung-ALT 
(Ruhestandsversetzung ab dem vollendeten 60. Lebensjahr) ergab 
in Verbindung mit den krankheitsbedingten Ruhestandsverset­
zungen ein resultierendes durchschnittliches Pensionsantrittsalter 
der Landeslehrerbeamten im Zeitraum 2008 bis 2013 von lediglich 
59.6 Jahren. Pensionsantrittsarten mit einem höheren Pensionsalter. 
beispielsweise der Korridor ab dem 62. Lebensjahr oder das gesetz­
liche Pensionsalter, wurden von den Landeslehrerbeamten hinge­
gen nahezu nicht in Anspruch genommen. 

Das durch chnittliche Pensionsantrittsalter der Bundeslehrerbeam­
ten belief sich im Zeitraum 2008 bis 2013 auf durchschnittlich 
61 ,2 Jahre, weil die Ruhestandsversetzungen der Bundeslehrerbe­
amten zu 16,6 % mit dem gesetzlichen Pensionsalter (Alterspen­
sion ab 65 Jahre oder Regelpensionsalter hier im Übergangszcit­
raum ab 63 Jahre) und zu 13,3 % mit der Korridorrcgclung (ab 
62 Jahre) erfolgten. 

11 
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Durch die hohe Anzahl von Pensionierungen von Landeslehrerbeam­
ten stieg die Anzahl dieser Pensionsempfänger von 2008 bis 2013 
in der Mehrzahl der Länder um mehr al 20 0/0. In Folge lTat auch 
eine wesentliche Erhöhung (in den meisten Ländern über 30 0/01 der 
Ausgaben für die Pensionen der Landeslehrerbeamten ein . 

Die Zahl der aktiven Landeslehrer (Landeslehrerbeamte und Lan­
desvertragslehrer) nahm von 2008 bis 2013 in sechs Ländern ab; 
die stärksten Reduzierungen erfolgten in Kärnten (- 9,8 0/0) und in 
der Steiertnark (- 8,9 0/0). Zuwächse lagen in Burgenland (4,6 0/0), 
Vorarlberg (5,3 0/0) und Wien (4,7 0/0) bzw. im Bund (2,9 0/01 vor. 

Bei den Landeslehrerbeamten erhöhte sich die Anzahl der jährlichen 
durchschnittlichen KrankenstaDdstage von 2008 (11 ,74) bis 2013 
(13,87) um 2,13 . Weiters war 2013 der Durchschnitt der jährlichen 
Krankenstandstage bei den Landeslehrerbeamten mit 13,87 nahezu 
doppelt so hoch wie jener der Lande vertragslehrer mit 7,61 . Die 
Länder boten weder ein Krankenstandsmonitoring noch Unterstüt­
zungsmaßnahmen zur Stärkung und Erhaltung der Arbeitsfähig­
keit während der Phase eines bereits länger andauernden Kran ­
kenstandes an. 

Ziele der Gebarungsüberprufung waren einerseits die Darstellung 
der Aktiv tände und Ausgaben für Lande lehrer owie für die Pensi ­
onen der Landeslehrerbeamten und andererseits die Erhebung sowie 
Beurteilung des durchschnittlichen Pensionsantrittsalters und die 
Pensionierungsgrunde der Landeslehrerbeamten im Vergleich zu 
den Bundeslehrerbeamten. (TZ 1) 

Im Rahmen von drei Gebarungsüberprufungen in den neun Ländern 
hatte der RH fe tgestellt, dass sich das durchschnittliche Pensions­
antrittsalter der Landeslehrerbeamten im Zeitraum 2004 bis 2007 

auf rd. 56,7 Jahre belief. In den Jahren von 2004 bis 2007 war die 
Mehrzahl (49,4 0/0) der Ruhestandsversetzungen der Landeslehrer­
beamten vorzeitig krankheitsbedingt erfolgt. Daher hatte der RH 
den Ländern empFohlen, Maßnahmen zu setzen, die dazu beitra­
gen sollen, das durchschnittliche Pensionsantrittsalter zu erhöhen 
und den Anteil der krankheitsbedingten Ruhe tandsversetzungen 
zu verringern. (TZ 2) 

Bund 2015/12 
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B 
Landeslehrerpensionen 

Landeslehrer waren Lehrer für öffentliche Pnichtschulen sowie für 
land- und forstwirtschaftliche Fachschulen. Dienstgeber der Lan­
deslehrer waren die Länder, das Dienstverhältnis des Landeslehrers 
war öffentlich-rechtlich (Landeslehrerbeamter) oder privatrecht­
lieh (Landesvertragslehrer). Das Dienstrecht der Landeslehrer war 
in Gesetzgebung Bundessache, in Vollziehung Landessache. Dienst­
geber der Landeslehrerbeamten und Landesvemagslehrer war zwar 
das jeweilige Land. Das in jedem Land bestehende Landeslehrer­
Diensilioheitsge etz legte aber die konkrete Dienstbehörde bzw. die 
von den Schulbehörden des Bundes und der Länder wahrzuneh­
menden einzelnen dienstbehördJichen Aufgaben fest. Die Kompe­
tenzverteilung war verfassungsrechtlich komplex und die Aufga­
ben- , Ausgaben- und Finanzierungsverantwortung zwischen den 
Gebietskörperschaften getrennt. (TZ 3) 

Das für Landeslehrerbeamte geltende Pensionsrecht war grundsätz­
lich das für Bundesbeamte geltende. Die Reformen des Pensions­
rechts der Bundesbeamten hatte der RH in seinem Bericht Reihe 
Bund 2009/10 im Sinne der Leistung'gerechtigkeit und Finanzier­
barkeit als zweckmäßig und sparsam beurteilt. (TZ 4) 

Die Voraussetzungen für die Versetzung in den Ruhestand von Lan­
deslehrerbeamten entsprachen jenen der Bundeslehrerbeamten. Dies 
beinhaltete Ruhestandsversetzungen nach der Alterspension und 
nach ErkJärung zur Versetzung zum gesetzlichen Pensionsanlrittsal­
ter (Regelpensionsalter). Als vorzeitige Ruhestandsversetzung kamen 
- im von der Gebarungsüberprüfung umfassten Zeitraum - das 
.Lehrermodell" (fünf Jahre vor dem Rege1pensionsaJter), die Korri­
dorpension (ab 62 Jahre) und die Hacklerregelung-ALT (rur Geburts­
jahrgänge bis 1953 : ab 60 Jahre) in Frage. Im Falle langandauernder 
Erkrankung und Dienstunfahigkeit konnte der Beamte krankheits­
bedingt in den Ruhestand versetzt werden. (TZ 5) 

Bei gegenüber dem RegelpensionsaJter vorzeitiger Ruhestandsver­
etzung waren bei der Pensionsberechnung (Rechtslage 2004) von 

der 80 "Ioigen BemessungsgrundJage Abschläge abzuziehen. Im 
Ergebnis reduzierten die Abschläge die Höhe der Pension gegen­
über einem Pensionsantritt mit dem Regelpensionsalter. Ausnahme 
war die Hacklerregelung-ALT: Diese ermöglichte für die Geburts­
jahrgänge bis 1953 nicht nur das besonders niedrige Pensionsan­
trittsalter von 60 Jahren, sondern gewährte darüber hinaus, dass 
trotz vorzeitigen Pensionsantritts keine Abschläge zur Reduzierung 
der Pensionshöhe angewendet wurden. (Eine HackJerrege lung-ALT 
galt auch für ASVG- Versicherte; das frühestrnögliche Pensionsan­
trittsalter betrug bei Männern 60 Jahre, bei Frauen 55 Jahre.) (TZ 5) 
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Landesvertragslehrer waren - ebenso wie Vertragsbedienstele de 
Bunde und der Länder - nach dem Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetz (ASVG) pensionsversichert. ihre ge etzliche Alter ver­
sorgung wurde von der Pen ionsversicherung getragen. (TZ 6) 

Der Grad der VerfUgbarkeit der (Landeslehrer-)Personalkenn­
zahlen (Per ona.l - und Pen ion stände. Einnahmen und Ausgaben. 
Pensionsantritt gründe. Pensionsantrittsalter) war in den einzelnen 
Ländern sehr unterschiedlich. rrz 6) 

Der RH hat die Verteilung der Pensionsantrittsarten tur die Landes­
lehrerbeamten im Vergleich mit den Bundeslehrerbeamten tur die 
Jahre 2008 bis 20 IJ erhoben. rrz 47) 

Anteile der Versetzung von Landeslehrerbeamten in den Ruhestand im Zeitraum 2008 bis 2013 

Burgenland 

Karnlen 

Nitdtrosttrreich 

Obercisterrtich 

Salzburg 

lirot 

Vorarlberg 

länder-gesamt 

Bund 

0" 10 " 20 " 30 " 40 " 50 " 60 " 70 " 80 " 90 " 100 " 

• Regetpension • LehrermodeU • Dienstunfahigkei t • Korridorpension • Hackter 

Quellen: AmteT der landesregierungen/Magistrat der Stadt Wien; Landesschulrate/Stadtschulrat Wien; BMBf 
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Vergleich der Anteile der Pensionsantrittsarten für Landeslehrerbeamte und Bundeslehrerbeamte 

Vertenung der PensIons- GesetzlIches lehrermodeU Dlenstunfl hlgkelt KorrIdorpension HlCkle .. egelung-
.ntritlsllrtln 2008 Penslonulter ALT 
bis 2013 

Anzahl Anteil Anzahl Anteil Anzahl Anteil Anzahl Anteil Anzahl Anteil 
in ,. in" in'" in" in ... 

Burgenland 1 0.2 16 2.9 63 11.4 5 0.9 469 84.7 

Karnt!!n 35 3.2 34 3.1 193 17,7 11 1.0 816 74.9 

Niederösterreich 41 1.6 82 3.2 524 20.5 7 0.3 1.908 74.5 

Oberöste .. eich 41 1.8 104 4.6 499 22.0 15 0.7 1.611 71,0 

Salzburg 24 2,7 47 5,3 180 20.3 11 1,2 623 70,4 

Steiermark 85 3,6 49 2,1 468 20,0 17 0,7 1.719 73,5 

Tirol 35 3.5 71 7,1 168 16,8 17 1.7 712 71.0 

Vorarlberg 3 0,7 58 14,1 51 12,4 0 0 299 72.8 

Wien 119 7,1 116 6,9 256 15,2 22 1,3 1.168 69,5 

Bundeslehrerbeamte 1.013 16,6 591 9,7 566 9,3 815 13,3 3.115 51,0 

QueUen: Amter der Landesregierungen/ Magistrat der Stadt Wien; landesschulräte/ Stadtschutrat Wien; BM8F 
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Im Bereich der Landeslehrerbeamten wurde die Pensionsantritts­
art .gesetzliches Pensionsalter" (Alterspension und Erklärung nach 
dem gesetzlichen Pensionsalter) nahezu nicht in Anspruch genom­
men. Auch das "Lehrermodell" wurde, mit Ausnallme der Länder 
Tirol, Vorarlberg und Wien sowie der Bundeslehrerbeamten, nur in 
geringem Maße als Pensionsantrittsart gewählt. (TZ 47) 

Im Zeitraum 200B bis 2013 belief sich der Anteil krankheitsbedingter 
Ruhestandsversetzungen (Oienstunfahigkeit) auf durchschnittlich 
I B,8 %. Den höchsten Anteil von 22 % wiesen die Landeslehrer­
beamten des Landes Oberösterreich auf, den niedrigsten Anteil die 
Landeslehrerbeamten des Landes Burgenland mit 11,4 %. (TZ 47) 

Die Korridorpension (ab dem 62. Lebensjahr) wurde von den Lan­
deslehrerbeamten nur in sehr geringem Maße gewählt. (TZ 47) 

Die überwiegende Mehrheit der Landeslehrerbeamten nahm in den 
Jahren 200B bis 2013 die Pensionsantrittsart der Hacklerregelung­
ALT in Anspruch. Das waren 2008 bis 2013 rd. 72,9 % aller Ruhe­
standsversetzungen von Landeslehrerbeamten. (TZ 47) 

Die überwiegende Inanspruchnahme der Hacklerregelung-ALT 
(Ruhestandsversetzung ab dem vollendeten 60. Lebensjahr) ergab 
in Verbindung mit einem bestimmten Prozentsatz von krankheits­
bedingten Ruhestandsversetzungen ein durchschnittliches Pensions­
antrittsalter der Landeslehrerbeamten im Zeitraum 200B bis 2013 
von lediglich 59,6 Jahren. Pensionsantrittsarten mit einem höheren 
Pensionsalter, beispielsweise der Korridor ab dem 62. Lebensjabr 
oder das gesetzliche Pensionsalter, wurden von den Landeslehrer­
beamten hingegen nahezu nicht in Anspruch genommen. (TZ 4B) 

Das durchschnittliche Pensionsantrittsalter der Bundeslehrerbeam­
ten belief sich im Zeitraum 200B bis 2013 auf durchschnittlich 
61,2 Jahre. Das gegenüber den Landeslehrerbeamten höhere Pensi ­
onsantrittsalter beruhte darauf, dass die Ruhestandsversetzungen 
der Bundeslehrerbeamten zu 16,6 % mit dem gesetzlichen Pensions­
alter (Alterspension ab 65 Jahre oder Regelpensionsalter im Über­
gangszeitraum ab 63 Jahre) und zu 13,3 % mit der Korridorrege­
lung (ab 62 Jahre) erfolgten. (TZ 4B) 

Im September 200B beschloss der Bundesgesetzgeber für Bundes­
beamte und Landeslehrerbeamte eine nochmalige Verlängerung 
der Ausnahmeregelung einer vorzeitigen Ruhestandsversetzung 
(Hacklerregelung- ALT) ab dem 60. Lebensjahr für die Geburtsjahr­
gänge bis 1953 . (Dies galt gleichermaßen für ASVG-Versicherte: 
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Männer ab 60. Lebensjahr. Frauen ab 55. Lebensjahr.) Weiters 
gewährte der Bundesge etzgeber zu äl"zlich fUr diese Geburts­
jahrgänge trotz vorzeitiger Ruhestandsverselzung auch noch eine 
Abschlagsfreihei! bei der Berechnung der Höhe de Ruhegenusses. 
Unter diesen bescmders begünstigenden Bedingungen fanden 2008 
bis 2013 die Mettzahl der Ruhestandsver etzungen von Landesleh­
rerbeamten, das waren 2008 bis 2013 rd. 72,9 % aller Ruhestands­
versetzungen, statt. erz 49) 

Der RH hatte die Mehrausgaben fUr einen Ruhestand in der Hack.ler­
regelung-ALT gegenüber einer Versetzung in den Ruhestand zum 
Regelpensionsalter mit 65 Jahren anhand eine Beamten der Ver­
wendungsgruppe Maturant (A2/2) mit Geburtsjahr 1953 berech­
net (Reihe Bund 2009/10). Diese Mehrausgaben beliefen sich auf 
Dauer des Ruhestands aufüber 180.000 EUR (Geldwert 2006). Eine 
Abschätzung der Ausgaben des Bundes aufGesamtpensionsdauer der 
zwischen 2008 und 2013 erfolgten 12.440 vorzeitigen Ruhestands­
versetzungen der Landeslehrerbeamten und Bundeslehrerbeamten 
nach der Hack.lerregelung- ALT ergab daher gegenüber einer Ruhe­
tandsversetzung mit dem für die Alterspension erforderlichen Pen-

sionsantrittsalter von 65 Jahren auf Gesaml"pensionsdauer gerechnet 
Mehrausgaben von über 2 Mrd. EUR (Geldwert 2006, beispielhafter 
Gehalt verlauf Maturanten Verwendungsgruppe A2/2). erz 49) 

In den Ländern kam es 2008 bis 2013 zu einer hohen Anzahl 
von Pensionierungen von Lande lehrerbeamten. Dadurch stieg die 
Anzahl der Pensionsempfanger von 2008 bis 2013 in der Mehrzahl 
der Länder um mehr als 20 % . (TZ 50) 

In Folge trat auch eine wesentliche Erhöhung (in den meisten Län­
dern über 30 % ) der Ausgaben für die Pensionen der Landeslehrer­
beamten ein. Der höchste Zuwachs von 2008 bis 2013 belief sich 
in den Ländern Burgenland und Steiermark auf jeweils über 37 % . 
Der geringste, aber dennoch erhebliche Zuwachs lag in Wien mit 
27,4 % vor. (TZ 50) 

Die Zahl der aktiven Landeslehrer (Landeslehrerbeamte und Lande -
vertTag lehrer) nahm von 2008 bis 2013 in sechs Ländern ab; die 
stärksten Reduzierungen erfolgten in Kärnten (- 9,8 % ) und in der 
Steiermark (- 8,9 % ). Zuwächse lagen in Burgenland (4,6 % ), Vorarl­
berg (5,3 % ) und Wien (4,7 % ) bzw. im Bund (2,9 % ) vor. (TZ 50) 
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Entwicklung der Ausgaben für Landeslehrer 

Doten Londestehrer Penstons.ausg.aben für Penstonssund Summe l.andeslehrer1 

Londeslehrerbumte LondesLehrerb .. mte 

2008 2013 Änderung 2008 2013 Änderung 2008 2013 Änderung 
2008 bis 2008 bis 2008 bis 

2013 2013 2013 

in Mio. EUR in " Anzahl 1n ,. VSÄ in "-

Surgenland 53,13 73,09 37,6 1.487 1.819 22,3 2.048,12 2.141.86 4,6 

Kärnten 115,77 150,12 29,7 3.309 3.934 18.9 5.039,06 4.545.46 - 9,8 

Niederösterreich 250,56 333,93 33,3 7.100 8.574 20,S 12 .137,29 12.057,01 - 0,7 

Oberösterreich 232,70 308,66 32,6 6.333 7.795 23,1 12.525,94 12.062,19 - 3,7 

Salzburg 82,38 111,99 35.9 2.358 2.916 23,7 4.483,58 4.355,05 - 2,9 

Steiermark 217,34 299,44 37,8 6.156 7.752 25,9 9.178,16 8.364,32 - 8,9 

Tirat 106,73 142,71 33,7 2.S38 3.491 23.0 6.496,84 6.290,59 - 3,2 

Vorarlberg 41,33 56,56 36.8 1.042 1.330 27,6 3.494,60 3.678,01 5,3 

Wien 173,99 221,74 27.4 5.106 5.846 14,5 10.691,00 11.193,00 4,7 

Bundeslehrer -' -' -' 16.273 20.402 25.4 37.269,62 38.347,84 2,9 

landestehrerbeamte und Landesvertragslehrer , nicht verfügbar 

Quellen: Amter der Landesregierungen/ Magistrat der Stadt Wien: landesschulrätej Stadtschulrat Wien; BMBF 

Ausgoben Lond.slehrer1 

2008 2013 Änderung 
2008 bis 

2013 

in Mio. EUR in " 

110,85 129,78 17,1 

264,29 287,99 9,0 

628.47 740,03 17,8 

651,53 758,31 16,4 

227,44 267,16 17,5 

515,77 563,28 9,2 

294,75 338,90 15,0 

185,69 230,97 24.4 

521,40 624,89 19,9 

2.292,59 2.708,57 18,1 

'" c 

~ 
'" '" c 

" '" 

:Z:1::a 
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Bund 2015/12 

Landeslehrerpensionen 

Die Steigerung der Ausgaben für Landeslehrer von 2008 bis 2013 
setzte ich aus den ab 2013 erstmals gesetzlich zu leistenden Dienst­
geberbeiträgen-Pensionsbeiträgen (12,55 % ), au den Strukturef­
fekten (GehaltsvoITÜckung), der jährlichen Gehaltserhöhung und 
der allfaUigen prozentuellen Steigerung/Reduzierung der Anzahl 
der aktiven Lande lehrer zusammen. Die daraus resultierende Erhö­
hung der Ausgaben für Lande lehrer belief sich 2008 bis 2013 nur 
in Kärnten und der Steiermark auf unter 10 %, weil in diesen Län­
dern eine entsprechend prozentuell hohe Reduzierung der Anzahl 
der Landeslehrer vorlag. In der Mehnahl der Länder und im Bund 
betrug die Erhöhung der Ausgaben für die Lehrer de Akrivstands 
2008 bi 2013 über 15 % , den höchsten Zuwachs verzeichnete 
Vorarlberg mit 24,4 % . (TZ 50) 

Land Burgenland 

1m Land Burgenland erfolgten 2008 bis 2013 in Summe 554 Ruhe­
standsversetzungen von Landeslehrerbeamten; 84,7 % davon nah­
men die HackJerregelung- ALT in Anspruch, 11 ,4 % der Ruhestands­
versetzungen beruhten auf Dien tunfahigkeit (krankheitsbedingt). 
Eine Ruhestandsversetzung erfolgte ab dem gesetzlichen Pen ions­
aJter (AJter pension oder Regelpensionsalter). (TZ 7) 

Die Anzahl der Landeslehrerbeamten im Ruhestand ein chließlich 
der Ver orgungsgenussbezieher (Witwen und Wai en) stieg von 2008 

bis 2013 von 1.487 auf 1.819, die dafür auflaufenden Pensions­
ausgaben stiegen im gleichen Zeitraum von 53,13 Mio. EUR auf 
73,09 Mio. EUR; das entsprach einer Steigerung um 37,6 % bzlV. 
6,6 % pro Jahr. (TZ 8) 

Der Stand an Landeslehrern stieg von 2008 bis 2013 von 2.048 VBÄ 
auf 2.142 VBÄ, die Ausgaben hiefür stiegen im gleichen Zeitraum 
von 110,85 Mio. EUR auf 129,78 Mio. EUR, das entsprach einer 
Steigerung um 17, I % bzw. 3,2 % pro Jahr. Die Pragmatisierung 
(Überleitung von Landesvertragslehrern in das öffentlich-rechtliche 
Dien tverhältnis) entfIel ab 2011. (TZ 9, 10) 
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Land Kärnten 

Im Land Kärnten erfolgten 2008 bis 2013 in Summe 1.089 Ruhe­
standsversetzungen von Landeslehrerbeamten; 74,9 % davon nah­
men die Hacklerregelung-ALT in Anspruch, 17,7 % der Ruhestands­
versetzungen beruhten auf Dienstunfähigkeit (krankheitsbedingt). 
3,2 % der Ruhestandsversetzungen erfolgten ab dem ge etzlichen 
Pensionsalter (Alter pension oder Regelpensionsalter). (TZ 11) 

Die Anzahl der Landeslehrerbeamten im Ruhestand einschließlich 
der Versorgungsgenu bezieher (Witwen und Waisen) stieg von 2008 
bi 2013 von 3.309 auf 3.934. Die dafür auflaufenden Pensions­
ausgaben stiegen im gleichen Zeitraum von 115,77 Mio. EUR auf 
150,12 Mio. EUR ; das entsprach einer Steigerung um 29,7 % bzw. 
5,3 % pro Jahr. (TZ 12) 

Der Stand an Landeslehrern sank von 2008 bis 2013 von 5.039 VBÄ 
auf 4.545 VBÄ, die Ausgaben hiefür stiegen im gleichen ZeitTaum 
(aufgrund der Struktureffekte und jährlichen Gehaltserhöhungen) 
von 264,29 Mio. EUR auf 288 Mio. EUR, das entsprach einer Steige­
rung um 9,0 % bzw. 1,7 % pro Jahr. Die Pragmatisierung (Überlei ­
tung von LandesvertTagslehrern in das öffentlich-rechtliche Dienst­
verhältnis) entftel ab dem Schuljahr 2002/2003. (TZ 13, 14) 

Land Niederösterreich 

Im Land Niederösterreich erfolgten 2008 bis 2013 in Summe 2.562 
Ruhestandsversetzungen von Lande lehrerbeamten; 74,5 % davon 
nahmen die Hacklerregelung-ALT in Anspruch, 20,5 % der Ruhe­
standsversetzungen beruhten auf Dienstunfähigkeit (krankheitsbe­
dingt) . 1,6 % der Ruhestandsver etzungen erfolgten ab dem gesetz­
lichen Pensionsalter (Alter pension oder Regelpensionsalter). (TZ 15) 

Die Anzahl der Landeslehrerbeamten im Ruhestand einschließlich 
der Versorgungsgenus bezieher (Witwen und Waisen) stieg von 2008 
bis 2013 von 7.100 auf 8.574, die daflir auflaufenden Pensions­
ausgaben stiegen im gleichen Zeitraum von 250,56 Mio. EUR auf 
333,93 Mio. EUR; das ent prach einer Steigerung um JJ ,3 % bzw. 
5,9 % pro Jahr. (TZ 16) 

Der Stand an Lande lehrern sank von 2008 bis 2013 von 12.137 VBÄ 
auf 12.057 VBÄ, die Ausgaben hiefür stiegen im gleichen Zeitraum 
(aufgrund der Struktureffekte und jährlichen Gehaltserhöhungen) 
von 628,47 Mio. EUR auf 740,03 Mio. EUR, das entsprach einer 
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Steigerung um 17,8 % bzw. 3,3 % pro Jahr. Die Pragmatisierung 
[Überleitung von Landesvertragslehrern in das öffentlich-rechtliche 
Dienstverhältnis) entfIel seit ca. 2004. (TZ 17, 18) 

Land Oberösterreich 

Im Land Oberösterreich erfolgten 2008 bis 2013 in Summe 2.270 
Ruhestandsversetzungen von Landesle.hrerbeamten; 71.0 % davon 
nahmen die Hacklerregelung-ALT in AnSpruch, 22 % der Ruhe­
standsversetzungen beruhten auf Dienstunfähigkeit [krankheitsbe­
dingt). 1,8 % der Ruhestandsversetzungen erfolgten ab dem gesetz­
lichen Pension alter (Alterspension oder Regelpensionsalter). [TZ 19) 

Die Anzahl der Landeslehrerbeamten im Ruhestand ein chließlich 
der Versorgungsgenussbezieher (Witwen und Waisen) stieg von 2008 
bis 2013 von 6.333 auf 7.795, die dafür auflaufenden Pensions­
ausgaben stiegen im gleichen Zeitraum von 232,70 Mio. EUR auf 
308,66 Mio. EUR; das entsprach einer Steigerung um 32,6 % bzw. 
5,8 % pro Jahr. (TZ 20) 

Der Stand an Landesichrem sank von 2008 bis 2013 von 12.526 VBÄ 
auf 12.062 VBÄ, die Ausgaben hiefür stiegen im gleichen Zeitraum 
(aufgrund der Struktureffekte und jährlichen Gehaltserhöhungen) 
von 651,53 Mio. EUR auf 758,31 Mio. EUR, das entsprach einer 
Steigerung um 16,4 % bzw. 3,1 % pro Jahr. Die Pragmatisierung 
[Überleitung von Landesvertragslehrern in das öffentlich-rechtliche 
Dienstverhältni ) entfIel eit ca. 2007. (TZ 21. 22) 

Land Salzburg 

Im Land Salzburg erfolgten 2008 bis 2013 in Summe 885 Ruhc­
standsversel"zungen von Landeslehrerbeamten ; 70,4 % davon nah­
men die Hacklerregelung- ALT in Anspruch, 20,3 % der Ruhestands­
versetzungen beruhten auf Dienstunfähigkeit (krankheitsbedingt) . 
2,7 % der Ruhestandsversetzungen erfolgten ab dem gesetzlichen 
PensionsaIter (Alterspension oder RegelpensionsaIter). (TZ 23) 

Die Anzahl der Landeslehrerbeamten im Ruhestand einschließlich 
der Versorgungsgenussbezieher (Witwen und Waisen) stieg von 2008 
bis 2013 von 2.358 auf 2.916, die dafür auflaufenden Pensions­
ausgaben stiegen im gleichen Zeitraum von 82,38 Mio. EUR auf 
111,99 Mio. EUR; da entsprach einer Steigerung um 35,9 % bzw. 
6,3 % pro Jahr. (TZ 24) 
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Der Stand an Landeslehrern sank von 2008 bis 2013 von 4.484 VBÄ 
auf 4 .355 VBÄ, die Ausgaben hiefür stiegen im gleichen Zeitraum 
(aufgrund der Struktureffekte und jährlichen Gehaltserhöhungen) 
von 227,44 Mio. EUR auf 267,16 Mio. EUR. das entsprach einer 
Steigerung um 17,5 Ofo bzw. 3.3 Ofo pro Jahr. Die Pragmatisierung 
(Überleitung von Landesvertragslehrern in das öffentlich-rechtliche 
Dienstverhältnis) entfIel seit ca. 2007. (TZ 25, 26) 

Land Steiermark 

1m Land Steiermark erfolgten 2008 bis 2013 in Summe 2.338 Ruhe­
standsversetzungen von Landeslehrerbeamten; 73 ,5 Ofo davon nah­
men die HackJerregelung-ALT in Anspruch, 20,0 Ofo der Ruhestands­
versetzungen beruhten auf Dienstunfahigkeit (krankheitsbedingt). 
3,6 Ofo der Ruhestandsversetzungen erfolgten ab dem gesetzlichen 
Pensionsalter (Alterspension oder RegelpensionsaJter). (TZ 27) 

Die Anzahl der Landeslehrerbeamten im Ruhestand einschließlich 
der Versorgungsgenussbezieher (Witwen und Waisen) stieg von 2008 
bis 2013 von 6.156 auf 7.752, die dafür auflaufenden Pensions­
ausgaben stiegen im glei hen Zeitraum von 217,34 Mio. EUR auf 
299,44 Mio. EUR; das entsprach einer Steigerung um 37,8 Ofo bzw. 
6 ,6 Ofo pro Jahr. (TZ 28) 

Der Stand an Landesiehrem sank von 2008 bis 2013 von 9.178 VBÄ 
auf 8.364 VBÄ. die Ausgaben hiefür stiegen im gleichen Zeitraum 
(aufgrund der Struktureffekte und jährlichen Gehaltserhöhungen) 
von 515,77 Mio. EUR auf 563,28 Mio. EUR, das entsprach einer Stei ­
gerung um 9,2 % bzw. 1,8 % pro Jahr. Die Pragmatisierung (Überlei ­
tung von Landesvertragslehrem in das öffentlich-rechtliche Dienst­
verhältnis) entfiel seit ca. 1983 (Ausnahme Schulleiter). (TZ 29, 30) 

Land Tirol 

1m Land Tirol erfolgten 2008 bis 2013 in Summe 1.003 Ruhestands­
versetzungen von Landeslehrerbeamten; 71 ,0 Ofo davon nahmen die 
HackJerregelung-ALT in Anspruch. 16,8 Ofo der Ruhestandsverset­
zungen beruhten auf Dienstunfahigkeit (krankheitsbedingt). 3,5 Ofo 

der Ruhestandsversetzungen erfolgten ab dem gesetzJichen Pensi­
onsalter (AJterspension oder Regelpensionsalter). (TZ 31) 
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Die Anzahl der landeslehrerbeamten im Ruhestand einschließlich 
der Versorgungsgenussbezieher (Witwen und WaisenJ stieg von 2006 
bis 2013 von 2.636 auf 3.491, die dafur auflaufenden Pensions­
ausgaben stiegen im gleichen Zeitraum von 106,73 Mio. EUR auf 
142,71 Mio. EUR; das entsprach einer Steigerung um 33,7 % bzw. 
6 % pro Jahr. (TZ J2J 

Der Stand an landesiehrem sank von 2008 bis 2013 von 6.497 VBÄ 
auf 6.291 VBÄ, die Ausgaben hiefur stiegen im gleichen Zeitraum 
(aufgrund der Struktureffekte und jährlichen GehaltserhöhungenJ 
von 294,75 Mio. EUR auf JJ6,90 Mio. EUR, das entsprach einer 
Steigerung um 15,0 % bzw. 2,6 % pro Jahr. Pragmatisierungen 
von landeslehrern werden nach wie VOr durchgefuhrt. (TZ JJ, 34J 

Land Vorarlberg 

Im land Vorarlberg erfolgten 2008 bis 2013 in Summe 411 Ruhe­
standsversetzungen von Landeslehrerbeamten; 72,8 % davon nah­
men die Hacltlerregelung- AlT in Anspruch , 12,4 % der Ruhestands­
versetzungen beruhten auf Dienstunfahigkeit (krankheitsbedingtJ . 
Drei Ruhestandsversetzungen erfolgten ab dem gesetzlichen Pensi ­
onsalter (Alterspension oder RegelpensionsalterJ. (TZ 35J 

Die Anzahl der landeslehrerbeamten im Ruhestand einschließlich 
der Versorgungsgenussbezieher (Witwen und WaisenJ stieg von 2008 
bis 2013 von 1.042 auf 1.330, die dafur auflaufenden Pensions­
ausgaben stiegen im gleichen Zeitraum von 41,33 Mio. EUR auf 
56,56 Mio. EUR; das entsprach einer Steigerung um 36,9 % bzw. 
6,5 % pro Jahr. (TZ 36J 

Der Stand an Landesiehrem stieg von 2008 bis 2013 VOn 3.495 VBÄ 
auf 3.678 VBÄ, die Ausgaben hiefur stiegen im gleichen Zeitraum 
von 185,69 Mio. EUR auf 230,97 Mio. EUR, das entsprach einer 
Steigerung um 24,4 % bzw. 4,5 % pro Jahr. Die Pragmatisierung 
(Überleitung von Landesvertragslehrem in das öffentlich-rechtliche 
DienstverhältnisJ entfiel ab 2005. (TZ 37, 38J 

land Wien 

Im Land Wien erfolgten 2008 bis 2013 in Summe 1.681 Ruhe tands­
versetzungen von Landeslehrerbeamten ; 69,5 % davon nahmen die 
Hacklerregelung-AlT in Anspruch, 15,2 % der Ruhestandsverset­
zungen beruhten auf Dienstunfahigkeit (krankheitsbedingtJ . 7, 1 % 
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der Ruhestandsversetzungen erfolgten ab dem gesetzlichen Pensi­
onsalter (Alterspension oder RegelpensionsaHer). (TZ 39) 

Die Anzahl der Landeslehrerbeamten im Ruhestand einschließlich 
der Versorgungsgenussbezieher (Witwen und Waisen) stieg von 2008 
bis 2013 von 5.106 auf 5.846, die dafür auflaufenden Pensions­
ausgaben stiegen im gleichen Zeitraum von 173,99 Mio. EUR auf 
221,74 Mio. EUR; das entsprach einer Steigerung um 27,4 % bzw. 
5,0 % pro Jahr. rrz 40) 

Der Stand an Landeslehrern stieg von 2008 bis 2013 von 10.691 VBÄ 
auf 11.193 VBÄ, die Ausgaben hiefür stiegen im gleichen Zeitraum 
von 521,40 Mio. EUR auf 624,89 Mio. EUR, das entsprach einer 
Steigerung um 19,9 % bzw. 3,7 % pro Jahr. Die Pragmatisierung 
(Überleitung von Landesvertragslehrern in das öffentlich-rechtliche 
Dienstverhältnis) entliel ab 2005. (TZ 41, 42) 

Bundeslehrer 

Bei den Bundeslehrern erfolgten 2008 bis 2013 in Summe &.113 Ruhe­
standsversetzungen von Bundesle.hrerbeamten; 51 % davon nahmen 
die Hacklerregelung-ALT in Anspruch, 13,3 % gingen in die Kor­
ridorpension und 9.3 % der Ruhestandsversetzungen beruhten auf 
Dienstunnihigkeit (krankheitsbedingt). 16,6 % der Ruhe tandsver­
setzungen erfolgten ab dem gesetzlichen Pensionsalter (AJterspen­
si on oder RegelpensionsaJter). (TZ 43) 

Die Anzahl der Bundeslehrerbeamten im Ruhestand einschließlich 
der Versorgungsgenussbezieher (Witwen und Waisen) stieg von 2008 
bis 2013 von I &.273 auf 20.402. (TZ 44) 

Der Stand an jenen Bundeslehrern, die vom BMBF verwaltet wur­
den, stieg von 2008 bis 2013 von 37 .270 VBÄ auf38.348 VBÄ, die 
Ausgaben hiefür stiegen im gleichen Zeitraum von 2.292,59 Mio. 
EUR auf 2.708,57 Mio. EUR, das entsprach einer Steigerung um 
18, I % bzw. 3,4 % pro Jahr. Die Pragmatisierung (Überleitung von 
Bundesvertragslehrern in das öffentlich-rechtliche Dienstverhält­
nis) entliel ab 1997. (TZ 45, 4&) 
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Maßnahmen 

Die bisherigen Maßnahmen der länder zur Stärkung und Erhal­
tung der Arbeitsfahigkeit beinhalteten Fortbildungsmaßnahmen 
mit gesundheitlichen Schwerpunkten, dienstrechtliche Maßnahmen 
(etwa die Herabsetzung der lehrverpflichtung u.a. aus gesundheit­
tichen Gründen, das Sabbatical oder der Karenzurlaub gegen Ent­
fall der Bezüge), individuelle Angebote zur Prävention im Rahmen 
der arbeitsmedizinischen Betreuung und individuelle Angebote zu 
therapeutischen Maßnahmen. (TZ 51) 

Die Anzahl an jährlichen Krankenstandstagen der landeslehrer­
beamten stieg von 2008 mit durchschnittlich 11,74 bi 2013 aur 
durchschnittlich 13,87. Weiters war 2013 der Durchschnitt der jähr­
lichen Krankenstandstage bei den landeslebrerbeamten mit I J ,87 
nahezu doppelt so hoch wie jener der Landesvertragslehrer mit 
7,61. Die länder boten dazu weder ein Krankcnstandsmonitoring 
an, noch Unterstützungsmaßnahmen zur Stärkung und Erhaltung 
der Arbeitsfahigkcit während der Phase eines bereits länger andau­
ernden Krankenstandes oder sich häufender Krankenstände. (TZ 52) 

Unter den von den ländern vorgeschlagenen künftigen Maßnahmen 
zur Stärkung und Erhaltung der Arbeitsfahigkeit der Landeslehrer 
fanden sich insbesondere solche, die vermehrte Unterstützungs­
leistungen zum Inhalt hatten. ,,,ie beispielsweise eine Begleitung 
in belastenden Schulklassensituationen durch schulpsychologisches 
Personal oder die Entlastung vOn administrativen Aufgaben. (TZ 53) 

Die länder verfügten teilweise über keine Daten betreffend die kate ­
gorisierten Erkrankungen. die zu einer vorzeitigen krankheitsbe­
dingten Ruhestandsversetzung geführt hatten. Da die kategorisier­
ten medizinischen Gründe für die Dienstunfahigkeit nicht beka.nnt 
waren, konnte weder eine Analy e der Ursachen vorgenommen, 
noch zielgerichtete Maßnahmen mit dem Ziel der Erhaltung der 
Gesundheit und somit der Dien tfahigkeit gesetzt werden. (TZ 54) 
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Rechtsgrundlage 

Lmde$lthrer 

landtstehrerbtamte 

undfsvertragslenrer -
landfsvtrlragsleh rtr 

Dienstgtbtrbtitrjge und 
sonstigl! Ausgaben -
Ptnsions.su nd (Pensionisten 
und Hinterbtiebene) 

Pensionsilusgaben 

- Einnahmtn durch Pensions­
und SldlerungsbeitrJgl! 

.' 11 5 

Rundungsdifferenzen möglich 

Bundeslehrerbeamte 
Bundesvertragslehrer 
nicht verfügba r 

Kenndaten 2013 zu Landeslehrern 

R 
H 

lande,lehrer-Oien,trechtsge,etz- lDG 1984, 8G8l. Hr. 302/ 1984, land- und forst­
wirtschaftliche. lande.lehrer- Oien.trechtsge,etz- LlDG 1985, BG8l. Hr. 296/ 1985 
Lande5vertrag.lehrpersonenge.etz 1966-lVG, BGBL Hr. 172/ 1966, land- und Forst­
wirtschaftliche. lande.vertrag,lehrpersonenge.etz (llVG), 8G81. Hr. 244/ 1969 

Pensionsrecht für landeslehrerbeamte war grundsätzlich das Pensionsrec.ht für Bundes­
beamte. Im Detail wurden die Grundlagen des Pensionsantritts von landeslehrer­
beamten im lOG 1984 und llOG 1985 annähernd inhaltsgleich mit dem Beamten­
Oienstrechtsgesetz 1979 geregelt. 

in VBÄ 

e 
;: 

< • i 

965 2.736 7.772 7.39] 2.673 3.668 3.865 1.622 5.274 

1.177 1.809 4.285 4.669 1.682 4.696 2.425 2.056 5.919 

UAN ..... LJM IUIO 1.1,. 11.1" 

in "'io. EUR 

J 

60.51 157.35 450,60 ']',80 155.02 258.85 208.39 101.33 299.23 z.ut.II ...., 
i;::::===( 

4S.7S 1'7.41 155,78 185,65 63,62 2OJ..47 81.57 87.20 206.47 s.ta." LDl.71 

23,52 53,16 133,65 131,.6 4.,53 99,95 46,94 42,44 119,20 111M 

Anu ht 

1.819 3.934 8.574 7.795 2.916 7.752 ] .491 1.330 5.846 

in Mio. (UR 

73.09 150,1 2 333,93 308,66 111.99 299.44 142.71 56.56 221 ,74 

16.29 40,42 126,59 114,95 41 ,70 69.33 54.09 24.93 72.36 ...... 

Quellen: Amt der Burgen tä nd ischen landesregierung: l andesschul rat Burge nland: Amt der Kärn tne r l andesreg ierun g; 
Kärntner l andesschulrat; Amt der Niederösterreichischen landesregierung; landesschulrat Niede rösterreich; Amt 
der Oberösterreichischen landesregie rung; landesschulrat Oberästerreich; Amt der Salz burger l andesregierung; 
landesschulrat Salzburg; Amt der Steiermärkischen landesregierung; l andesschulrat Steiermark: Amt der Tiroler 
Landesregierung; landesschulrat Tirol; Amt der Vorarlberger landesregierung; landesschutrat Vorarlberg; Magistrat 
der Stadt Wien; Stadtschulrat Wien; BMBf 
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Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Bund 2015/12 

B 
landeslehrerpensionen 

1 Der RH überprüfte von Mai 2014 bis Juni 2014 die Gebarung aller 
neun Bundesländer hinsichtlich der Pensionen der Landeslehrerbeam­
len. Der Prüfungszeitraum bezog sich auf die Jahre 2008 bis 2013. 

Ziele der Gebarungsüberprüfung waren einerseits die Darstellung der 
Aklivslände und Ausgaben für Landeslehrer sowie für die Pen ionen 
der Landeslehrerbeamten und andererseits die Erhebung sowie Beur­
teilung des durchschnittlichen Pensionsamrittsalters und der Pensio­
nierungsgründe der Landeslehrerbeamten im Vergleich zu den Bun­
deslehrerbeamten. 

Zu dem im Februa r 2015 übermittelten Prüfungsergebnis gaben die 
überprüften Stellen eine Stellungnahme bzw. einen Stellungnahme­
verzicht ab: 

Überprüfte Stelle 

Burgenländische Landesregierung 

Landesschulrat für Burgenland 

Kärntner landesregierung 

landesschulrat für Kärnten 

Stellungnahme Mai 2015 

Stellungnahme April 2015 

Stellungnahme April 2015 

Stellungnahmeverzicht April 2015 

Niederösterreichische landesregierung Stellungnahme April 2015 

landesschulrat für Niederösterreich Stellungnahme Mai 2015 

Oberösterreichische Landesregierung Stellungnahme April 2015 

landesschulrat für Oberösterreich Stellungnahme März 2015 

Salzburger Landesregierung Stellungnahme April 2015 

Landesschulrat für Salzburg Stellungnahmeverzicht Mai 2015 

Steiermärkische Landesregierung Stellungnahme April 2015 

Landesschulrat für Steiermark Stellungnahme Mai 2015 

Tiroler Landesregierung Stellungnahme April 2015 

Landesschulrat filr Tirol Stellungnahmeverzicht Mai 2015 

Vorarlberger landesregierung Stellungnahme März 2015 

landesschulrat fü, Vorarlberg 

Magistratsdirektion der Stadt Wien 

Stadtschulrat für Wien 

Bundeskanzleramt 

Bundesministerium für Bildung 
und Frauen 

Stellungnahmeverzicht April 2015 

Stellungnahmeverzicht AprH 2015 

Stellungnahme April 2015 

Stellungnahme April 2015 

Stellungnahme Mai 2015 

Gegenäußerung 
durch den RH 

Juli 2015 

Juli 2015 

Juli 2015 

Juli 2015 

Juli 2015 

Juli 2015 

Juli 2015 

Juli 2015 

Juli 2015 

Juli 2015 

Juli 2015 

Juli 2015 

Juli 2015 

Juli 2015 

Juli 2015 
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2 (I) Der RH hatte 2006 bis 2008 die Systematik der Landesbeamten­
pensionen im Rahmen von drei Gebarungsüberprüfungen überprüft: 

gleichlautende Beri chte: 
1. von Mai 2006 bis Bund Reihe Bund 2007/ 9 

September 2006 Burgenland Reihe Burgenland 2007/ 4 
Niederösterreich Reihe Niederösterre ich 2007/ 8 
Salzburg Reihe Salzburg 2007/ 5 

2. von September 2007 Kärnten Reihe Kärnten 2008/ 4 
bis November 2007 Oberösterreich Reihe Oberösterreich 2008/ 4 

Steiermark Reihe Steiermark 2008/ 5 

3. von Februar 2008 Bund Reihe Bund 2009/ 8 
bis Mai 2008 Tirol Reihe Tirol 2009/ 3 

Vorarlberg Reihe Vorarlberg 2009/ 3 
Wien Reihe Wien 2009/ 4 

Von September 2008 bis Oktober 2008 erfolgten zwei ergänzende Geba­
rungsüberprüfungen zur Aktualisierung der Datenlage. Das Ergeb­
nis dieser Quer.;chnittsüberprüfung veröffentlichte der RH im Bericht 
,Reformen der Beamtenpensionssysteme des Bundes und der Länder' 
in der Reihe Bund 2009/10. 

(2) Teil der damaligen Quer.;chnittsüberprüfungen war auch die Erhe­
bung der Datenlage zu den Landeslehrerbeamten und deren gegen­
über dem gesetzlichen Regelpensionsalter überwiegend vorzeitigen 
Ruhestandsver.;etzungen. Dabei hatte der RH festgestellt, dass sich 
das durchschnittliche Pensionsanrrittsalter der Landeslehrerbeamten 
im Zeitraum 2004 bis 2007 auf rd. 56,7 Jahre belief. Das gesetzliche 
Regelpensionsalter - das ist das frühest mögliche abschlagsfreie Pen­
sionsantrittsalter durch Erklärung - hätte 2005 zumindest 61 Jahre 
und 10 Monate betragen. 

In den Jahren von 2004 bis 2007 war die Mehrzahl (49,4 'Ib) der Ruhe­
standsver.;etzungen der Landeslehrerbeamten vorzeitig krankheitsbe­
dingt erfolgt. Daher hatte der RH den Ländern empfohlen, Maßnahmen 
zu setzen, die dazu beitragen sollen, das durchschnittliche Pensions­
antrittsalter zu erhöhen und den Anteil der krankheitsbedingtcn Ruhe­
standsver.;etzungen zu verringern. 

Bund 2015/12 
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Landeslehrer 

Bund 2015/12 

3.1 (1) Landeslehrer waren Lehrer für öffentliche Pnichtschulen (Volks­
schulen. Neue Mittelschulen, Hauptschulen. Sonderschulen, Polytech­
nische Schulen. Berufsschulen) sowie der land- und forstwinschaft ­
lichen Fachschulen. Dienstgeber der Lande lehrer waren die Länder. 
Das Dienstverhältni des Landeslehrers war öffentlich- rechtlich (Lan­
deslehrerbeamter) oder privatrechtlieh (Landesvenragslehrer). 

Das Dienstrecht der Landeslehrer war in Gesetzgebung Bundessache. 
in Vollziehung Landessache. Für die Beamten galt das Landeslehrer­
Dienstrechtsgesetz (LDG 1984). BGBI. Nr. 302/1984. sowie da Land­
und forstwinschaftliche Landeslehrer- Dienstrechtsgesetz (LLDG 1985). 
BGBI. Nr. 296/ 1985. 

(2) Aufgrund verfassungsrechtlicher Vorschriften hatte der Bund den 
Ländern den Aktivitätsaufwand (im Rahmen der genehmigten SteIlen­
pläne) für die Landeslehrerbeamten und Landesvenrag lehrer sowie 
den Pensionsaufwand für alle Landeslehrerbeamten zu ersetzen. Hin­
ichtlich der Aktivitätsbezüge war einfachgesetzlich festgelegt. da 

der Bund den Ländern 100 'lb der Kosten der Besoldung der Landes­
lehrer an öffentlichen allgemein bildenden Pnichtschulen und 50 'lb 

der Be oldungskosten rur Landeslehrer an berufsbildenden Pflicht­
schulen und an land- und forstwinschaftlichen Berufs- und Fach­
schulen zu ersetzen hatte. 

(3) Dienstgeber der Landeslehrerbeamten und Landesvenragslehrer 
war das jeweilige Land. Die in jedem Land bestehenden Landesleh­
rer- Diensthoheitsgesetze legten die konkrete Dienstbehörde bzw. die 
von den Schulbehörden des Bundes und der Länder wahrzunehmenden 
einzelnen dienstbehördlichen Aufgaben fest. In den Ländern Kärnten. 
Salzburg. Tirol und Vorarlberg wurden die dienstbehördlichen Aufga ­
ben von der Landesregierung (und teilweise von den Bezirksverwal­
tungsbehörden) wahrgenommen. In den Bundesländern Burgenland. 
Niederösterreich. Oberösterreich. Steiermark und Wien waren diese 
Aufgaben (in unterschiedlichem Ausmaß) zwischen der landesregie­
rung und dem Landesschulrat (bzw. Stadtschulrat rur Wien) geteilt. 

3.2 Der RH wiederholte eine Kritik hinsichtlich der verfassungsrecht­
lich komplexen Kompetenzveneilung und der fehlenden Übereinstim­
mung von Aufgaben- . Ausgaben- und Finanzierungsverantwonung 
zwischen Bund. Ländern und Gemeinden (siehe auch "Modellver­
suche Neue Minelschule" . Reihe Bund 20t3/12; "Schulstandone allge­
mein bildende Pnichtschulen - Oberösterreich und Steiermark". Reihe 
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Bund 2014/12; _Finanzierung der Landeslehrer-. Reihe Bund 2012/4; 
_Positionen RW Verwaltungsreform 2011). 

3.3 Die Niederästerreicllische Landesregierung merkte in illrer Srellung­

nahme an, dass eine Gebarungsüberprofung durcli den RH u.a. die Über­
einstimmung des Venvaltungshandelns mit den bestehelldell Vorscllrif­
tNI betreffe und nicht die fir die Gebarung maBgebellden Beschlüsse 

der verJassullgsmäBig zuställdigen Venrerullgskärper umfasse und 
daher die geltClide verJassungsgesetzlich festgelegte Kompetellz vertei­

Itlllg dafir deli MoBstab bilde. 

3.4 Der RH stimmte der Niederöslerreichischen Landesregierung zu, dass 
die verfassungsmäßige Kompetenzverteilung bei Gebarungsüberprü­
fungen vom RH zu berücksichtigen ist. Sinn und Zweck dieses Grund­

satzes könne es aber nicht sein, dass dem RH Aussagen zu (verfas­
sungs)gesctzlichen Regelungen, die zu einer unübersichtlichen und 
somit unwirtschaftlichen und unzweckmäßigen Gebarung beitragen, 

gänzlich verwehrt sind . 

4.1 Das für Landeslehrerbeamte geltende Pensionsrecht war grundSätzlich 
das für Bundesbeamte geltende. Im Detail wurden die Grundlagen des 
Pensionsantritts von Landeslehrerbeamten im LDG 1984 und im LLDG 
1985 - annähernd inhaltsgleich mit dem Beamten-Dienstrechlsge­
setz 1979 - geregelt. Die Pensionsbeiträge der Landeslehrerbeamten 
waren im Gehaltsgesetz 1956 (der Bundesbeamten), BGB\. Nr. 54/1956, 

und das Leistungsrecht im Pensionsgesetz 1965 (der Bundesbeamten), 
BGB\. Nr. 340/1965, festgelegt. Das Pensionsrecht der Landeslehrerbe­
amten war daher weitgehend deckungsgleich mit jenem der Bundes­

beamten. 

Landesvenragslehrer waren - ebenso wie Vertragsbedienstete des 

Bundes und der Länder - nach dem Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetz (ASVG) pensionsversichert; ihre gesetzliche Altersversorgung 

wurde von der Pen ionsversicherung getragen. 

4 .2 Das Pensionsrecht der Bundesbeamten mit einer Systematik der Ruhe­
genussberechnung (Rechtslage 2004) eines schrittweise auf 65 Jahre 
steigenden Regelpensionsalters. einer schrittweise auf 40 Jahre stei­

genden Durchrechnung und einer Gesamtdienstzeit von 45 Jahren hatte 
der RH in seinem Bericht "Reformen der Beamtenpensionssysteme des 

Bundes und der Länder", Reihe Bund 2009/10, im Sinne der Leistungs­
gerechtigkeit und Finanzierbarkeit als zweckmäßig und sparsam beur­

teilt. 

Bund 2015/12 
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Der RH haue weilers die Berechnung der Ruhegenüsse der Bundes­
beamten nach dem Pensionskonto des Allgemeinden Pen ionsge­
etzes (APG; Parallelrechnung Rechtslage 2004 und Pensionskonto 

ab Gebunsjahrgang 1955) als beitragsbezogen. transparent und ein­
fach in der Durchführung beurteilt. Die damit verbundenen künftigen 
Einsparungen werden in hohem Maße zur Finanzierung der künftigen 
Ruhegenüsse der Bundesbeamten beitragen. 

5.1 Die konkreten Voraussetzungen für einen Übertriu bzw. eine Versetzung 
eines Lande lehrerbeamten in den Ruhestand waren im LOG 1984 und 
im LLDG 1985 geregelt. Das Pen ionsrecht legte auch die Abschläge bei 
gegenüber dem Regelpensionsalter vorzeitiger Ruhestandsversetzung 
fest. Die Abschläge in Prozentpunkten pro Jahr vorzeitiger Versetzung 
in den Ruhestand (ein Prozentpunkt entspricht 1.25 <\b) waren bei der 
Pensionsberechnung (Rechtslage 2(04) von der 80 <\bigen Bemessungs­
grundlage abzuziehen. Im Ergebnis reduzierten die Abschläge die Höhe 
der Pension gegenüber einem Pensionsantritt mit dem Regelpensions­
alter. 

Folgende Varianten für die Versetzung in den Ruhestand be tanden: 

I. AJter pen ion (kei ne Ab chläge bei der Pensionsberechnung): 

Der Übertritt in den Ruhestand erfolgte (von Gesetzes wegen) mit 
Ablauf des Jahres. in dem der Landeslehrerbeamte ein 65. Lebens­
jahr vollendete. 

2. Versetzung in den Ruhesta nd durch ErkJä run g zum gesetzlichen 
Pension a lter (keine Abschläge be i der Pen io nsberechnung): 

Durch schriftliche Erklärung des Landeslehrerbeamten wurde die Ver­
setzung in den Ruhe ta nd mit Ablauf des Monat bewirkt. sofern er 
das gesetzliche Pensionsalter (Regelpensionsalter) erreicht haue. Die­
e steigt. abhängig vom Geburt Jahrgang von 61.5 schrittweise auf 

65 Jahre an und betrug zum Zeitpunkt der Gebarungsüberprüfung 
(3. Quartal 2014) 64.17 Jahre bzw. 770 Monate. 

Eine Versetzung in den Ruhestand zum gesetzlichen Pensionsalter 
konnte auch von Amts wegen erfolgen. wenn der Landeslehrer die 
für den vollen Ruhegenussanspruch (100 <\b von der 80 <\bigen Bemes­
sungsgrund lage) erforderliche Dienstzeit aufwies. 

31 

III-197 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 35 von 100

www.parlament.gv.at



R 
H 

Rechtsgrundlagen der Landeslehrer 

32 

3. "Lehrermodell" (Abschläge 4 Prozentpunkte pro Jahr): 

Bei dieser nur Lehrern zugänglichen Variante wurde auf schriftlichen 
Antrag des (hier) Landeslehrerbeamten die Versetzung in den Ruhestand 
höchstens fünf Jahre vor dem jeweils geltenden gesetzlichen Pensi ­
on alter (Regelpensionsalter, siehe Punkt 2) bewirkt. Diese Anlrittsva ­
riante konnle nur von vor dem I. Jänner 1954 geborenen Landesleh­
rerbeamlen (bzw. Bundeslehrerbeamten) und bis 3 I. Dezember 2013 
gewählt werden. Die Abschläge betrugen vier Prozentpunkte von der 
Bemessungsgrundlage pro Jahr gegenüber dem Regelpensionsaller und 
waren in Summe nicht gedeckelt. 

4. Korridorpension (Abschläge 3,JG Prozentpunkte von der Bemes­
sungsgrundlage so wie zusätzlich 2,1 % von der berechneten 
Gesamtpension pro Jahr) : 

In dieser Variante wurde die Ruhestandsversetzung durch schriftliche 
Erklärung des Landeslehrers ab Ablauf des Monats, in dem er sein 
62. Lebensjahr vollendet hatte, bewirkt, sofern zu diesem Zeitpunkt 
37,5 Jahre ruhegenussfahiger Gesamtdienstzeit vorlagen. 

Die Abschläge der Korridorpension- ALT rur Gebunsjahrgänge bis 1953 
betrugen 1,68 Prozentpunkte von der Bemessungsgrundlage pro Jahr 
gegenüber dem Regelpensionsal!er, waren aber unabhängig vom 10 'lb­

Verlustdeckel anzuwenden . 

Die Abschläge der Korridorpension - NEU für Geburtsjahrgänge ab 1954 
betrugen 3,36 Prozentpunkte von der Bemessungsgrundlage pro Jahr 
gegenüber dem Regelpensionsalter (65 Jahre). Zu ätzlich werden 2,1 'lb 

Abschläge von der Brultopension pro Jahr vorzeitiger Ruhestands­
versetzung gegenüber dem RegelpensionsaltN (65 Jahre) abgezogen. 
Die rur diese Antrittsvariante notwendige Gesamtdienstzeil steigt pro 
Kalenderjahr um sechs Monate bis 40 Jahre für Pensionsantritte ab 

dem Jahr 2017. 

5. Versetzung in den Ruhestand bei langer beitragsgedeckter Gesamt­
dienstzeit ("HackJerregciung"; keine Abschläge für Geburtsjahr­
gä nge bis 1953): 

Vor 1954 Geborenen stand diese Variante ab Vollendung des 60. Lebens­
jahres bei Vorliegen von 40 Jahren beilragsgedeckter Gesamtdienst­
zeit offen (Haclderregelung- ALT). Ein Nachkaufvon Schul - und Stu­
dienzeiten für die Gesamtdienstzeit war zulässig; Abschläge waren bei 
der Hacklerregelung-ALT nicht anzuwenden. (Eine dazu gleichartige 
Hack.lerregelung- ALT galt auch für ASVG-Versicherte; das frühest-
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mögliche Pension antrittsalter betrug bei der Haclderregelung- ALT 
bei Männern 60 Jahre, bei Frauen 55 Jahre.) 

Die Haclderregelung- NEU galt fUr ab 1954 Geborene und ennöglichte 
eine vorzeitige Ruhestandsversetzung ab Vollendung des 62. Lebens­
jahrs bei Vorliegen von 42 Jahren beitragsgedeckter (das heißt ohne 
Schul - und Studienzeiten) Gesamtdienstzeit. Ein Nachkaufvon chul ­
und Studienzeiten war nicht zulässig; die Abschläge der Rechtslage 
2004 beliefen sich auf 3,36 Prozentpunkte pro Jahr gegenüber dem 
Regelpensionsalter (65 Jahre). 

6. Dienstunfähigkeit (Ab chläge 3,36 Prozentpunkte pro Jahr): 

Die Versetzung in den Ruhestand wegen dauernder Dienstunrahigkeit 
erfolgte von Amts wegen oder auf Antrag mit Ablauf jenes Monats, in 
dem der Ruhestandsversetzungsbescheid rechtskräftig wurde. Dienstun­
fähigkeit lag vor, wenn der Landeslehrerbeamte infolge seiner gesund­
heitlichen Verfassung seine dienstlichen Aufgaben nicht erftillen und 
ihm kein mindestens gleichweniger Arbeitsplatz zugewiesen wer­
den konnte, dessen Aufgaben er nach seiner gesundheitlichen Verfas­
sung zu erfUlien im tande war und der ihm mit Rücksicht auf seine 
Verhältnisse billigerweise zugemutet werden konnte. Die Abschläge 
der Rechtslage 2004 beliefen sich auf 3,36 Prozentpunkte pro Jahr 
gegenüber dem Regelpensionsalter (65 Jahre ab dem Gebunsjahrgang 
2. Oktober 1952) und waren mit 18 Prozentpunkten gedeckelt. 

5.2 Die Voraussetzungen fUr die Versetzung in den Ruhestand von Lan­
deslehrerbeamten ent prachen jenen der Bundeslehrerbeamten; die 
angefUhnen Varianten entsprachen - mit Ausnahme des _Lehrenno­
delIs' - auch jenen der Bunde beamten. 1 

Der RH kritisiene erneut, dass die Hacklerregelung-ALT fUr die 
Gebunsjahrgänge bis 1953 nicht nur das besonders niedrige Pensions-
3ntrittsalter von 60 Jahren ermöglichte, sondern darüber hinaus trotz 
vorzeitigen Pensionsantrins keine Ab chläge zur Reduzierung der Pen-
ion höhe angewendet wurden (siehe auch TZ 25 Reihe Bund 2009/10 

bzw. TZ 5 Reihe Bund 2013/5). 

5.3 Die Niederösrerreichisclle Landesregierung u,ld der als Dienstbe­
hörde eingericlltete Landesschulrat fiir Niederösterreich erklärre'l in 
ihren Stellungnallmen, dass sie die ei'lschlägigen Be timmungen des 
LDG /984 und de LLDG /985 über die Ver etzu'lg in den Ruhestand 

I Die P('n5ionSanlnttsvarianltn rur A VG- vc:nichtr1(' Männrr Sind dazu weitgehend 
gleich; ASVG- v(,ßlch('r1r Frauen wrlstn bis zum Gt'bunsdatum I. DurmbC'r 1963 ('In 

um fUnf JahlT g('nngtrt'S RqJtlJXnsionsa!ttr auf. 
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bei langer beitragsgedeckter Gesamtdiensrzeir fiir die Gebunsjahrgänge 
bis /953 bei Vorliegen der Voraussetzungen und nach Eingang von 
enrsprechenden Erklärungen der LandesleilTerbeamre'l geserzesgemäß 
vol/lOge'l haben; die Kririk des RH richte sich an die Bundesgesetzge­
bung. 

5.4 Der RH wies gegenüber der Niederösterreichischen Landesregierung 
daraufhin, dass sich seine Kritik daraufbezog, dass keine Maßnahmen 
gesetzt wurden, um Landeslehrer länger im Aktivsland zu behalten 
(siehe dazu auch RH - Bericht _Personalplanung im Bereich der Bun­
deslehrer", Reihe Bund 2013/5, TZ 6, 16). 

6.1 Im Rahmen der gegenständlichen Gebarungsüberprufung erhob der RH 
die wesentlichen steuerungsrelevanten Personalkennzahlen der Landes­
lehrer, wie etwa Personal - und Pensionsstände, Einnahmen und Aus­
gaben sowie Pensionsantrinsgrunde und - alter, durch einen standardi­
sienen Fragebogen. Die Lieferung dieser Kennzahlen durch die Länder 
erfolgte in unterschiedlicher Geschwindigkeit, Qualität und Aggrega­
tion. Hervorzuheben war insbesondere, dass einige Länder nicht einen 
einzigen, aggregienen Datensatz über alle Landeslehrer Iiefenen, son­
dern getrennte Daten flir die Landeslehrer aus dem POichtschulbereich 
einerseits und Daten flir land- und forstwinschaftliche Landeslehrer 
andererseits. In diesen Ländern wurden auch die dienstbehördlichen 
Aufgaben hinsichtlich der Landeslehrer aus dem POichtschulbereich 
vom Landesschulrat und hinsichtlich der land- und forstwirtSchaft­
lichen Landeslehrer von der Landesregierung wahrgenommen. 

6.2 Der RH stellte kritisch fest, dass der Grad der Verfügbarkeit dieser Per­
sonalkennzahlen in den einzelnen Ländern sehr unterschiedlich war. 
Da die Verftigbarkeit dieser Daten flir einen ziel gerichteten Vollzug der 
pensionsrechtlichen Bestimmungen der Landeslehrer und der Budge­
tierung von wesentlicher Bedeutung ist, empfahl der RH den Ländern, 
die genannten Personal kennzahlen [bspw. von Personal- und Pensi­
onssländen, diesbezüglichen Einnahmen und Ausgaben, Pensionsan­
trittsgrunden und vom Pensionsantrinsalter) der Landeslehrer in den 
fT - Systemen deran zu führen, dass eine rasche Zusammenflihrung all­
f<illig getrennt geftihner Datensätze und omil eine kurzfristige Verflig­
barkeil gewährleistet ist. Bei der Definition der Kennzahlen wäre das 
BMBF einzubinden; ebenso wären die flir die Budgetierung der Lan­
deslehrer bzw. Landeslehrerbeamtenpensionen erforderlichen Kenn­
zahlen dem BMBF zur Verfügung zu stellen. 
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6.3 BMBF 

Das BMBF begrüßte in seiner Stellungnahme die Einbindung ill die 
Ermittlung von aus agekräftigen KennzahleIl ulld wies darauf hili, dass 
im Rahmen der Diskussionen zur Reform der Bildungsverwaltung die 
EIfizienzsteigerung ein we entliches Thema st"i, wozu auch eine zen ­
trale /T- unrerstützre Haltung von Personal- und Be oldungsdaten allt"r 
Lehrer zähle. Diese könnte mit geringt"m tt"chnischem Aufwand in der 
BRZ GmbH (derzeit werden don die rd. 42. 000 Bundeslehrer verwal­
tet' umgeserzt werden. 

Burgenland 

Die Burgenländisclre Landesregierullg verwies in ihrer Stellullgnahme 
auf jene des BMBF, in der die Umsetzung einer zentralen /T- unrer­
stützten Halrullg von Personal- und Besoldungsdatt"n aller Lehrer zur 
Steigerung der Effizienz der Bildung venvalrung allgeführt werde. 

Kärnten 

Die Känllner Landesregierung hielt in ihrer Stellungnahme hinsicht­
lich der Führung von Personalkennzahlen in den landesspezijischen 17-
Systemen fest, dass die Lande regierung alsfür sämtliche Lande lehrer 
zuständige Dienstbehörde grundsätzlich die /T- teclrnische Vorausset ­
zung bereits geschaffen Irabe und solcht" Personalkennzahlen im 17-
System bereits gefühn werden. Derzeit befinde sich die eil/sprechende 
Mirarbeiterschulung im Bereich der Datenbanknutzung r/lld -auswer­
rung im Aufbau. 

Niederästerreich 

Die Niederösterreichische Landesregierung fülrne in ihrer tellullg­
nahme dazu aus, das die Diensthoheit über Landeslehrper onen an 
öj]'elrtliclren allgemeinbildende/! und berufsbildenden Pflichtschulen 
gemäß An. t4 Abs. 4 lit . a B- VG dem Landesschulrat für Nieder­
österreich als chulbehörde de Bundes in Niederösterreich übenragen 
worden sei. Damu resultiere zwangsläufig eine getrenll/e Datenlie­
ferung für Lande lehrper onen aus dem Pflichtsclrulbereielr einerseits 
und für land- und forstwirlSchaftliche Landeslehrpersanen anderer­
seits. Auch wenn die Datensätze nielli in aggregiener Fonn vorgelegt 
worden seien , so lrabe e dabei deli/roch keine Verzögerungen gegeben. 

Gemäß den Stellungnahmen der Niederösterrt"ielrisclren Landesregie­
rullg und des Landessclrulrat für Niederösterreiclr könnte ein lan ­
desspeziji che 17- ystt"m für die Per onalkennzahlt"n sin,"'oll sein . 
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würde aber im Endeffekt vennutlid, wieder nichr dazujiihren, dass die 
notwendigen Daten kurzfrisrig verfügbar seien. Diese Daten könnren 

im Rahmen des Landeslehrpersonencontrollings österreich weit erho­

berr werden. 

Salzburg 

Laur Stellungnahme der Salzburger Landesregieru'lg stünde sie der 
Erarbeitung VOll Grurrdsärzen jiir eille kellnza/,Icnbasierte Gebarung 

durch das BMBF offen gegenüber. 

Steiermark 

Die Steiennärkische Landesregierung hielr in ihrer Srellungnalrmefest, 

dass der unterschiedliche Grad der Verjiigbarkeir der Ke,rnzahlen ill 

den Bundesländen, eille Folge der durch Arr. 14 ulld 14a des B- VG 

bedillg/en Zerspli/lerung der Kompetenzen im Schulwesen sei. 

Tirol 

Die Tiroler Landesregierung wies in ihrer Stellungnahme darauf Irin, 
dass dem BMF (im Rahmen der Transferzaillurrgen) und dem BMBF 

(im Rahmen der Personal- Controllingverordllung) bereits jetzt zahl­
reiche PersonalkennzahleIl monatlich übermittelt würden und zähire 
die elltspreclrenden Kategorien auf Die bundesseitige Zusammenjiih­
rUllg dieser Daten ill eillem fT-Sy tem werde begrüßt. 

Vorarlberg 

Die Vorarlberger Landesregierung hielt ill ihrer Stellungnahme fest, 

dass das .integrierte Personalverwaltungs- und - abrech .. ungssystem" 
die kurzfristige Verfügbarkeit von Kennzahlen em,ögliclre. 

6.4 BMBF 

Zum Vorschlag des BMBF bemerkte der RH, dass die Verantwortung 
für die IT -unterstützte Haltung vOn Personal - und Besoldungsdaten 
nur der jeweiligen Verantwonung für personal- und besoldungsrecht­

liche Angelegenheiten folgen könne. Aus Sicht des RH sei es daher 
jedenfalls unerlässlich, die bestehenden personal - und besoldungs­
rechtlichen Kompetenzen vor der lT - mäßigen Abbildung emzient zu 

gestalten bzw. zu bereinigen. Der RH wies daher in diesem Zu ammen­
hang neuerlich auf seine Kritik zu der verfassungsrechllich komplexen 
Kompetenzveneilung und der fehlenden Übereinstimmung von Auf-
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gaben- . Ausgaben- und Finanzierungsveranlwonung zwischen Bund. 
Ländern und Gemeinden (siehe TZ J) hin. 

Burgenland 

Zu dem von der Burgenländischen Landesregierung unterstützten Vor­
chlag des BMBF bemerkte der RH , dass die Verantwonung für die 

IT -unterstützte Haltung von Personal- und Besoldungsdaten nur der 
jeweiligen Verantwortung für personal - und besoldung rechtliche 
Angelegenheiten folgen könne. 

Kärnten 

Der RH bewenete die Schaffung eines IT -Systems für Personalkenn­
zahlen durch die Kärntner Landesregierung als zweckmäßig und hob 
die Wichtigkeit der zeitnahen Durchführung entsprechender Mitarbei ­
terschulungen hervor. 

Niederösterreich 

Der RH entgegnete der iederösterreichischen Landesregierung. dass 
eine Übenragung der Diensthoheit über eine bestimmte Gruppe von 
Landeslehrern an den Landes chulrat und eine dadurch gegebene 
getrennte Datenführung nicht automatisch zu einer getrennten Daten­
lieferung durch das Land führen müsse, zumal datenschutzrechtliche 
Gründe zwischen Behörden dabei nach Ansicht des RH - bei dem vom 
RH gefordenen hohen Aggregierungsgrad der Daten - nicht ins Tref­
fen gefühn werden können. Die dargelegte Vorgangsweise der Nie­
derösterreichischen Landesregierung zeige. dass die Möglichkeit einer 
Zusammenführung von Daten unterschiedlicher Quellen geschaffen 
werden sollte. 

Zum Vorbringen bezüglich eines landesspezifischen IT - Systems in Nie­
derösterreich merkte der RH gegenüber der Niederö terreichischen Lan­
desregierung und dem Landesschulrat für Niederö terreich an. dass es 
nicht nachvollziehbar sei, warum eine kurzfristige Datenverftigbarkeit 
aus einem landesinternen System nicht möglich sein sollte. eine sol­
che aus einer österreichweiten Erhebung hingegen schon. 

Steiermark 

Der RH hielt gegenüber der Steiermärkischen Landesregierung fest. 
dass er auf den unterschiedlich hohen Grad der Verfügbarkeit wesent­
licher Personalkennzahlen im Vergleich der Bundesländer hingewie en 
halte. Da alle Bundesländer denselben verfa ungsrechtlichen Bestim-
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mungen unterlagen. konnten eben diese jedoch nicht der Grund für 
den unterschiedlichen hohen Verfügbarkeit grad ein. Er empfahl der 

Steiermärkischen Landesregierung daher. die notwendigen Maßnah­
men zur Erhöhung der kurzfristigen Verfiigbarkeit der Personalkenn­
zahlen entsprechend der Empfehlung zu ergreifen. 

Tirol 

Der RH hielt gegenüber der Tiroler Landesregierung fest. dass eine 
rasche Verfligbarkeit wichtiger Personalkennzahlen in einigen Bun­

desländern zum Zeitpunkt der Ein chau des RH nicht gegeben war. 
Dies wäre aber für ein effizientes Controlling flächendeckend für alle 

Bundesländer wesentlich und somit anzustreben. 

7.1 In den Jahren 2008 bi 2013 erfolgten 554 Ruhestandsversetzungen 
von Landeslehrerbeamten; 84.7 'lb davon nahmen die Hacklerrege­
lung-ALT in Anspruch. 11.4 'lb der Ruhestand versetzungen beruhten 

auf Dienstunfähigkeit (krankheitsbedingt). Eine einzige Ruhestands­
versetzung. das entsprach 0.2 'lb der Gesamtzahl an Ruhestandsver­

setzungen. erfolgte ab dem gesetzlichen Pensionsalter (Alterspen ion 
oder RegelpensionsaIter). 
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Tabelle 1: Landeslehrer Burgenland 

Llndesleh,e, ' 2008 2009 2010 2011 2012 201l 2008 bis 2013 

Anzahl (Anteil in '10) 

Alterspension 
0 0 1 0 0 0 1 Erklärung nach gesetz-

(0.0 '10) (0.0 '10) (0.9 'fo) (0.0 'fo) (0.0 'fo) (0.0 '10) (0.2 '10) lichem Pensionsalter 

. LehrermodeU· 7 1 3 1 2 2 16 
(11.9 '10) (1.6 '10) (2.7 '10) (0.8 '10) (1.8 '10) (2.3 '10) (2.9 '10) 

Oienstunfähigkeit 20 7 8 10 12 6 63 
(33.9 '10) (11.3 '10) (7.3 '10) (8.2 '10) (10.6 '10) (6.8 '10) (11.4 '10) 

KorridormodeU 0 1 3 1 0 0 5 
(0.0 '10) (1.6 '10) (2.7 '10) (0.8 '10) (0.0 '10) (0.0 '10) (0.9 '10) 

Hacklerregelung- ALT 32 53 95 110 99 80 469 
(54.2 '10) (85.5 '10) (86,4 '10) (90.2 '10) (87.6 '10) (90.9 '10) (84.7 '10) 

G.nmtlnuhl der 51 62 110 122 113 BI 554 
P.nllonl.rung.n (100,0 '110) (100,0 '110) (100,0 '110) (100,0 '110) (100,0 '110) (100,0 '110) (100,0 '110) 

Anzah l in % 

Pensionsstand 
(Pensionisten und 1.487 1.508 1.593 1.684 1.761 1.819 22.3 
Hinterbliebene) 

in Mio. EUR 

Pensionsausgaben 53,13 55,50 58.68 63,45 68,75 73.09 37,6 

Einnahmen durch 
Pensionsbeiträge und 10,97 11,07 11,06 lD.68 10,12 16,29 48,5 
Sicherungs beiträge 

47,61 52,77 58,63 56,80 34,7 

in VBÄ in % 

Landeslehrer (Beamte) 1.453,31 1.389,47 1.286,92 1.166,04 1.058,07 965,03 - 33,6 

Landesvertragslehrer' 594.81 718,64 863,32 974,95 1.055,31 1.176,83 97,8 

Summ. 2.048,12 2.108,11 2.150,24 2.140,99 2.113.31 2.141,16 4,6 

in Mio. [UR in CIfo 

Landeslehrer (Beamte) 77.90 78,95 75,71 70,11 66,70 60,51 - 22.3 

La ndesvertragslehrer' 21.15 25,23 32,56 35,84 41,68 45,75 116,4 

Oienstgeberbeiträge 
11.80 12,89 13,97 15,10 15.70 23,52 99,2 und Sonstiges 

Summ. 110,85 117,07 122.24 121,04 124,08 129,78 17,1 

Rundungsdi fferenzen möglich 

inkl. BeJufsschullehref. land- und forstwirtschaftliche landeslehrer 

• einschließlich der äquivalenten Anteile der ki rchlich bestellten Religionslehrer 

Quellen: Amt der Burgenländischen landesregie rung; l andesschulrat Burgenla nd 

Bund 2015/12 39 

III-197 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 43 von 100

www.parlament.gv.at



Daten der Landeslehrer 

40 

R 
H 

7.2 Der RH stellte k.ritisch fest, dass 84,7 % der Ruhestandsversetzungen 
die gesetzliche Regelung (siehe auch TZ 47) der Hacklerregelung­

ALT in Anspruch nahmen und somit durchschnittlich vier Jahre vor 
dem gesetzlichen Pensionsalter (Alterspension oder Regelpensionsal­

ler) durchgeftihrt wurden. 

Weiters erfolgte im Zeitraum 2008 bis 2013 nur eine einzige von den 
genannten 554 Ruhestandsversetzungen altersbedingt. Die Zahl an 

k.rank.heitsbedingten Ruhestandsversetzungen entwickelte sich von 20 

im Jahr 2008, das waren 33,9 % aller Ruhestandsversetzungen, auf 6 

im Jahr 2013, das waren 6,8 %. 

7.3 Die Burgenlöndisel,e Landesregierung und der Landesschulratfür Bur­

genland wiesen in ilrrcn Stellungnahmen daraufhin , dass der Bund die 
pensionsreel,tlichen (Ausnahme)bestimmungen gesel,affell lrabe und 
die besrehe .. dcn gesetzlichen Bestimmunge .. diese h,m,sprucllllal,me 

em,öglielrr I,aben. Der Diellstgeber bzw. die Diel1stbehörde könne auch 

niel" in persönliclre ElItscheidungsprozesse der einzelnen Lehrkräfte 
eingreife ... Der Landesselrulrat für Burgenland wies außerdem darauf 

hin, dass im Bundesland Burgenland zwischell 2008 und 20/ J ledig­
lich //,4 % der Landes/elrrer wegen Diensrunj"äl,igkeit (krm,kheitsbe­
dingr) in de .. Ruhestand versetzt worden seien. 

7.4 Der RH stimmte der Burgenländischen Landesregierung und dem Lan­
des chulrat ftir Burgenland hinsichtlich ihrer Feststellung, das Pen­
sionsrecht der Landeslehrer falle in die Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes, zu. Er wies jedoch darauf hin, dass seine Kritik nicht das Ver­

halten individueller Lehrpersonen oder der zuständigen Dienstbehör­
den betraf, sondern er vielmehr eine Empfehlung an die zuständigen 

Ressorts (siehe TZ 49) ausgesprochen hat. 

8.1 Die Anzahl der Landeslehrerbeamten im Ruhestand einschließlich der 

Versorgungsgenussbezieher (Witwen und Waisen) stieg von 2008 bis 
2013 von 1.487 auf 1.819; das entsprach einer Steigerung um 22,3 %. 

Die dafür auflaufenden Pensionsausgaben stiegen von 2008 bis 2013 

von 53,13 Mio. EUR auf 73,09 Mio. EUR; das entsprach einer Steige­

rung um 37,6 % bzw 6,6 % pro Jahr. 

8.2 Der RH stellte kritisch fest, dass die Nenopensionsausgaben, das waren 
die Pensionsausgaben abzüglich der Einnahmen aus Pensionsbeiträ­
gen, von 2008 bis 2013 um 34,7 %, das entsprach 6, I % pro Jahr2, 

stiegen. Dies war aufdie Steigerung der Anzahl an Pensionsbeziehern 

2 gtomelrisches Mittel wegen Zinseszinseffekt 
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La ndes le h re rpensi 0 nen 

und systemimmanent auf die geringer werdende Anzahl an aktiven 
Landeslehrerbeamten, die Pensionsbeiträge leisten, zurückzuführen . 

9.1 Der Stand an Landeslehrern stieg von 200B bis 2013 von 2.048 VBÄ 
auf 2.142 VBÄ: das entsprach einer Steigerung um 4,6 %. Dabei sank 

die Anzahl der Landeslehrerbeamten von 1.453 VBÄ um 33,6 % auf 
965 VBÄ, die Anzahl der Landesvenrag lehrer stieg von 595 VBÄ um 
98 % auf 1.177 VBÄ. Grund für den Anstieg der venraglichen Dienst­

verhältnisse war der Entfall der Pragmatisierung ab 2011. Damit wur­
den auch nach Ruhestandsversetzung von Landeslehrerbeamten keine 
neuen öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisse mehr begründet. 

9.2 Der RH stellte eine Erhöhung der Anzahl an Landeslehrern von 2008 

bis 2013 um 4,6 % fest. Er hielt die Begründung von vertraglichen 
Dienstverhältnissen anstelle von öffentlich-rechtlichen Dienstverhält­
nissen für zweckmäßig. 

10.1 Die Ausgaben rur Landeslehrer stiegen von 2008 bis 2013 von 
110,85 Mio. EUR auf 129,78 Mio. EUR; das entsprach einer Steige­

rung um 17,1 %. Dabei reduzienen sich die Ausgaben rur Landesleh­
rerbeamte von 77,90 Mio. EUR um 22,3 % auf 60,51 Mio. EUR. Die 

Ausgaben für die Landesvenragslehrer stiegen von 21,15 Mio. EUR 
um 116,4 % auf 45,75 Mio. EUR. 

10.2 Der RH stellte eine Erhöhung der Ausgaben rur Landeslehrer von 2008 

bis 2013 um 17.1 %. das entsprach 3,2 % pro Jahr, fest. Dies war auf 
die Erhöhung der Gesamtzahl an Landeslehrern, auf die Strukturef­
fekte und die jährlichen Gehaltserhöhungen zurückzuführen. 

1 t.1 In den Jahren 2008 bis 2013 erfolgten 1.089 Ruhestandsversetzungen 
von Landeslehrerbeamten ; 74,9 % davon nahmen die Hacklerregelung­
ALT in Anspruch, 17,7 % der Ruhestandsversetzungen beruhten auf 
Dienstunfahigkeil (ltrankheitsbedingl). 35 RuhestandsverselZungen, das 

entsprach 3,2 % der Gesamtzahl an Ruhestandsversetzungen, erfolgten 
ab dem gesetzlichen Pensionsalter (Alterspension oder Regelpensions­
alter). 
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Tabelle 2: Landeslehrer Kärnten 

und.sl.hrtr' 2008 2009 2010 2011 2012 2013 

Anzahl (Anteil in ") 

Alterspension 4 6 9 7 5 4 Erklärung nach gesetz· 
(4,6 " ) (4,4 " ) (4,8 ") (3.4 ") (2,3 " ) (1 ,6 " ) lichem Pensionsalter 

. lehrermodell· 3 7 5 6 3 10 
(3,5 ") (5,2 ") (2,7 " ) (2,9 " ) (1,4 ") (3,9 ") 

Dienstunfähigkeit 33 28 32 36 31 33 
(37,9 ") (20,6 ") (16.9 " ) (17,7 " ) (14,4 ") (12,8 ") 

KorridormodeU 0 0 0 1 4 6 
(0,0 ") (0,0 ") (0,0 ") (0,5 ") (1 ,9 " ) (2,3 ") 

Hacklerregelung- ALT 47 95 143 154 173 204 
(54,0 " ) (69,9 " ) (75,7 " ) (75,5 " ) (80,1 " ) (79,4 " ) 

&esa ...... hI .. .7 136 189 204 216 257 
PetI.tonierv ... (100,0 ") (100,0 ") (100,0 ") (100,0 ") (100.0 ") (100.0 ") 

AnZihl 

Pensionsstand 
(Pensionisten und 3.309 3.372 3.494 3.624 3.759 3.934 
Hinterbliebene) 

in Mio. EUR 

Pensionsausgaben 115,77 120,30 125.91 131.60 140,75 150,12 

Einnahmen durch 
Pensionsbeitrige und 25,11 25.43 25,10 24,24 23,74 40,42 
Sicherungsbeiträge 

MIttlo ,. •• I C IR 90.66 ' .... 7 100,10 107.)6 117,01 109.71 

in VBÄ 

landeslehrer (Beamte) 

la ndesvertr ag sie h rer' 

S-

3.665,14 3.577,89 3.402,21 3.182,95 2.960.06 2.736,42 

1.373.92 1.524,59 1.621.93 1.609,15 1.664,36 1.809,04 

I.DI,OI LIOZ,4I LOM.I4 4.7IZ.1O • _., ........ 
~ __ ~ ~ - ....-- -- ____ -:-....:'..,,-.~TY-W'r~~. ,.-- -..~~ -."..,. - -.., ."-" .• ; • -

_ , .... ~ " '-"F'1':'7I}" '. ..,.' • 

in Mio. EUR 

landeslehrer (Beamte) 184,44 189,47 184,02 176,20 168.43 157,35 

landesvertragslehrer l 51.50 59,07 63,77 65,83 70,95 77,48 

Dienstgeberbeiträge und 28,35 33,10 32.66 32,45 32,51 53,16 
Sonstiges 
Su __ 

264,2' 2'1,64 210 ..... 274,48 271," 217." 

RundungsdIfferenzen möglich 

1 i"klo BerufsschuUehrer. land- und forstwlrtschartliche l andesheh rer 
2 einschließlich der äquivalenten Anteile der kirchlich besteHten Religionslehrer 

Quellen: Amt der Karntner landesregIerung; Karntner l.ndessct'IUtrat 

R 
H 

2008 bis 2013 

35 
(3,2 ") 

34 
(3,1 ") 

193 
(17,7 ") 

11 
(1 ,0 " ) 

816 
(74,9 ") 

1.01' 
(100,0 ") 

in " 

18,9 

29,7 

61,0 

21.0 

in " 

- 25.3 

31 .7 

-... 
in" 

- 14.7 

50.4 

87,5 

',0 
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landeslehrerpensionen 

11.2 Der RH stellte kriti ch fest, da 74,9 'lb der Ruhestandsversetwngen 
die gesetzliche Regelung (siehe auch TZ 47) der Hack lerregelung­
ALT in Anspruch nahmen und somit durchschnittlich vier Jahre vor 
dem gesetzlichen Pensionsalter (Alterspension oder Regclpensionsal­
ter) durchgeftihn wurden. 

Weiters erfolgten im Zeitraum 2008 bis 2013 lediglich 35 von den 
genannten 1.089 Ruhestand versetzungen altersbedingt. Die Zahl an 
krankheitsbedingten Ruhestandsversetzungen von)) im Jahr 2008, das 
waren 37,9 'lb aller Ruhestandsversetzungen, blieb weitgehend kons­
tant und belief sich wiederum auf)) im Jahr 2013, das waren 12,8 'lb. 

12.1 Die Anzahl der Landeslehrerbeamten im Ruhestand einschließlich der 
Versorgungsgenu bezieher (Witwen und Waisen) stieg von 2008 bis 
2013 von 3.309 auf3.934; das entsprach einer Steigerung um 18,9 'lb. 

Die daftir aunaufenden Pensionsausgaben stiegen von 2008 bis 2013 
von 115,77 Mio. EUR auf 150,12 Mio. EUR; das entsprach einer Stei­
gerung um 29,7 'lb bzw. 5,3 'lb pro Jahr. 

12.2 Der RH stellte kritisch fest, dass die Nenopensionsausgaben von 2008 
bis 2013 um 21 'lb. das entsprach 3,9 'lb pro Jahr, stiegen. Dies war 
auf die Steigerung der Anzahl an Pension beziehem und systemim­
manent auf die geri nger werdende Anzahl an aktiven Landeslehrer­
beamten, die Pensionsbeiträge leisten, zurückzuftihren. 

13.1 Der Stand an LandesIehrem sank von 2008 bis 2013 von 5.039 VBÄ 
auf 4.545 VBÄ; das entsprach einer Reduktion um 9,8 'lb. Dabei sank 
die Anzahl der Landeslehrerbeamten von 3.665 VBÄ um 25,3 'lb auf 
2.736 VBÄ, die Anzahl der Landesvenragslehrer stieg von 1.374 VBÄ 
um 31.7 'lb auf 1.809 VBÄ. Grund ftir den Anstieg der venraglichen 
Dienstverhältnisse war der Entfall der Pragmatisierung ab dem Schul­
jahr 2002/2003. Damit wurden auch nach Ruhe tandsversetzung von 
Landeslehrerbeamten keine neuen öffentlich- rechtlichen Dien tver­
hältnisse mehr begründet. 

13.2 Der RH hielt die Begründung von venraglichen Dienstverhältnissen 
anstelle von öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen ftir zweckmä­
ßig. 

43 

III-197 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 47 von 100

www.parlament.gv.at



Daten der Landeslehrer 

R -
H 

14.1 Die Ausgaben für Landeslehrer stiegen von 2008 bis 20JJ von 
264,29 Mio. EUR auf 287,99 Mio. EHR; das enLSprach einer Steige­

rung um 9 %. Dabei reduzierten sich die Ausgaben für Landeslehrer­
beamte von 184,44 Mio. EHR um 14,7 % auf 157,35 Mio. EHR. Die 

Ausgaben rur die Landesvenragslehrer stiegen von 51,50 Mio. EHR 
um 50,4 % auf 77,48 Mio. EUR. 

14.2 Der RH stellte eine Erhöhung der Ausgaben für Landeslehrer von 2008 
bis 2013 um 9,0 %, das entsprach 1,7 % pro Jahr, fest. Dies war auf 

Struktureffekte und die jährlichen Gehaltserhöhungen zurückzufüh­

ren. 

Land Niederösterreich 15.1 In den Jahren 2008 bis 20JJ erfolgten 2.562 Ruhestandsversetzungen 

44 

von Landeslehrerbeamlen; 74,S % davon nahmen die HackJerrege­
lung- ALT in Anspruch. Rund 20,5 % der Ruhestandsversetzungen 

beruhten auf Dienstunfahigkeit (krankheiLSbedingt). 41 Ruhestands­
versetzungen, das entsprach 1,6 % der Gesamtzahl an Ruhestandsver­

setzungen, erfolgten ab dem gesetzlichen Pensionsalter (Alterspension 

oder Regelpensionsalter) . 
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Tabelle 3: Landeslehrer Niederösterreich 

Landeslehrer1 2008 2009 2010 2011 2012 

Anzahl (Anteil in "') 

Alterspension 
5 8 14 6 4 Erklärung nach gesetz· (1,1 '10) (2,5 '10) (3,2 '10) (1,4 '10) (0,8 '10) lichem Pensionsalter 

. LehrermodeU· 28 11 9 8 11 
(9,3 "') (3 ,4 '10) (2,0 "') (1 ,9 '10) (2,2 '10) 

Dienstunfahigkeit 102 84 95 84 61 
(33,8 "') (25,8 '10) (21,4 '10) (19,7 "') (12,4 '10) 

Korridormod.U 0 0 0 1 4 
(0,0 "') (0,0 "') (0,0 "') (0,2 "') (0,8 "') 

Hacklerregelung-ALT 167 223 327 327 412 
(55,3 "') (68,4 "') (73,5 '10) (76,8 '10) (83,7 '10) 

302 

Anzahl 

Pensionsstand 
(Pensionisten und 7.100 7.268 7.576 7.882 8.217 
Hinterbliebene) 

in Mio. EUR 

Pensionsausgaben 250,56 263,89 277,27 292,42 312,65 

Einnahmen durch 
Pensionsbeiträge und 64,68 63,65 64,57 63.85 63.60 
Sicherungsbeiträge 

in VBÄ 

Landeslehrer (Beamte) 9.260,81 9.019.79 9.024.12 8.672,25 8.264,25 

Landesvertragsieh rer' 2.876,48 3.287.56 3.196,10 3.524.37 3.897.13 

Summe 12.137.29 12.307.35 12.220. 22 12.196.62 12.161.38 

in Mio. EUR 

Landeslehrer (Beamte) 466.22 471.39 474,49 470.64 469.12 

la nd es vertra gsle h rer iZ 95.28 110.61 116.20 123.25 139.33 

Dienstgeberbeiträge 
66.97 71.49 73.36 75.05 77,19 und Sonstiges 

Summ. 628,47 653.4' 664.04 "1.'3 685,64 

Rundungsd ifferenzen möglich 
I inkl. 8erufsschullehrer. land- und forstwirtschaftliche land eslehrer , einschließlich der äquivalenten Anteile der kirchlich bestellten Retig;onslehrer 

Quellen: Amt der Niederösterreichischen landesregierung; landesschulrat Niederösterreich 

Bund 2015/12 

landeslehrerpensionen 

2013 2008 bis 2013 

4 41 
(0,1 '10) (1 ,6 "') 

15 82 
(2,6 "') (3,2 "') 

98 524 
(17,2 "') (20,5 '10) 

2 7 
(0,4 "') (0,3 '10) 

452 1.908 
(79,2 '10) (74,5 '10) 

in ,. 

8.574 20,8 

333,93 33,3 

126.59 95.7 

in " 

7.771.87 - 16.1 

4.285.14 49.0 

12.057.01 - 0.7 

in '%. 

450.60 - 3.4 

155.78 63.5 

133.65 99,6 

740.03 17,8 
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15.2 Der RH stellte kritisch fest, dass 74,5 % der Ruhestandsversetzungen 
die gesetzliche Regelung (siehe auch TZ 47) der Hacklerregelung­

ALT in Anspruch nahmen und somit durchschnittlich vier Jahre vor 
dem gesetzlichen Pensionsalter (Alterspension oder Regelpensionsal­

ter) durchgefühn wurden . 

Weiters erfolgten im Zeitraum 2008 bis 2013 lediglich 41 von den 
genannten 2.562 Ruhestandsversetzungen altersbedingt. Die Zahl an 
krankheitsbedingten Ruhestandsversetzungen von 102 im Jahr 2008, 

das waren D,8 % aller Ruhestandsversetzungen, entwickelte sich auf 

98 im Jahr 2013, das waren 17,2 % . 

15.3 Dir Niederösrerrriciriscl'e Landesregierung und der Landesscl,ulrarfor 
Niederösrerreich verwiesennocl,mals auf ihre Srellungnahmen zu TZ 5, 
h, denen sie erklärten, dass sie die eill chlägigell Bestimmungen des 
WG 1984 und des LLDG 1985 über die Verserzung in den Ru/,es/and 
bei langer beirragsgcdeckrer Gesamldienstzeit flr die Geburrsjah rgänge 
bis 195] bei VorliegeIl der Voraussetzungen ulld nach Eingang von 
enrsprechendell Erklärunger, der Landeslehrerbramten gesetzcsgemäß 
vollzogen haben; die Kritik des RH richre sich an die B,mdesgesrtzge­
bung. Ergällzelld wurde in ihren Stellullgnahmen angemerkr, dass eine 
hohe Anzahl der vor I. Jänner 1954 geborenen 2.500 Landesle/'rper­
sonen, die das Modell Hacklerregelung-ALT in Anspruch genommen 
harten, zuvor Schul- und StudienzeiteIl an der Pädagogischen Akade­
mie als beitragsgedeckte Zeit durch Lei tung eines besonderen Pensi­
on beitrags lIacl'gekaujl hartell. 

15.4 Der RH wies gegenüber der Niederösterreichischen Landesregierung 
und dem Landesschulrat für Niederösterreich nochmals darauf hin, 

dass sich seine Kritik darauf bezog, dass keine Maßnahmen gesetzt 
wurden, um Landeslehrer länger im Aktivstand zu behalten (siehe 
dazu auch RH - Bericht .Personalplanung im Bereich der Bundesieh· 

rer", Reihe Bund 201315, TZ 6, 16). 

16.1 Die Anzahl der Landeslehrerbeamten im Ruhestand einschließlich der 
Versorgungsgenussbezieher (Witwen und Waisen) stieg von 2008 bis 
2013 von 7. 100 auf 8.574; das entsprach einer Steigerung um 20,8 %. 

Die dafür auflaufenden Pensionsausgaben stiegen von 2008 bis 2013 
von 250,56 Mio. EUR auf 3D,93 Mio. EUR; das entsprach einer Stei ­

gerung um D,3 % bzw. 5,9 % pro Jahr. 
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16.2 Der RH stellte fest, dass die Nenopensionsausgaben von 2008 bis 2013 
um 11,6 %, das entsprach 2,2 % pro Jahr, gestiegen waren. Dies war 

auf die Steigerung der Anzahl an Pensionsbeziehern und systemim­
manent auf die geringer werdende Anzahl an aktiven Landeslehrer­

beamten, die Pensionsbeiträge leisten, zurückzuflihren. 

17.1 Der Stand an Lande lehrern sank von 2008 bis 201) von 12.1)7 VBÄ 

auf 12.057 VBÄ; das entsprach einer Reduktion um 0,7 %. Dabei sank 
die Anzahl der Landeslehrerbeamten von 9.261 VBÄ um 16,1 % auf 

7.772 VBÄ, die Anzahl der Landesvertragslehrer stieg von 2.876 VBÄ 
um 49 % auf 4.285 VBÄ. Grund fur den Anstieg der venraglichen 

Dienstverhältnisse war der Entfall der Pragmati ierung seit ca. 10 Jah­
ren. Damit wurden auch nach Ruhestandsversetzung von Landeslehrer­

beamten keine neuen öffentlich- rechtlichen Dienstverhältnisse mehr 
begründe!. 

17.2 Der RH hielt die Begründung von venraglichen Dienstverhältnissen 
anstelle von öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen fur zweckmä­

ßig. 

18.1 Die Ausgaben fur Landeslehrer stiegen von 2008 bis 201) von 
628,47 Mio. EUR auf 740,0) Mio. EUR; das entsprach einer Steige­

rung um 17,8 %. Dabei reduzierten sich die Ausgaben fur Landesleh­
rerbeamte von 466,22 Mio. EUR um ),4 % auf 450,60 Mio. EUR. Die 

Ausgaben flir die Landesvenragslehrer stiegen von 95,28 Mio. EUR 
um 6),5 % auf 155,78 Mio. EUR. 

18.2 Der RH stellte eine Erhöhung der Ausgaben fur Landeslehrer von 2008 

bis 201) um 17,8 %, das entsprach ),) % pro Jahr, fes!. Dies war auf 
Struktureffekte und die jährlichen Gehaltserhöhungen zurückzuflih­
ren. 

19.1 In den Jahren 2008 bis 201) erfolgten 2.270 Ruhestandsversetzungen 
von Landeslehrerbeamten; 71,0 % davon nahmen die Hacklerrege­
lung- ALT in Anspruch, 22 % der Ruhestandsversetzungen beruhten auf 
Dienstunfahigkeit (krankheilSbedingt). 41 Ruhestandsversetzungen. das 

entsprach 1,8 % der Gesamtzahl an Ruhestandsversetzungen, erfolgten 
ab dem gesetzlichen Pensionsalter (Alterspension oder Regelpensions­
alter). 
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Tabelle 4: landeslehrer Oberösterreich 

L.ndosl.hr.r ' 2008 2009 2010 2011 2012 

Anzahl (Anteil in "(,) 

Alterspension 
6 1 9 6 5 Erklärung nach gesetz· (2.8 "(,) (2.3 "(,) (2.4 '10) (1.5 "(,) (1,1 "(,) lichem Pensionsalter 

.LehrermodeU· 12 13 13 19 13 
(5.1 '10) (4.3 '10) (3.5 '10) (4.6 '10) (2.9 '10) 

Dienstunfähigkeit 82 113 82 11 19 
(38.1 '10) (31.5 '10) (21,9 '10) (11.3 '10) (11.8 '10) 

korridormodeU 4 2 3 3 2 
(1.9 '10) (0.7 '10) (0.8 '10) (0.7 '10) (0.5 '10) 

Hacklerregelung-ALT 108 166 268 311 345 
(5D.9 '10) (55,2 '10) (71,5 '10) (15.9 '10) (11.1 '10) 

6fta .. ta .... hl d.r 212 301 375 410 444 
r.nltonteru .... n (100,0 '10) (100,0 '101 (100,0 "I (100,0 "I (100,0 "I 

Anzahl 

Pensionsstand 
(Pensionisten und 6.333 6.532 6.751 7.043 7.365 
Hinterbliebene) 

in 'liD. EUR 

Pensionsausgaben 232.70 242.83 254.84 266.89 287,12 

Einnahmen durch 
Pensionsbeiträge und 64.54 65.11 68.50 72,36 64.84 
Sicherungsbeiträge 

161,16 177,73 116,34 194.53 222,21 

in VSÄ 

Landeslehrer (Seamte) 9.409.75 9.145.11 8.112.89 8.359.30 1.949,92 

Landesvertragslehrerl 3.116,19 3.355,51 3.716,21 3.924,01 4.250,55 

Su .. ",. 12.525,94 12,500,62 12.419,10 12.21Ul 12,200.47 

in 'liD. EUR 

landeslehrer (Beamte) 469.70 481,49 413.46 462,68 456,10 

La ndesvertragslehrer2 113,20 127,03 139,81 153,67 169,48 

Dienstgeberbeiträge 68,63 79.76 79,30 82,14 84,71 
und Sonstiges 

Summe 651,53 618,29 692.57 691,50 710,19 

Rundungsdifferenzen möglich 

inkl. Berufsschullehrer. tand- und forstwirtschaftliehe Landeslehrer , 
einschließlich der äquivalenten Anteile der kirchlich bestellten Religionslehrer 

Quellen: Amt der Oberösterreichischen landesregierung; landesschulrat Oberösterreich 

48 

201l 

8 
(1,5 '10) 

34 
(6,4 '10) 

72 
(13,6 '10) 

1 
(0,2 '10) 

413 
(78,2 '10) 

521 
(100.0 "I 

7.195 

308,66 

114.95 

193,71 

7.392,94 

4.669,25 

12.062,19 

434.80 

185,65 

131,86 

751,31 

R 
H 

2008 bis 2013 

41 
(1.8 '10) 

104 
(4,6 '10) 

499 
(22,0 '10) 

15 
(0,1 '10) 

1.611 
(11.0 '10) 

2.270 
(100,0 "I 

in" 

23,1 

32,6 

78,1 

15,2 

in~ 

- 21,4 

49,9 

-3,7 

in ,., 

-1,4 

64,0 

100,9 

16,4 
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19.2 Der RH stellte kritisch fest, dass 71 'lb der Ruhestandsversetzungen 
die gesetzliche Regelung (siehe auch TZ 47) der Hacklerregelung­
ALT in Anspruch nahmen und somit durchschnittlich vier Jahre vor 
dem gesetzlichen Pensionsaller (Alterspension oder Regel pensionsal­
ter) durchgeftihrt wurden. 

Weiters erfolgten im Zeitraum 2008 bis 2013 lediglich 41 von den 
genannten 2.270 Ruhestandsversetzungen altersbedingt. Die Zahl an 
krankheitsbedingten Ruhcstandsversetzungen von 82 im Jahr 2008, 
das waren 38.7 'lb aller Ruhestandsversetzungen, entwickelte sich auf 
72 im Jahr 2013, das waren 13.6 'lb. 

19.3 Der Landesschulrat für Oberösterreich bemerkte in seiller Stellllllg­
nahme zur kritischeIl Feststellung des RH, dass 71 % der Ruhestands­
versetzullgell die gesetzliche Regelung der . Hacklerrege1ulIg -A LT" in 
A "spruch genommell ltaHCII, dass der BUlldesgesetzgeber diesbezüg­
liclr eillell Rechtsanspruch lIormiert ulld somit sei teils der Vollzugsbe­
hörde keillerlei Einwirkungsmögliclrkeit bestalIden Irabe. 

19.4 Der RH wies gegenüber dem Landesschulrat ftir Oberösterreich darauf 
hin, dass sich seine Kritik daraufbezog, dass keine Maßnahmen gesetzt 
wurden, um Landeslehrer länger im Aktivstand zu behalten (siehe 
dazu auch RH- Bericht .Personalplanung im Bereich der Bundesleh­
rer". Reihe Bund 2013/5, TZ 6, 16). 

20.1 Die Anzahl der Landeslehrerbeamten im Ruhestand einschließlich der 
Versorgungsgenussbezieher (Witwen und Waisen) stieg von 2008 bis 
2013 von 6.333 auf7.795; das entsprach einer Steigerung um 23, I 'lb. 

Die daftir auflaufenden Pensionsausgaben stiegen von 2008 bis 2013 
von 232,70 Mio. EUR auf 308,66 Mio. EUR; das entsprach einer Stei ­
gerung um 32,6 'lb bzw. 5,8 'lb pro Jahr. 

20.2 Der RH stellte fest, dass die Nettopensionsausgaben von 2008 bis 2013 
um 15,2 'lb, das entsprach 2,9 'lb pro Jahr, gestiegen waren . Dies war 
auf die Sleigerung der Anzahl an Pensionsbeziehern und systemim­
manent auf die geringer werdende Anzahl an aktiven Landeslehrer­
beamten, die Pensionsbeirräge leisten, zurückzuftihren. 

21.1 Der Stand an Landeslehrern sank von 2008 bis 2013 von 12.526 VBÄ 
auf 12.062 VBÄ; das entsprach einer Reduktion um 3,7 'lb. Dabei sank 
die Anzahl der Landeslehrerbeamten von 9.410 VBÄ um 21,4 'lb auf 
7.393 VBÄ, die Anzahl der Landesverrragsiehrer stieg von 3.116 VBÄ 
um 49,8 'lb auf 4.669 VBÄ. Grund ftir den Anstieg der venraglichen 
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Dienstverhältnisse war der Entfall der Pragmatisierung für Landesleh­

rer seit 2007 (bzw. seit ca. 15 Jahren für land- und forstwirtschaft­
liehe Landeslehrer). Damit wurden auch na h Ruhestandsversetzung 
von Landeslehrerbeamten keine neuen öffentlich-rechtlichen Dienst­

verhältnisse mehr begründet. 

21.2 Der RH hielt die Begründung von venraglichen Dienstverhältnissen 
anstelle von öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen für zweckmä­

ßig. 

22.1 Die Ausgaben für Landeslehrer stiegen von 2008 bis 2013 von 
651,53 Mio. ELfR auf 758,31 Mio. ELfR; das entsprach einer Steige­

rung um 16,4 %. Dabei reduzierten sich die Ausgaben für Landesleh­
rerbeamte von 469,70 Mio. EUR um 7,4 % auf 434,80 Mio. EUR. Die 

Ausgaben rur die Landesvertragslehrer stiegen von 113,12 Mio. EUR 
um 64 % auf 185,65 Mio. EUR. 

22.2 Der RH stellte eine Erhöhung der Ausgaben flir Landeslehrer von 2008 
bis 2013 um 16,4 %, das entsprach 3,1 % pro Jahr, fest. Dies war auf 

Struktureffekte und die jährlichen Gehaltserhöhungen zurückzuflih­
ren . 

23,1 In den Jahren 2008 bis 20 13 erfolgten 885 Ruhestandsversetzungen 
von Landeslehrerbeamten: 70,4 % davon nahmen die Hack.1erregelung­
ALT in Anspruch, 20,3 % der Ruhestandsversetzungen beruhten auf 
Dienstunfahigkeit (krankheitsbedingt). 24 Ruhestandsversetzungen, das 

entsprach 2,7 % der Gesamtzahl an Ruhestandsversetzungen, erfolgten 
ab dem gesetzlichen Pensionsalter (AJterspension oder Regelpensions­

alter). 
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Tabelle 5: landeslehrer Salzburg 

lilndeslehrer1 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2008 bis 2013 

Anzahl (Anteil in '%.) 

Alterspension 
5 3 5 2 5 4 24 Erklärung nach gesetz· 

(6,0 '%.) (2,5 '%.) (3,1 '%.) (1,4 '%.) (2,9 '%.) (2,0 '%.) (2,7 '%.) lichem Pensionsalter 

.Lehrermodell· 8 5 4 5 14 11 47 
(9,5 '%.) (4,2 '%.) (2,5 '%.) (3,4 '%.) (8,2 '%.) (5,5 '%.) (5,3 "10) 

Dienstunfähigkeit 28 30 39 28 28 27 180 
(33,3 '%.) (25,2 '%.) (24,1 '%.) (18,9 "10) (16,4 '%.) (13,4 '%.) (20,3 "10) 

Korridormodell 1 0 3 0 2 5 11 
(1,2 "10) (0 "10) (1,9 "10) (0,0 "10) (1,2 "10) (2,5 '%.) (1.2 "10) 

Hacklerregelung-ALT 42 81 111 113 122 154 623 
(50.0 "10) (68,1 "10) (68,5 "10) (76,4 '%.) (71,4 '%.) (76.6 '%.) (70,4 '%.) 

Ge..,munzahl der 84 119 162 148 171 201 885 
Pensionierungen (100,0 "10) (100,0 "10) (100,0 "10) (100,0 "10) (100,0 "10) (100.0 "10) (100,0 "10) 

Anzahl in'" 
Pensionsstand 
(Pensionisten und 2.358 2.435 2.568 2.659 2.768 2.916 23,7 
Hinterbliebene) 

in Mio. EUR 

Pensionsausgaben 82,38 87,01 92,07 98,31 104,71 111,99 35,9 

Einnahmen durch 
Pensionsbeiträge und 23,11 24,26 23,68 23,00 23,29 41,70 80,4 
Sicherungsbeiträge 

_Pellslons.IIsg.ben 59,27 62,74 61,40 75,31 81,43 70,29 18,6 

in VBÄ in Ofo 

Landeslehrer (Beamte) 3.406,19 3.293,38 3.135,64 3.006,12 2.846,38 2.673,14 - 21,5 

La ndesvertragslehrer2 1.077,39 1.191,50 1.365,48 1.455,91 1.549,23 1.681,91 56,1 

Summe 4.413,58 4.484,18 4.501,12 4.462,03 4.395,61 4.355,05 -2,9 

in Mio. EUR in ~ 

Landeslehrer (Beamte) 169,16 172,55 168,42 164,71 162,34 155,02 - 8,4 

La ndesve rtrag sle h re r2 35,17 41,34 47,01 53,26 58,79 63,62 80,9 

Dienstgeberbeiträge 
23,12 27,13 27,10 28,32 28,80 48,53 109,9 und Sonstiges 

Summ. 227,44 241,02 242,53 246,29 249,92 267,16 17,5 

Rundungsdifferenzen möglich 
1 inkt. Berufsschullehrer, land- und fo rstwirtschaftliehe Landeslehrer , 

einschließlich der äquivalenten Anteite de r kirchlich bestellten Religionslehrer 

Quellen: Amt der Salzburger landesregierung; landesschulrat Salzburg 
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23.2 Der RH stellte kritisch fest, dass 70,4 % der RuhestandsverseLZungen 
die gesetzliche Regelung (siehe auch TZ 47) der Haclderregdung­
AlT in Anspruch nahmen und somit durchschnittlich vier Jahre vor 
dem gesetzlichen Pensionsalter (Alterspension oder Regelpensionsal­
ter) durchgefühn wurden. 

Weiters erfolgten im Zeitraum 2008 bis 2013 lediglich 24 von den 
genannten 885 Ruhestandsversetzungen altersbedingt. Die Zahl an 
krankheitsbedingten Ruhestandsversetzungen von 28 im Jahr 2008, das 
waren 33,3 % aller Ruhestandsversetzungen, blieb weitgehend kons­
tant und belief sich auF 27 im Jahr 2013, das waren 13,4 %. 

24.1 Die Anzahl der Landeslehrerbeamten im Ruhestand ein chließlich der 
Versorgungsgenussbezieher (Witwen und Waisen) stieg von 2008 bis 
2013 von 2.358 auF2.916; das ent prach einer Steigerung um 23,7 %. 
Die dafür aunaufenden Pensionsausgaben stiegen von 2008 bis 2013 
von 82,38 Mio. EUR auf 111,99 Mio. EUR; das entsprach einer Steige­
rung um 35,9 % bzw. 6,3 % pro Jahr. 

24.2 Der RH stellte fest, dass die Nettopensionsausgaben von 2008 bis 2013 
um 18,6 %, das entsprach 3,5 % pro Jahr, gestiegen waren. Dies war 
auf die Steigerung der Anzahl an Pensionsbeziehem und systemim­
manent auf die geringer werdende Anzahl an aktiven Landeslehrer­
beamten, die Pensionsbeiträge leisten, zurückzuführen. 

25.1 Der Stand an Landeslehrern sank von 2008 bis 2013 von 4.484 VBÄ 
auf 4.355 VBÄ; das entsprach einer Reduktion um 2,9 %. Dabei sank 
die Anzahl der Landeslehrerbeamten von 3.406 VBÄ um 21,5 % auf 
2.673 VBÄ, die Anzahl der Landesvertragslehrer stieg vOn 1.077 VBÄ 
um 56,1 % auf 1.682 VBÄ. Grund für den Anstieg der vertraglichen 
Dienstverhältnisse war der Entfall der Pragmatisierung seit 2007. Damit 
wurden auch nach Ruhestandsversetzung von Landeslehrerbeamten 
keine neuen öffentlich- rechtlichen Dienstverhältnisse mehr begrün­

det. 

25.2 Der RH hielt die Begründung von veneaglichen Dienstverhällnissen 
anstelle von öffentlich- rechtlichen Dienstverhältnissen für zweckmä­
ßig. 
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La n d esle h re rpensi onen 

26.1 Die Ausgaben für Lande lehrer stiegen von 2008 bis 20\3 von 
227,44 Mio. EUR auf 267, \ 6 Mio. EUR; das entsprach einer Steige­
rung um \ 7,5 1\'0. Dabei sanken die Ausgaben für Landeslehrerbeamte 
vOn 169, \ 6 Mio. EUR um 8.4 1\'0 auf 155,02 Mio. EUR. Die Ausgaben 
für die Landesvertragslehrer stiegen von 35,17 Mio. EUR um 80,9 1\'0 

auf 63,62 Mio. EUR. 

26.2 Der RH stellte eine Erhöhung der Ausgaben für Landeslehrer von 2008 

bis 2013 um 17,5 1\'0, das entsprach 3.3 1\'0 pro Jahr, fest. Dies war auf 
Strukturerrekte und die jährlichen Gehaltserhöhungen zurückzufüh­
ren. 

27.1 In den Jahren 2008 bis 2013 erfolgten 2.338 Ruhestandsversetzungen 
von Landeslehrerbeamten; 73.5 1\'0 davon nahmen die Hacklerrege­
lung-ALT in Anspruch, 201\'0 der Ruhestandsversetzungen beruhten auf 
Dienstunf.;higkeit (krankheitsbedingl). 85 Ruheslandsversetzungen, das 
entsprach 3,61\'0 der Gesamtzahl an Ruhestandsversetzungen, erfolgten 
ab dem gesetzlichen Pensionsalter (Alterspension oder Regelpensions­
alter). 
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Tabelle 6: Landeslehrer Steiermark 

landeslehrer1 2008 2009 2010 2011 2012 

Anzahl (Antei l in '10) 

Alterspension 
14 14 13 14 17 Erklärung nach gesetz-

(6,9 '10) (4,6 '10) (3 ,4 '10) (3 ,4 '10) (3,6 '10) lichem Pensionsalter 

.Lehrermodell· 8 9 8 3 3 
(4,0 '10) (3,0 '10) (2,1 '10) (0,7 '10) (0,6 '10) 

Dienstunfähigkeit 84 90 76 72 82 
(41,6 '10) (29,8 '10) (19,8 '10) (17.4 '10) (17,3 '10) 

Korridormodell 0 0 3 9 1 
(0,0 '10) (0,0 '10) (0,8 '10) (2 ,2 '10) (0,2 '10) 

Hacklerregelung-ALT 96 189 284 316 370 
(47,S '10) (62,6 '10) (74,0 '10) (76,3 '10) (78,2 %) 

'e .. ~nz.hlder 202 302 384 414 473 
Pensionierungen (100,0 ") (100,0 ") (100,0 ") (100,0 ") (100,0 ") 

Anzahl 

Pensionsstand 
(Pensionisten und 6.156 6.346 6.601 6.890 7.296 
Hinterbliebene) 

in Mio. EUR 

Pensionsausgaben 217,34 228,17 240,61 254,92 275,90 

Einnahmen durch 
Pensionsbeiträge und 46.48 47,27 46,94 46,27 43,96 
Sicherungsbeiträge 

Netto ........ 11 ~In 170,15 110,19 193,67 201,64 231,95 

in VSÄ 

Landeslehrer (Seamte) 6.024,45 5.723,51 5.312,82 4.889,86 4.389,98 

La n des ve rt ragsle h rerz 3.153,71 3.423,72 3.772,10 4.060,81 4.470,19 

Summe 9.17U6 9.147,23 9,014,92 1.950,67 1.160,17 

in Mio. EUR 

Landeslehrer (Seamte) 330,04 331,66 319,68 300,60 286,21 

La n d esve rtrag sleh rerz 126,25 139,11 151,88 168,26 186,87 

Dienstgeberbeiträge 59,49 62,58 64,70 67,21 69,10 
und Sonstiges 

Sum .. e 515,77 533,35 536,25 536,07 542,17 

Rundungsdi f ferenzen möglich 

ink!. Berufsschullehrer. land- und fo rstwirtschaftliehe l andeslehrer 
2 einschließlich de r äquivalenten Anteile de r kirchlich bestellten ReUgionslehrer 

QueUen: Amt der Steiermärkischen landesregierung; l andesschulra t Steiermark 
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2013 

13 
(2,3 '10) 

18 
(3 ,2 '10) 

64 
(11 ,4 '10) 

4 
(0,7 '10) 

464 
(82,4 '10) 

563 
(100,0 ") 

7.752 

299.44 

69,33 

230,12 

3.668,23 

4.696,09 

1.364,32 

258,85 

204,47 

99,95 

563,21 

R 
H 

2008 bis 2013 

85 
(3,6 '10) 

49 
(2,1 '10) 

468 
(20,0 '10) 

17 
(0,7 '10) 

1.719 
(73,S %) 

2.331 
(100,0 ") 

in ,. 

26,0 

37,8 

49,1 

34,7 

in% 

- 39,1 

48,9 

- 1,9 

in "-

- 21,6 

62,0 

68,0 

9,2 
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Landeslehrerpensionen 

27.2 Der RH teilte k.ritisch fest, dass 73,5 'lb der Ruhestandsversetzungen 
die gesetzliche Regelung [siehe auch TZ 47) der Hacklerregelung­
ALT in Anspruch nahmen und somit durchschnittlich vier Jahre vor 
dem gesetzlichen Pensionsalter [Alterspension oder Regelpensionsal ­
ter) durchgeftihrt wurden . 

Weiters erfolgten im Zeitraum 2008 bis 2013 nur 85 von den genann­
ten 2.338 Ruheslandsversetzungen altersbedingt. Die Zahl an Itrank­
heitsbedingten Ruhestandsverserzungen vOn 84 im Jahr 2008, das 
waren 41 ,6 'lb aller Ruhestandsversetzungen, entwickelte sich auf 64 
im Jahr 2013, das waren 11 ,4 'lb. 

27.3 Die Steiennärkische Landesregierung merkte dazu in ihrer Stellung­
nahme an, dass die Reduklioll der Zahl der krankheitsbedingten Ruhe­

standsversetzungen VOll 4/ ,6 'lb im Jahr 2008 auf // ,4 'lb im Jahr 20/ J 
positi v hervorzuheben sei. 

27.4 Der RH beurteilte die Reduktion der Itranltheitsbedinglen RuheSlands­
versetzungen in der Steiermark grundsätzlich positiv. Er erinnerte die 
Steiermärkische Landesregierung allerdings daran, dass zwischen 
2008 bis 2013 rd. 20 'lb der Ruhestandsversetzungen krankheitsbe­
dingt erfolgten. Nur in Oberösterreich, Niederösterreich und Salzburg 
erfolgten [anteilsmäßig) geringftigig mehr k.rankheitsbedingte Ruhe­
standsversetzungen. Beim Bund hingegen wurden im seI ben Zeitraum 
lediglich 9,3 'lb der Lehrer - und damit anteilsmäßig weniger als die 
Hälfte als in der Steiermark - kranltheitsbedingt in den Ruhestand 
versetzt [vgL dazu TZ 47, Tabelle 11). 

28.1 Die Anzahl der Landeslehrerbeamlen im Ruhestand einschließlich der 
Versorgungsgenussbezieher (Witwen und Waisen) stieg von 2008 bis 
2013 von 6.156 auf7 .752; das entsprach einer Steigerung um 25,9 'lb. 

Die daftir auflaufenden Pensionsausgaben stiegen von 2008 bis 2013 
von 217,34 Mio . EUR auf 299,44 Mio. EUR; das entsprach einer Stei ­
gerung um 37,8 'lb bzw. 6.6 'lb pro Jahr. 

28.2 Der RH stellte kritisch fest, dass die Nenopensionsausgaben von 2008 
bis 2013 um 34,7 'lb, das entsprach 6,1 'lb pro Jahr, gestiegen waren . 
Dies war auf die Steigerung der Anzahl an Pensionsbeziehern und 
systemimmanent auf die geringer werdende Anzahl an aktiven Lan­
deslehrerbeamten, die Pensionsbeiträge leisten, zurücltzuftihren. 
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29.1 Der Stand an Landesiehrem sank von 2008 bis 2013 von 9. 178 VBÄ 
auf 8.364 VBÄ; das entsprach einer Reduktion um 8,9 %. Dabei sank 

die Anzahl der Landeslehrerbeamten von 6.024 VBÄ um 39,1 % auf 
3.668 VBÄ, die Anzahl der Landesvertragslehrer stieg von 3.1 54 VBÄ 

um 48.9 % auf 4.696 VBÄ. Grund rur den Anstieg der vertraglichen 
Dienstverhältnisse war der Entfall der Pragmatisierung seit 1983 (Aus­
nahme Schulleiter). Damit wu rden auch nach Ruhestandsversetzung 

von La ndeslehrerbeamten keine neuen öffentlich-rechtlichen Dienst­

verhältnisse mehr begründet. 

29 .2 Der RH hielt die Begründung von vertraglichen Dienstverhältnissen 

anstelle von öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen rur zweckmä­

ßig. 

30.1 Die Ausgaben rur Landeslehrer stiegen von 2008 bis 2013 von 
515.77 Mio. EUR auf 563,28 Mio. EUR; das entsprach einer Steige­

rung um 9,2 % . Dabei sanken die Ausgaben rur Landeslehrerbeamte 
von 330.04 Mio. EUR um 21,6 % auf 258,85 Mio. EUR. Die Ausgaben 

rur die Landesvertragslehrer stiegen von 126.25 Mio. EUR um 62 % 

auf 204,47 Mio. EUR. 

30.2 Der RH stellte eine Erhöhung der Ausgaben rur Landeslehrer von 2008 
bis 2013 um 9,2 %, das entsp rach 1,8 % pro Jahr, fest. Dies war auf 
Struktureffekte und die jährl ichen Gehaltserhöhungen zurückzuruh­

ren. 

31.1 In den Jahren 2008 bis 20 13 erfolgten 1.003 Ruhestandsversetzungen 
von Landeslehrerbeamten; 71 % davon nahmen die Hacklerregelung­
ALT in Anspruch, 16.8 % der Ruhestandsversetzungen beruhten auf 

Dienstunfahigkeit (krankheitsbedingt) . 35 Ruhestandsversetzungen. das 
entsprach 3,5 % der Gesamtzahl an Ruhestandsversetzungen. erfolgten 

ab dem gesetzlichen Pensionsalter (Alterspension oder Regelpensions­
alter). 
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Tabelle 7: Landeslehrer Tirol 

Landeslehrtr1 2008 2009 2010 2011 2012 

Anzahl (Anteil in %) 

Alterspension 
Erklärung nach gesetz· 
lichem Pens-ionsalter 

.. lehrermodeU" 

Dienstunfihigkeit 

Korridormodell 

Hacklerregelun9- ALT 

'eumunzahl der 
renslonlerungen 

Pensionsstand 
(Pensionisten und 
Hinterbliebene) 

Pensionsausgaben 

Einnahmen durch 
Pensionsbeiträge und 
Sicherungsbeiträge 

Netto PwII1io1 • I bin 

Landeslehrer (Beamte) 

La ndesvertragslehrer' 

Summe 

Landeslehrer (Beamte) 

Landesvertragsleh rer' 

Dienstgeberbeiträge 
und Sonstiges 

s... 

5 
(4,4 %) 

15 
(13,0 %) 

37 
(32,2 %) 

4 
(3,5 %) 

54 
(47,0 %) 

115 
(100,0 %) 

2,838 

106,13 

26,85 

79,88 

4.131,48 

2,365,36 

6.496,84 

197,80 

11,09 

19,85 

214,75 

Rundungsdifferenzen möglich 

5 6 5 
(4,7 %) (3,4 %) (2,8 %) 

13 6 4 
(12.2 %) (3,4 %) (2,3 %) 

23 22 25 
(21,5 %) (12.3 %) (14,2 %) 

2 4 2 
(1,9 %) (2,2 %) (1,1 %) 

64 141 140 
(59,8 %) (78,8 %) (79,6 %) 

107 179 176 
(100,0 %) (100,0 %) (100,0 %) 

Anzahl 

2.905 3.042 3.153 

in Mio. EUR 

112,44 117,82 125,19 

28,14 29,25 28,80 

84,30 88,57 96,19 

in VBÄ 

4.128,11 4.082,32 4.058,14 

2,343,99 2.349.49 2.284,81 

6,472,70 6,43Ul 6.341,55 

in Mio. EUR 

206,35 207,15 207,19 

78,88 78,73 79,12 

23,88 22,56 22,26 

JOt,l1 301,44 JOt,17 

1 inkl. Berufsschullehrer, land- und forstwirtschaftliche landeslehrer , 
einschließlich der äquivalenten Anteite der kirchlich bestellten Religionslehrer 

Quellen: Amt der Tiroler landesregierung; Landesschulrat Tirot 

Bund 2015/12 

8 
(4,7 %) 

9 
(5,2 '1.) 

29 
(16,9 %) 

4 
(2,3 %) 

122 
(70,9 %) 

172 
(100,0 %) 

3.282 

133,34 

29,47 

103,87 

4.015,51 

2.286,28 

6.101,79 

212,55 

80,53 

22,09 

315,17 

Landes le h re rpensi 0 n e n 

2011 

6 
(2.4 %) 

24 
(9,5 %) 

32 
(12,6 %) 

1 
(0.4 %) 

191 
(75,2 %) 

254 
(100,0 %) 

3.491 

142,11 

54,09 

.8,63 

3.865,59 

2.425,00 

6.290,59 

208,39 

83,57 

46,94 

3D,lIO 

2008 bis 201l 

35 
(3,5 %) 

11 
(7,1 %) 

168 
(16.8 %) 

11 
(1,7 %) 

112 
(11,0 %) 

1 ,003 
(100,0 '1.) 

in% 

23.0 

33,7 

101,5 

11,0 

in ,. 

- 6,4 

2,5 

-3,2 

in '10 

5.4 

8,4 

136,4 

15,0 
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31.2 Der RH stellte kritisch fest, dass 71 % der Ruhestandsversetzungen 
die gesetzliche Regelung (siehe auch TZ 47) der Hacklerregelung­
ALT in Anspruch nahmen und somit durchschnittlich vier Jahre vor 
dem gesetzlichen Pensionsalter (Alterspension oder Regelpensionsal­
ter) durchgeführt wurden. 

Weiters erfolgten im Zeitraum 2008 bis 2013 nur 35 von den genann­
ten 1.003 Ruhestandsversetzungen altersbedingt. Die Zahl an krank­
heitsbedingten Ruhestandsversetzungen von 37 im Jahr 2008, das 
waren 32,2 % aller Ruhestandsversetzungen, entwickelte sich auf 32 
im Jahr 2013, das waren 12,6 %. 

32.1 Die Anzahl der Landeslehrerbeamten im Ruhestand einschließlich der 
Versorgungsgenussbezieher (Witwen und Waisen) stieg von 2008 bis 
2013 von 2.838 auf 3.491; das entsprach einer Steigerung um 23 %. 

Die dafür auflaufenden Pensionsausgaben stiegen von 2008 bis 2013 
von 106,73 Mio. EUR aur 142,71 Mio. EUR; das entsprach einer Stei­
gerung um 33,7 % bzw. 6 % pro Jahr. 

32.2 Der RH stellte fest, dass die Nettopensionsausgaben von 2008 bis 2013 
um 11,0 % , das entsprach 2,1 % pro Jahr, gestiegen waren. Dies war 
aur die Steigerung der Anzahl an Pensionsbeziehern und system im­
manent aur die geringer werdende Anzahl an aktiven Landeslehrer­
beamten, die Pensionsbeiträge leisten, zurückzuführen. 

33 .1 Der Stand an Landesiehrem sank von 2008 bis 2013 von 6.497 VBÄ 
aur 6.291 VBÄ; das entsprach einer Reduktion um 3,2 %. Dabei sank 
die Anzahl der Landeslehrerbeamten von 4.131 VBÄ um 6,4 % auf 
3.866 VBÄ, die Anzahl der Landesvenragslehrer stieg unwesentlich 
von 2.365 VBÄ um 2,5 % aur 2.425 VBÄ. 

Pragmalisierungen von Landeslehrern werden nach wie vor durch­
geführt. 

33.2 Der RH emprahl dem Land Tirol, die Vor- und Nachteile zu prüfen, 
zukünrtig das bei Dienstantritt des Landesvenragslehrers eingegan­
gene vertragliche Dienstverhältnis beizubehalten und von einer Über­
leitung in das öffentlich-rechtliche Dienstverhältnis (Landeslehrerbe­
amter) abzusehen. 
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33.3 Dic Tiroler Landesrcgierung mcrkte dazu in illrer Stellungnallme an, 
dass das mit der Dienstreclrts- Novelle 2013 - Pädagogisclrer Dienst 
eingeführte lieue Diellsrrech t ab /. September 2019 keine Pragmatisie­
rUirg melrr zulasse. Die Tiroler Lalldesregierung habe bis/rer keille Ver­
Gniassullg gesehell, eine Pragmatisierung grundsätzlicll auszuschlie­
ßen, da sich die Persollalkosten frir neu Pragmatisierte nicht markant 
VOll jellen für Verrragsiehrpersoncn unterscIreiden ulld beide Bediells­
tetengruppen den pellsionsrecllllicilen RegelUIrgen des APG unterlie­
gen. Die Tatsache, dass bestimmte dienstreclrlliche Akte eiller (null ­
mellr vor dem Landesverwaltungsgericlll a,ifechtbaren) Erledigung mit 
Beselleid bedürfen, werde nicht als Nachteil gesellen. Die Erfallrungell 
sprechen für deli Rechtsscllutz im öffenllicllen Recllt und gegen die Aus­
tragung von Streitigkeiten aus dem Dienstverllältnis vor den Arbeits­
und Soziaigericillen. Der RH halte die BegTÜlldullg VOll vertraglicllen 
Dienswerllältnissen allsteIle von öffelitlich-reclHlicllen Diellstverhält­
nisseIl für zweckmäßig, nelille jedocll keille GTÜllde für diese A uffas-
5ung. Die PersollOlkostenentwicklung sc/leide als Argument jedenfalls 
aus, da diese eh/für Tirol günstiges Bild zeigt: nach Kärnten mit 9 % 

und Steiem/ark mit 9,2 % liege Timl mit 15 % an driller Stelle (gegen­
über Oberö5terreicll /6,4 % , Burgeniund 17,1 % , Salzburg /7,5 % , 

Niederöstureiclr 17,8 %, Wien 19,9 % und Vorarlberg 24,4 %). 

33.4 Der RH nahm die Argumente der Timler Landesregierung zur Kenntnis. 

Er stimmte der Timler Landesregierung zu, dass die Harmonisierung 
der dienstrechtlichen Statute (vertraglich oder öffentlich- rechtlich) 
der Lande lehrer bereits weit fortgeschritten sei. Auch die Pensions­

berechnung neuer Landeslehrer (vertraglich oder öffentlich- rechtlich) 
erfolgte nach der gleichen Berechnungsmethode des APG; die Pen­

sionsleistung wurde jedoch beim Landeslehrerbeamten vom Dienst ­
geber (Land Tirol refundiert durch den Bund), beim Landesvertrags­
lehrer vOn der Pensionsversicherung getragen. In Abhängigkeit von 

der statistischen Lebenserwartung im Ruhestand ergaben die Kosten 
des Ruhestands gegenüber den Minderkosten der Aktivzeit (geringere 
Dienstgeberbeiträge, Einnahmen aus Pensionsbeiträgen) in Summe 
Mehraufwendungen des Dienstgebers fur Beamte im Vergleich mit 
Vertragsbediensteten. 

Weitere Unterschiede betrafen den Rechtsstatus: So waren fur 
Streitigkeiten aus vertraglichen Dienstverhältnissen die Arbeits­
und Sozialgerichte zuständig. Ein wesentlicher Unterschied lag nach 

Ansicht des RH auch im Vorgehen bei Beendigung eines Dienstver­
hältnisses. Dies ist bei Landeslehrerbeamten nur nach Durchfuhrung 
eines rechtsförmigen (Disziplinar- )Verfahrens möglich, währenddessen 

der Bezugsanspruch des Beamten dem Grunde nach aufrecht bleibt. 
Die Beendigung eines vertraglichen Dienstverhältnisses und damit 
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der Entfall des Entgeltanspruchs trin dagegen (allenfalls nach Ablauf 

bestimmter Fristen) relativ unmittelbar in Kraft. Da der Entgeltan­
spruch auch während eines allfalligen anschließenden arbeitsgericht­
lichen Verfahrens nicht wiederauflebt, liegt das Kostenrisiko im Falle 

der Beendigung eines beamteten Dienstverhältnisses beim Dienstge­
ber und damit beim Steuerzahler, wohingegen sich das Kostenrisiko 
im Falle der Beendigung eines vertraglichen Dienstverhältnisses Rich ­

tung Dienstnehmer verlagert. Daher sollten aus Sicht des RH alle Vor­
und Nachteile der bei den möglichen Statute im Rahmen einer Evalu­

ierung - auch im Hinblick auf die mit September 2019 bevorstehende 
gesetzliche Umstellung auf das vertragsrechtJiche Statut - möglichst 
rasch erhoben und sachlich gegenüber gestellt werden, um eine evi ­

denzbasierte Entscheidung in dieser Angelegenheit zu ermöglichen. 

Weiters verwies der RH darauf, dass im Bund und allen anderen Bun­
desländern Lehrer seit mehreren Jahren nicht mehr pragmatisiert wer­

den. 

34.1 Die Ausgaben für Landeslehrer stiegen von 2008 bis 2013 von 
294,75 Mio. ELfR auf 338,90 Mio. EUR; das entsprach einer Steige­
rung um t 5 %. Dabei stiegen die Ausgaben für Landeslehrerbeamte 
von 197,80 Mio. EUR um 5,4 % auf 208,39 Mio. EUR. Die Ausgaben 
für die Landesvertragslehrer stiegen von 77,09 Mio. EUR um 8,4 % 

auf 83,57 Mio. EUR. 

34.2 Der RH stellte eine Erhöhung der Ausgaben für Landeslehrer von 2008 
bis 2013 um 15 %, das entsprach 2,8 % pro Jahr, fest. Dies war auf 
Struklureffekte und die jährlichen Gehaltserhöhungen zurückzufüh­

ren . 

35.1 In den Jahren 2008 bis 2013 erfolgten 411 Ruhestandsversetzungen 
von Landeslehrerbeamten; 72,8 % davon nahmen die Hacklerregelung­
ALT in Anspruch, 12,4 % der Ruhestandsversetzungen beruhten auf 

Dienstunfahigkeit (krankheilsbedingl). 3 Ruhestandsversetzungen, das 
entsprach 0,7 % der Gesamtzahl an Ruhestandsversetzungen, erfolgten 
ab dem gesetzlichen Pensionsalter (Alterspension oder Regelpensions­

alter). 
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Tabelle 8: landeslehrer Vorarlberg 
L,lndeslehrer' 2008 2009 2010 2011 2012 

Anzahl (Anteil in 'J.) 

Alterspension 
0 0 0 0 2 

Erklärung nach gesetz-
(0,0 'J.) (0,0 ") (0,0 ") (0,0 ") (2,9 ") lichem Pensionsalter 

,Lehrermodell' 6 8 14 10 5 
(15.8 ") (13,8 ") (20.0 ") (14,9 'J.) (7,1 'J.) 

Oienstunföhigkeit 8 6 5 7 11 
(21.1 ") (10,3 'J.) (7,1 'J.) (10,5 'J.) (15,7 ") 

KorridormodeU 0 0 0 0 0 
(0,0 ") (0,0 'J.) (0,0 'J.) (0,0 'J.) (0,0 ") 

Hacklerregelung-ALT 24 44 51 50 52 
(63.2 ") (75,9 ") (72.9 'J.) (74,6 ") (74,3 ") 

Cieumunuhl der 31 SI 70 67 70 
'Instont.rungen (100.0 ") (100.0 ") (100,0 ") (100,0 ") (100,0 ") 

Anzahl 

Pensionsstand 
(Pensionisten und 1.042 1.095 USO 1.184 1.232 
Hinterbliebene) 

in Mio, EUR 

Pensionsausgaben 41,33 43,90 46,67 49,39 52,76 

Einnahmen durch 
Pensionsbeiträge und 13,32 13,76 14,63 13,26 13,57 
Sicherungsbeiträge 

~1S1on1·llllben ZI,OI 30,15 32,04 36,13 39,19 

in VBÄ 

Landeslehrer (Be.mte) 1.954,96 1.889,01 1.822,08 1.762,93 1.712,22 

La nd esve rtrag sle h re r2 1.539,64 1.623,08 1.715,41 1.820,52 1.911,09 

Su_ '.512,01 '."7,41 1.5",45 3.IU,Jt 

in Mio. EUR 

Landestehrer (Beamte) 103,13 106,18 104,89 103,46 104,08 

La n d esvertra 9 sle h re r2 59,92 65,12 69.44 75,38 81,79 

Dienstgeberbeitröge 22,64 26,17 26,30 27,74 28,60 
und Sonstiges 

S- 115," 117.47 zoo.l4 201,51 214,41 

Rundungsdifferenzen möglich 

1 inkl. Berufsschullehrer, land- und forstwirtschafttiche Landeslehrer 
1 einschließlich der äquivalenten Anteite der kirchlich bestellten Retigionstehrer 

QueUen: Amt der Vorarlberger landesregierung; landesschulrat Vorarlberg 

Bund 2015/12 

landeslehrerpensionen 

2013 

1 
(0,9 ") 

15 
(13,9 ") 

14 
(13,0 'J.) 

0 
(0,0 'J.) 

78 
(72,2 ") 

101 
(100,0 ") 

1.330 

56,56 

24,93 

3U3 

1.622,39 

2.055,62 

3.17'.01 

101,33 

87,20 

42,44 

210,'7 

2008 bis ZO 13 

3 
(0,7 'J.) 

58 
(14,1 ") 

51 
(12.4 ") 

0 
(0,0 ") 

299 
(72,8 'J.) 

411 
(100,0 %) 

in ,. 

27.6 

36.8 

87,2 

in % 

-17,0 

33,S 

5,3 

in'" 

- 1,8 

45,5 

87,4 

24,4 
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35.2 Der RH stellte kritisch fest, dass 72,8 <\b der Ruhestandsversetzungen 

die gesetzliche Regelung (siehe auch TZ 47) der HackJerregelung­
ALT in Anspruch nahmen und somit durchschnittlich vier Jahre vor 
dem gesetzlichen Pensionsalter (Alterspension oder Regelpensionsal ­

ter) durchgeführt wurden . 

Weiters erfolgten im Zeitraum 2008 bis 2013 nur 3 von den genann­
ten 411 Ruhestandsversetzungen altersbedingt. Die Zahl an krankheits­

bedingten Ruhestandsversetzungen von 8 im Jahr 2008, das waren 
21,1 <\b aller Ruhestandsversetzungen, stieg auf 14 im Jahr 2013. das 

waren 13,0 <\b. 

35.3 Die Vorarlberger Landesregierung hielt dazu in ihrer Stellungnahme 

fest, dass die Hacklerregelung-ALT vom Bundesgesetzgeber ermöglicht 
worden sei. Die hohe Anzahl von Lat/deslehrenr, welche diese Rege­
lung in Anspruch genommen habe, sei in erster Linie von denfür diese 

Regelung in Frage kommenden Geburtsjahrgängen abhängig gewesen. 

35.4 Der RH wies gegenüber der Vorarlberger Landesregierung darauf hin , 
dass sich seine Kritik darauf bezog, dass keine Maßnahmen gesetzt 
wurden, um Landeslehrer länger im Aktivstand zu behalten (siehe 
dazu auch RH - Bericht .Personalplanung im Bereich der Bundesleh­
rer", Reihe Bund 2013/5, TZ 6, 16). 

36.1 Die Anzahl der Landeslehrerbeamten im Ruhestand einschließlich der 
Versorgungsgenussbezieher (Witwen und Waisen) stieg von 2008 bis 
2013 von 1.042 auf 1.330; das entsprach einer Steigerung um 27,6 <\b. 

Die dafür auflaufenden Pensionsausgaben stiegen von 2008 bis 2013 
von 41,]] Mio. EUR auf 56,56 Mio. EUR; das entsprach einer Steige­
rung um 36,8 <\b bzw. 6,5 <\b pro Jahr. 

36.2 Der RH stellte fest, dass die Nenopensionsausgaben von 2008 bis 2013 
um 12,9 <\b, das entsprach 2,5 <\b pro Jahr, gestiegen waren. Dies war 

auf die Steigerung der Anzahl an Pensionsbeziehem und system im­
manent auf die geringer werdende Anzahl an aktiven Landeslehrer­
beamten, die Pensionsbeiträge leisten, zurückzuführen. 

37.1 Der Stand an LandesIehrem stieg von 2008 bis 2013 von 3.495 VBÄ 

auf 3.678 VBÄ; das entsprach einer Steigerung um 5,3 <\b. Dabei sank 
die Anzahl der Landeslehrerbeamten von 1.955 VBÄ um 17 <\b auf 
1.622 VBÄ, die Anzahl der Landesvertragslehrer stieg von 1.540 VBÄ 

um 33,5 <\b auf 2.056 VBÄ. Grund für den Anstieg der vertraglichen 

Dienstverhälrnisse war der Entfall der Pragmatisierung ab 2005. Damit 
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wurden auch nach Ruheslandsversetzung von landeslehrerbeamten 
keine neuen öffentlich- rechtlichen Dienstverhältnisse mehr begrün­

det. 

37.2 Der RH stellte eine Erhöhung der Anzahl an landeslehrern von 2008 
bis 2013 um 5,3 % fest. Er hielt die Begründung von vertraglichen 
Dienstverhältnissen anstelle von öffentlich-rechtlichen Dienstverhält­

nissen für zweckmäßig. 

37.3 Die Vorarlberger Landesregierung machte ill ihrer Stel/ullgllahme für 
deli Allstieg der Allzahl der Lehrpersonen verschiedelle Faktoren ver­

anTwortlich, wie deli stufenweiseIl Ausbau der NeueIl Mittelschule, deli 
Ausbau der Beratullgs-, Berreuullgs- ulld Krisenilltervelltiollslehrper­

SalleII, der ganZTägigeIl Schülerbetreuullg, die zusätzlichen Ressour­
cen für die Betreuung VOll SchulbibliothekeIl, das Volkssc/lUlpaket der 

Lalldesregierullg sowie die gestiegelle Zahl der Killder mit 'Iichtdeut­
scher MUllersprache bzw. mit außerorde.lllichem Status. Sie wies ill 

diesem Zusammenhang darauf hin, dass die Kastell für Leilrerdiellst­
posten, die über deli vom BMBF bewilligten Stel/enpla'l hilIausgeheII, 

dem BUlld im Rahme'l der jälrrlic/rell Stel/ellplallabrec/lllullg refulldiert 
ulld somit letZTlich vom Lalld selbst bezahlt werdell. 

37.4 Der RH nahm die von der Vorarlberger landesregierung gesetzten 
Maßnahmen als Kostentreiber zur Kenntnis. Den Hinweis, dass die 
dadurch entstandenen Kosten letztlich vom land selbst bezahlt wer­

den, ergänzte der RH in Hinblick darauf, dass diese Kosten nicht in 

der tatsächlich angefallenen Höhe, sondern gemäß § 7 landeslehrer­
Controllingverordnung, BGBI. 11 Nr. 390/2005, pauschal im Ausmaß 
der Besoldungskoslen für eine Planstelle der Entlohnungsgruppe 12a2 

(Norm kosten rur einen landeslehrer in den ersten Dienstjahren) refun­
diert werden. Der RH wiederholte daher seine Kritik am Abrechnungs­

bzw. Refundierungsmodell der Personalkosten der landeslehrer (siehe 
auch .Finanzierung der landeslehrer", Reihe Bund 2012/4). 

38.1 Die Ausgaben für landeslehrer stiegen von 2008 bis 2013 von 

185,69 Mio. EUR auf 230,97 Mio. EUR; das entsprach einer Steige­
rung um 24,4 %. Dabei reduzierten ich die Ausgaben für landesleh­
rerbeamle von 103,13 Mio. EUR um 1,8 % auf 101,33 Mio. EUR. Die 
Ausgaben für die landesvertragslehrer stiegen von 59,92 Mio. EUR 
um 45,S % auf 87,20 Mio. EUR. 
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38.2 Ocr RH stellte eine Erhöhung der Ausgaben rur Landeslehrer von 2008 

bis 201) um 24,4 %. das entsprach 4.5 % pro Jahr. fest. Dies war auf 
die Erhöhung der Gesamtzahl an Landeslehrcrn. auf die Strukturef­
fekle und die jährlichen Gehaltserhöhungen zurückzuführen. 

39.1 In den Jahren 2008 bis 20 I) erfolgten 1.681 Ruhestandsversetzungen 
von Landeslehrerbeamlen; 69.5 % davon nahmen die HackJerregelung­
ALT in Anspruch. 15.2 % der Ruhestandsversetzungen beruhten auf 
Dienstunfahigkeit Ikrankheitsbedingt). 119 Ruhestandsvcrsetzungen. 
das entsprach 7, I % der Gesamtzahl an Ruheslandsversetzungen. 
erfolgten ab dem gesetzlichen Pensionsalter IAJterspension oder Regel­
pensionsalter). 
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Tabelle 9: Landeslehrer Wien 

L.ndoslehror' 2008 2009 

Alterspen'ion 14 13 
Erklärung nach 9"etz- (9,3 '10) (5,4 '10) lichem Pensionsalter 

.Lehrermodell· 12 16 
(8,0 '10) (6,6 '10) 

Dienstunfähigkeit 44 37 
(29,3 '10) (15,4 '10) 

lCorridormodell 2 3 
(1,3 '10) (1,2 '10) 

Hacklerregelung-ALT 78 172 
(52,0 '10) (71,4 '10) 

G ... mbnzahl der 150 241 
Penllonlerungen (100,0 '10) (100,0 '10) 

Pensionsstand 
(Pensionisten und 5.106 5.193 
Hinterbliebene) 

Pensionsausgaben 173,99 180.56 

Einnahmen durch 
Pen,ion,beiträge und 43,62 44,90 
Sicherung,beiträge 

Netto PtulloI.IUSII'" 130,37 135,65 

Landeslehrer (8eamte) 7.258.00 6.957,00 

La nde'vertrag,lehrer' 3.433,00 3.846,00 
Su __ 

10."1,00 10.lOJ,oo 

Lande,lehrer (Beamte) 327,16 334,98 

Lande,vertrag,lehrer' 126.49 147,07 

Dienstgeberbeiträge 67,75 79,15 
und Sonstige, 

s... 521.40 Mt.20 

Rundungsdifferenzen möglich 

K 

2010 2011 2012 

Anzahl (Anteil in '10) 

15 18 27 
(5,7 '10) (6,3 '10) (8,3 '10) 

22 10 20 
(8,4 '10) (3,5 '10) (6,2 '10) 

31 35 50 
(11.8 '10) (12,2 '10) (15,4 '10) 

3 5 6 
(1.2 '10) (1,7 '10) (1,9 '10) 

191 219 222 
(72,9 '10) (76,3 '10) (68,3 '10) 

262 287 325 
(100,0 '10) (100,0 '10) (100,0 '10) 

Anzahl 

5.308 5.437 5.629 

in Mio. EUR 

190.25 196,61 209,81 

44,74 44.48 43,51 

145,52 152,13 166,30 

in VBÄ 

6.315,00 5.984,00 5.623,00 

4.707,00 4.896,00 5.296,00 

11.022,00 10.110.00 10.'1'.00 

in Mio. EUR 

329,81 322,76 320,08 

159,43 171,84 186,56 

79,27 81,91 84,37 

.... 51 57'.51 511.01 

inkl. BerufsschuUehrer. land- und forstwirtschaftliche landeslehrer , 
einschließlich der äquivalenten Anleile der kirchlich bestellten Religionstehrer 

Quellen: Magistrat der Stadt Wien; landesschutrat Wien 

Bund 2015/12 

La ndes le h re rpensio n e n 

2013 2008 bis 2013 

32 119 
(7,7 '10) (7,1 '10) 

36 116 
(8,7 '10) (6,9 '10) 

59 256 
(14,2 '10) (15,2 '10) 

3 22 
(0,7 '10) (1,3 '10) 

286 1.168 
(68,8 '10) (69.5 '10) 

416 1.611 
(100.0 '10) (100,0 '10) 

in ,. 

5.846 14,5 

221,74 27,4 

72,36 65,9 

149,39 14,6 

in% 

5.274,00 - 27,3 

5.919,00 72,4 

11.1".00 •• 7 

in '10 

299,23 - 8,5 

206.47 63,2 

119,20 75,9 

'2.'" I.., 
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39.2 Der RH stellte kritisch rest, dass 69.5 % der Ruhestandsversetzungen 
die gesetzliche Regelung (siehe auch TZ 47) der Hack.lerregelung­
ALT in Anspruch nahmen und somit durchschnittlich vier Jahre vor 

dem gesetzlichen Pensionsaller (Alterspension oder Regelpensionsal­
ter) durchgefLihn wurden. 

Der RH hob im Vergleich mit den anderen Ländem positiv hervor, 

dass im Zeitraum 2008 bis 2013 119 Ruhestandsverselzungen der 
Wiener Landeslehrerbeamten, das waren rd. 7, I % der Gesamtzahl 
an Ruhestandsversetzungen, erst ab dem gesetzlichen Pensionsaller 

durchgcfLihrt wurden. Die Zahl an kranl<.heitsbcdingten Ruhestandsver­
setzungen von 44 im Jahr 2008, das waren 29,3 % aller Ruhestands­
versetzungen, stieg aur 59 im Jahr 2013 , das waren 14,2 % . 

40.1 Die Anzahl der Landeslehrerbeamten im Ruhestand einschließlich der 
Versorgungsgenussbezieher (Witwen und Waisen) stieg von 2008 bis 
2013 von 5.106 aur 5.846; das entsprach einer Steigerung um 14,5 %. 

Die dafLir aunaurenden Pensionsausgaben stiegen von 2008 bis 2013 
von 173,99 Mio. EUR aur 221 ,74 Mio. EUR; das entsprach einer Stei­

gerung um 27,4 % bzw. 5 % pro Jahr. 

40.2 Der RH stellte rest, dass die Nertopensionsausgaben von 2008 bis 2013 
um 14,6 % , das entsprach 2,8 % pro Jahr, gestiegen waren. Dies war 

aur die Steigerung der Anzahl an Pensionsbeziehem und systemim­
manent aur die geringer werdende Anzahl an aktiven Landeslehrer­
beamten. die Pensionsbeiträge leisten, zurückzuführen. 

41.1 Der Stand an Landeslehrem stieg von 2008 bis 2013 von 10.691 VBÄ 
aur 11.193 VBÄ ; das entsprach einer Steigerung um 4,7 %. Dabei sank 
die Anzahl der Landeslehrerbeamten von 7.258 VBÄ um 27,3 % aur 

5.274 VBÄ, die Anzahl der Landesvenragslehrer stieg von 3.433 VBÄ 
um 72,4 % aur 5.919 VBÄ. Grund für den Anstieg der venraglichen 

Dienstverhältnisse war der Entrall der Pragmatisierung ab 2005 bei 
allgemeinen Pnichtschulen (bei Berursschulen ab 2006). Damit wur­
den auch nach Ruhestandsversetzung von Landeslehrerbeamten keine 
neuen öffentlich- rechtlichen Dienstverhältnisse mehr begründet. 

41.2 Der RH teilte eine Erhöhung der Anzahl an Landesiehrem von 2008 

bis 2013 um 4,7 % rest. Er hielt die Begründung von vertraglichen 
Dienstverhältnissen anstelle von öffentlich- rechtlichen Dienstverhält ­

nissen für zweckmäßig. 
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42.1 Die Ausgaben für Landeslehrer stiegen von 2008 bis 2013 von 

521,40 Mio. EUR auf 624,89 Mio. EUR; das entsprach einer Steige­

rung um 19,9 %. Dabei reduzienen sich die Ausgaben für Landesleh ­
rerbeamte von 327,16 Mio. EUR um 8,5 % auf 299,23 Mio . EUR. Die 

Ausgaben für die Landesvenragslehrer stiegen von 126,49 Mio. EUR 
um 63.2 % auf 206,47 Mio . EUR. 

42.2 Der RH stellte eine Erhöhung der Ausgaben für Landeslehrer von 2008 
bis 2013 um 19,9 %, das entsprach 3,7 % pro Jahr, fest. Dies war auf 

die Erhöhung der Gesamtzahl an Landeslehrern, auf die Strukturef­
fekte und die jährlichen Gehaltserhöhungen zurückzuführen. 

43.1 Zu Vergleichszwecken wurden diese Kennzahlen auch beim BMBF hin ­
sichtlich der don verwalteten Bundeslehrer (Beamte und Venragsbe­
dienstete) erhoben : 

In den Jahren 2008 bis 2013 erfolgten 6.113 Ruhestandsversetzungen 

von Bunde lehrerbeamten; 51 % davon nahmen die HackJerregelung­
ALT in Anspruch, 13,3 % gingen in die Korridorpension und 9,3 % 

der Ruhestandsversetzungen beruhten auf Dienstunfähigkeit (krank ­

heitsbedingt). 1.013 Ruhestandsversetzungen, das entsprach 16,6 % 

der Gesamtzahl an Ruhestandsversetzungen. erfolgten ab dem gesetz­
lichen Pensionsalter (Alterspension oder Regelpensionsalter). 
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Tabelle 10: Bundeslehrer aus dem Wirkungsbereich des BMBF 

Bundesleh,e, 

Alterspension 
Erklärung nach gesetz· 
lichem Pensionsalter 

.. lehrermodeU· 

Dienstunfähigkeit 

KorridormodeU 

Hac~lerregelung-ALT 

GeSl_Mahl de, 
Po.I1Oftlotu •• ' 

Pensionsstand 
(Pensionisten und 
Hinterbliebene) 

Bundeslehr.r (Beamte) 

Bundesvertragslehrer1 

2008 

129 
(24,2 '10) 

117 
(21.9 '10) 

86 
(16,1 '10) 

47 
(8.8 '10) 

145 
(27,2 '10) 

534 
(100,0 '10) 

16.273 

16.913,82 

20.355,80 

s-e J7.21t.1Z 

Bundeslehrer (Beamte) 1.062 ,26 

Bundesvertragslehrer I 910,48 

Dienstgeberbeiträge 
319.85 

und Sonstiges 

s-e I.zn .. 
Rundungsd ifferenzen mdgtich 

2009 

164 
(21,1 '10) 

89 
(11 ,4 '10) 

99 
(12.7 '10) 

111 
(14,3 '10) 

314 
(40,3 '10) 

779 
(100,0") 

16.800 

16.038,01 

21.512,81 

J7.55O,U 

1.071,80 

998,60 

339.47 

ZAOIM 

2010 2011 2012 

Anzahl (Anteil in '10) 

196 173 167 
(19,4 '10) (15,8 '10) (15,2 '10) 

63 55 68 
(6,2 '10) (5,0 '10) (6,2 '10) 

79 112 89 
(7,8 '10) (10,2 '10) (8,1 '10) 

150 184 163 
(14,9 '10) (16.8 '10) (14,9 '10) 

520 572 609 
(51,5 '10) (52,2 '10) (55,6 'fo) 

1.009 1.096 1.096 
(100,0") (100,0 '110) (100,0") 

Anzahl 

17.540 18.328 19.107 

in VBÄ 

15.002,69 13 .885,25 12.794,15 

22.979,36 24.500,67 25.748,13 

J7.11Z,05 JLJa5,11 JLuz,1' 

in Mio. EUR 

1.027,84 973.39 928,16 

1.069,48 1.154,50 1.259,99 

354,53 372,59 389,06 

l.45l,11 

einschließlich der äquivalenten Ante ile der kirchlich bestellten Religionslehrer 

2013 

184 
(11,5 '10) 

199 
(12,5 '10) 

101 
(6.3 '10) 

160 
(10.0 '10) 

955 
(59.7 '10) 

1.599 
(100.0") 

20.402 

11.211,58 

27.136,26 

JLJ4l 

849,97 

1.338,78 

519.82 

1.701,57 

R 
H 

200B bis 2013 

1.013 
(16,6 '10) 

591 
(9,7 '10) 

566 
(9,3 '10) 

815 
(13,3 '10) 

3.115 
(51,0 '10) 

6.113 
(100.0") 

in ,. 

25,4 

in '" 
- 33.7 

33.3 

1.1 

in %. 

- 20,0 

47,0 

62,5 

11,1 

1 In der Gesamtzahl waren auch die amtswegigen Ruhestandsversetzungen in den Jahren 2008 (10), 2009 (2) und 2010 (l) 
enthalten . 

QueUe: BMBf 
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43.2 Der RH stellte kritisch fest, dass 51 % der Ruhestandsversetzungen 
die gesetzliche Regelung (siehe auch TZ 47) der Hacklerregelung­
AlT in Anspruch nahmen und somit durchschnittlich vier Jahre vor 
dem geselllichen Pensionsa her (Alterspension oder Regelpensionsal­
ter) durchgeführt wurden. 

Der RH hob im Vergleich mit den Ländern positiv hervor, dass im Zeit­
raum 200B bis 2013 zumindest 1.013 Ruhestandsversetzungen der 
Bundeslehrerbeamten, das waren rd. 16,6 % der Gesamtzahl an Ruhe­
standsversetzungen, erst ab dem gesetzlichen Pensionsalter durchge­
fuhrt wurden. 

Die Zahl an krankheitsbedingten Ruhestandsversetzungen von 86 im 
Jahr 200B, das waren 16, I % aller Ruhestandsversetzungen, stieg auf 
101 im Jahr 2013, das waren 6,3 %. Der RH hob dennoch hervor, 
dass sich der Anteil an krankheitsbedingten Ruhestandsversetzungen 
der Bundeslehrerbeamten (Durchschnitt der Jahre 200B bis 2013) auf 
durchschnittlich 9,3 % (siehe Tabelle 11) belief und damit weniger als 
die Hälfte des durchschnittlichen Anteils aller Länder (lB,B % Itrank­
heitsbedingte Ruhestandsversetzungen) betrug. 

44 Die Anzahl der Bundeslehrerbeamten im Ruhestand einschließlich 
der Versorgungsgenussbezieher [Witwen und Waisen) stieg von 200B 
bis 2013 von 16.273 auf 20.402; das entsprach einer Steigerung um 
25,4 %. 

45.1 Der Stand an jenen Bundeslehrern, die vom BMBF verwaltet wurden, 
stieg von 200B bis 2013 von 37.270 VBÄ auf 38.34B VBÄ; das ent­
sprach einer Steigerung um 2,9 %. Dabei sank die Anzahl der Bun­
deslehrerbeamten von 16.914 VBÄ um 33,7 % auf 11.212 VBÄ, die 
Anzahl der Bundesvertragslehrer stieg von 20.356 VBÄ um 33,3 % 

auf 27.136 VBÄ. Grund fur den Anstieg der vertraglichen Dienstver­
hältnisse war der Entfall der Pragmatisierung ab 1997. Damit wur­
den auch nach Ruhestandsversetzung von Bundeslehrerbeamten keine 
neuen öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisse mehr begründet. 

45.2 Der RH stellte eine Erhöhung der Anzahl an Bundeslehrern von 200B 
bis 2013 um 2,9 % fest. Er hielt die Begründung von vertraglichen 
Dienstverhältnissen anstelle von öffentlich-rechtlichen Dienstverhält­
ni en für zweckmäßig. 
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46.1 Die Ausgaben für Bundeslehrer stiegen von 2008 bis 2013 von 
2.292,59 Mio. EUR auf 2.708,57 Mio. EUR; das entsprach einer Stei­

gerung um 18,1 %. Dabei reduzierten sich die Ausgaben für Bundesleh­
rerbeamte von 1.062,26 Mio. EUR um 20 % auf 849,97 Mio. EUR. Die 

Ausgaben für die Bundesvertragslehrer stiegen von 910,48 Mio. EUR 
um 47 % auf 1.338,78 Mio. EUR. 

46.2 Der RH stellte eine Erhöhung der Ausgaben für Bundeslehrer von 2008 
bis 2013 um 18,1 %, das entsprach 3,4 % pro Jahr, fest. Dies war auf 
die Erhöhung der Gesamtzahl an Bundesiehrem, auf die Strukturef­

fekte und die jährlichen Gehaltserhöhungen zurückzuführen. 

47 .1 Tabelle 11 und Abbildung I zeigen die vom RH für die Jahre 2008 bis 
2013 erhobene Verteilung der Pensionsantrittsarten für die Landesleh­

rerbeamten im Vergleich mit den Bundeslehrerbeamten. 

Abbildung I : Anteile der Versetzung von Landeslehrerbeamten in den Ruhestand im 

Zeitraum 2008 bis 2013 

BUfgenland 

Kärnten 

Niederösterreich 

Oberösterreich 

Salzburg 

Steiermark 

Tirol 

Vorarlberg 

Wien 

länder-gesamt 

Bund 
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• Regelpension • lehrermodell • Dienstunfähigkeit • Korridorpension • Hackter 

QueUen: Ämter der landesregierungen/ Magistrat der Stadt Wien; landesschulrätej Stadtschulrat Wien; BHBF 
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Tabelle 11: Vergleich der Anteile der Pensionsantrittsarten für landeslehrerbeamte und Bundeslehrerbeamte 

Vertenung der 'enslons- Gesetzliches LehrormodeU Dlenstunflihlgkelt Korrldorpenslon Hocklerrogelung-
"ntrlttsllrton 2008 '"nslonult .. ALT 
bis 201l 

Anzahl Anteil Anzahl Anteil Anzahl Anteil Anzahl Anteil Anzahl Anteil 
in" in" in" in ,. in ,. 

Burgenland 1 0,2 16 2,9 63 11,4 5 0,9 469 84,7 

Kärnten 35 3,2 34 3,1 193 17.7 11 1,0 816 74,9 

Niederösterreich 41 1.6 82 3,2 524 20,S 7 0,3 1.908 74,S 

Ob.röste .. eich 41 1.8 104 4,6 499 22,0 15 0,7 1.611 71,0 

Salzburg 24 2.7 47 5,3 180 20,3 11 1.2 623 70,4 

Steiermark 85 3.6 49 2,1 468 20.0 17 0,7 1.719 73.5 

Tiral 35 3,5 71 7,1 168 16,8 17 1,7 712 71,0 

Vararlberg 3 0,7 58 14,1 51 12,4 0 0 299 72,8 

Wien 119 7,1 116 6.9 256 15,2 22 1,3 1.168 69,S 

Bundeslehrerbeamte 1.013 16.6 591 9.7 566 9,3 815 13,3 3.115 51,0 

QueUen: Amter der landesregierungen/ Magistrat der Stadt Wien: landesschulrate/ Suduchulrat Wien; BMBF 

Summe 
Pensionierungen 

2008 bis 2013 

Anzahl 

554 

1.089 

2.562 

2.270 

885 

2.33B 

1.003 

411 

1.681 

6.113 
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47.2 (1) Im Bereich der Landeslehrerbeamten wurde die Pensionsantrillsan 
ogesetzliches PensionsalterO (Alterspension und Erklärung nach dem 
gesetzlichen Pensionsalter) nahezu nicht in Anspruch genommen. Po i­
tive Ausnahme war hiebei das Land Wien. in dem rd. 7.1 'lb aller Ruhe­
standsversetzungen nach dieser gesetzlichen Grundlage erfolgten. Bei 
den Bundeslehrerbeamten erfolgten dagegen 16.6 'lb aller Ruhestands­
versetzungen mit dem gesetzlichen Pension alter. 

(2) Auch das oLehrermodello wurde, mit Ausnahme der Länder Tirol. 
Vorarlberg und Wien sowie der Bunde lehrerbeamten. nur in sehr 
geringem Maße als Pensionsantriman gewählt. 

(3) Wie der RH in seinen Vorberichten festge teilt hatte, erfolgten die 
vorzeitigen Ruhestand versetzungen im Zeitraum 2004 bis 2007 über­
wiegend krankheitsbedingt. Der Anteil der krankheit bedingten Ruhe­
standsversetzungen an der Ge amIzahl der Ruhestandsversetzungen 
betrug 2004 bis 2007 rd. 49,4 'lb. Besonders hoch war der Anteil im 
Land Salzburg mit 63 .2 'lb. niedriger als in den anderen Ländern war 
er im Land Vorarlberg mit 37.8 'lb. 

Im Zeitraum 2008 bi 2013 sank der Anteil krankheitsbedingter Ruhe­
standsversetzungen (Dienstunfahigkeit) auf durchschniulich 18,8 'lb. 

Den höchsten Anteil von 22 'lb wiesen die Landeslehrerbeamten des 
Landes Oberösterreich auf. den niedrigsten Anteil die Landeslehrerbe­
amten des Landes Burgenland mit 11,4 'lb. 

Der durchschnittliche Anteil an krankheitsbedingten Ruhestand ver­
setzungen der Bundeslehrerbeamten betrug 2008 rd . 16,1 'lb. Er sank 
bis 2013 auf 6.3 'lb, der Durchschnitt über den Zeitraum 2008 bis 2013 
belief sich auf 9,3 'lb. 

(4) Die Korridorpension (ab dem 62. Lebensjahr) wurde von den Lan­
deslehrerbeamten nur in ehr geringem Maße gewählt. Bei den Bun­
deslehrerbeamten erfolgten rd. 13.3 'lb aller Ruhestandsversetzungen 
nach der Korridorpension und somit erst ab dem 62. Lebensjahr. 

(5) Die überwiegende Mehrheit der Landeslehrerbeamten nahm in den 
Jahren 2008 bi 2013 die Pensionsantrillsan der HackJcrregelung- ALT 
in Anspruch. Das waren 2008 bis 2013 rd. 72.9 'lb aller Ruhestands­
versetzungen von Lande lehrerbeamten. Auch bei den Bundeslehrer­
beamten erfolgten 2008 bis 2013 rd. 51.0 'lb nach der Hacklerrege­
lung- ALT ( iehe TZ 49). Bezüglich seiner zugehörigen Empfehlungen 
verwies der RH auf TZ 50. 
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47.3 Gemäß deli StellulIgllalllnen der Niederösterreichischen Landesregierullg 
und des Landesschulrates fiir Niederästerreich habe" die Landeslellrer­
beamten zum Großteil die gesetzlicheIl Möglichkeirell genutll ulld .lach 

Erfüllung der Voraussel'zullg {rei/weise durcIr Nad,kauJJ ihre Verser ­

zung in deli Rul,estalld nach den unler TZ 5 beschrieberren gesetzlichen 
Bestimmullgen erklärt. Für Landeslehrerbeamte seien die seinerzeiligeIl 

viersemestrigen (fiir VolksschuleIl) bzw. secllSsemesrrigen (fiir Houpt ­
schulen) Ausbildullgell all der PädagogischeIl Akademie im Vergleich 
zu den an höhere" Bundesschulen lehrenden Bundeslehrerbeamtell kür­

zer gewesell, so dass sie zum jrühesrmöglichen Pensionsantritrsalter 
{Vollendung des 60. Lebensjahrs} mehr beitragsgedeckte Zeiren aufge­
wiesen IlUllen und omit durch etwas weniger Nachkauf von Schul­

und Studienzeite" die 'lOtwel,digen 40 beitragsgelleckt!':n Jalrre errei­
chen konnten . Das .Lelrrermodell" (Vorruhestand) sei im Vergleich zur 

Hacklerregelung- ALT nur in geringem Ausmaß in A!!spruch genom ­
me!! worden, wobei eine vermehrt!': Inonspruch.whme dieses Modells 

zu einer weiteren Senkung des durchsdlllirr/icilen Pe'lsionsa/ltrirrsal­
lers geluhrt hälTe, delll! in Verbindung mil § I /5e Abs. 2 LDG häl­
ten Landeslehrpersonen, die vor dem 2. Oktober 1952 geboren waren, 

bereits vor der Vollendung i/rres 60. Lebensjallres die Ruhesta!!dsver­
setzung nach diesem Modell erklären können. Auch i!! Niederösterreich 

sei im PrüJungszeitraum 2008 bis 2013 der Anteil der krankheitsbe­

dingte" Ruhestandsversetzungen im Vergleich zum Prü!ungszeirraum 
2004 bis 2007 gesunkell. Die vor dem I . Jänner 1954 geborenen Lon­
deslehrerbeamten haben die Korridorpension lIur in gerillgem Aus­

maß in Anspruch genommen, da die meisten von ihnen, sofern sie 
die Voraussetzullgen erfüllten, die Rul,estandsversetzulIg gemäß der 
Hacklerregelung- ALT erklärt haben. 

48.1 Wie der RH in seinen Vorberichten festgestellt hatte, betrug das durch ­

schnittliche Pensionsanlrittsalter der Landeslehrerbeamten im Zeit­
raum 2004 bis 2007 nur 56,7 Jahre. Besonders niedrig war es im Land 
Salzburg mit 55,2 Jahren, höher als in den anderen Ländern war es im 
Land Kärnten mit 58,1 Jahren. 

Tabelle 12 zeigt die vom RH für die Jahre 2008 bis 2013 erhobenen 
durchschnittlichen Pensionsamrinsalter der Landeslehrerbeamten im 
Vergleich mit den Bundeslehrerbeamten. 
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Tabelle 12: Durchschnittliches Pensionsantrittsalter der Landeslehrerbeamten 

Landestehrtrbeomt. Durchschnitt 2008 2009 2010 2011 2012 2013 Durchschnitt 
2004 bis 2007 2008 bis 2013 

Alter' (in Jahren) 

Burgenland 56.6 58,9 59,9 60,1 60,0 60,2 60,3 60,0 

Kärnten 58.1 57,7 59,1 59,S 59,7 60,1 60,0 59.6 

Niederösterreich 56.9 58,2 59,0 59,S 59,4 59,9 59.7 59,4 

Oberösterreich 56,1 58,1 58,3 59,3 59,6 59,7 59,9 59,3 

Sal1burg 55,2 58,6 58,8 59,3 59,6 59,9 60,1 59,S 

Steiermark 56,6 58,0 58,8 59,S 59.7 59,8 60,2 59,S 

Tirol 57,4 58,6 59,2 60,3 59,8 59,9 60,2 59,8 

Vorarlberg 57,4 59,3 59,6 60,1 60,1 59,S 60,0 59,8 

Wien 56,7 58,8 59,6 60,1 60,2 60,3 60,3 60,0 

länder gesamt 56,7 58,3 59,0 59.6 59,7 59,9 60,0 59,6 

Bundeslehrerbea mte2 59,8 60,S 61,0 61,3 61,2 61,3 61,3 61,2 

I gewichtet , aus dem Wirkungsbereich des 8MBF 

Ouellen : Amter der Landesregierungen/ Mag istrat der Stadt Wien; Landesschulräte/ Stadtschulrat Wien; BMBF 
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48 ,2 Im Zcitraum 2008 bis 2013 stieg der Gesamtdurchschnilt des Pensions­
anlrillsahers der Landeslchrerbeamlen aller Länder von 56,7 (im Zeil­
raum 2004 bis 2007) auf 59,6 Jahre, Das im Zeitraum 2008 bis 2013 

höchste durchschnittliche Pcn ionsantrittsalter von 60 Jahren wiesen 
die Landeslehrerbeamten der Länder Wien und Burgenland auf, das 
niedrigste das Land Dberöstcrreich mit 59,3 Jahren, 

Der RH wies kritisch darauf hin, dass die überwiegende Inanspruch­
nahmc der HackJerregelung- AlT (Ruhestandsversetzung ab dem voll ­
endeten 60, Lebensjahr) in Verbindung mit den krankJ1eitsbedingten 

Ruhestandsversetzungen ein Pensionsalter der La ndeslehrerbeamten 
von nur 59,6 Jahren ergab, Pensionsantrittsarten mit einem höheren 
Pensionsaller, beispielsweise der Korridor ab dem 62. Lebensjahr oder 

das gesetzliche Pensionsalter, wurden hingegen von den Landesleh­
rerbeamten nahezu nicht in An pruch genommen. Bezüglich seiner 
zugehörigen Empfehlungen verwies der RH auf TZ 50. 

Das durchschnittliche Pensionsantrittsalter der Bundeslehrerbeamten 
betrug im Zeitraum 2004 bis 2007 59,8 Jahre und erhöhte sich im 
Zeitraum 2008 bis 2013 auf durchschnil1lich 61,2 Jahre; 2013 betrug 

es 61 ,3 Jahre. Damit war da durch chnittliche Pensionsantrittsalter 
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der Bundeslehrerbeamten 2013 höher als das gesamte durchschnitt­
liche Pensionsamrittsalter über alle Besoldungsgruppen des Bundes mit 
60,5 Jahren. Das gegenüber den Landeslehrerbeamten höhere Pensi­

onsantrittsalter beruhte daraur. dass die Ruhestandsversetzungen der 
Bundeslehrerbeamten zu 16,6 % mit dem gesetzlichen Pensionsalter 

(Alterspension ab 65 Jahre oder Regelpensionsalter im Übergangs­
zeitraum ab 63 Jahre] und zu IJ,J % mit der Korridorregelung lab 
62 Jahre] erfolgten. 

48.3 Niederöslerreiel, 

Die Niederöslerreichi ehe Ltllldesregierung und der Landesschulral vall 

Niederösterreich venuiesen in ihml SlellulIgllahmen bezüglich der Kri­
tik der vennel'r/en iI,m,spruchllahme der Hacklerregelung-ALT gegen­

über Pensionsalllrillsarten mit eillem höl,e,en Pensionsaller (Korridor­

pension oder das gesetzliche Pellsionsalter) auf ilrre Stellungnahmen 
zu Tl /5, in dellen sie erklär/eil, dass sie die eil'schlägigen Bestim­

mUl'gen übe, die Versetzung ill den Ruhestand bei langer beitragsge­
deckter Gesomldienslzeil fiir die Gebur/sjahrgänge bis /953 bei Vor­
liegell der Voraussetzungen und nael, Eingang VO ll enlsprechenden 
ErklärungeIl der Landeslelrrerbeamlen geselzesgemäß vollzogen lraben. 

Dass Bundeslelrrerbeomle ihre Ruhestondsversetzung in einem höheren 

Prozelllausmaß als Landeslelrrerbeamle erslnach Erreichen des gesetz­
lichell Pellsioll allers oder per Korridorregelung mir 62 Johren erklär/ 
haben, sei auch darill begründeI, dass die akademischeIl BUlldeslehrer 

durch die längere Ausbildullg welliger beirragsgedeckle Zeilell aufwie­
sen. Alldemjalls härten sich diese vennehr/ leilell zu höhereIl Koslell 
lIachkaujen müssen. 

51eiermark 

Die 51eiermärkisel,e Landesregierung merkle dazu in ihrer 5lellung­

nahme all, dass gegellllber dem durchscllllirrliel,en Pensionsantritts­
alter von 56,6 Jahren im Zeitraum 2004 bis 2007 eine Allhebullg auj 
durchschnirtliel, 59,5 Jahre im Zeitraum 2008 bis 20/3 und damil ein 
Anstieg des durel,selll,iulie/,en PensionsantrillSallers der Lalldesleh­

rerbeam/el' vo n 2,9 JahreIl erfolgl sei. Unter Berücksiellligung dieser 
Elltwicklullg und bedingl durch das Auslaujell der geselzlichell Grund­

lagen fiir die J/acklerregelung-ALT" mil Ende 20 /3 sowie der vorzei­
ligeIl Ruheslandsverselzung gemäß § /3a LDG t 984 sei - im Sinne 
der ForderungeIl des RH - auch künftig mit einem weilereIl Allstieg 
des Pensionsalltril1salters der Landeslehrpersollell zu ree/II,ell. 
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Tirol 

Die Tirokr wndesregierung merkle in ilrrer Slellungnohme an, dass ein 
VergleiclI zwischen wndeslelrrern und 8undeslelrrern llinsichrlich des Pen­
sionsalllrilTsallers nur eingesclrränkl möglicll sei. weil diefir die Hackler­
regelung- ALT erforderliche Gesamldienstzeil fir 8undeslehrpersoncn mil 
abgeschlossenem Hochsclllllstudium schwerer erreichbar gewesen sei als 
fir wndeslehrpersonen. Dies erklöre, warum der Prozelllsatz der Hackler­
regelung-ALT bei 8undes/ehrpersonen nur bei rd. 51 % (wndeslellrper­
sonen rd. 72,9 %) gelegen sei und die Korridorpension von weselltlicl, mehr 
8,mdes/ehrpersOllen (rd. 13 % im Vergleich zu rd. 1 % bei deli w"deslel,­
rpersone,,) in Anspruch genommen worden sei. Für das hö/lere Pensions­
anmrrsalter der 8undeslehrerbeamten sei in erster Linie die im Vergleich 
zum wndeslehrerbereich geringere Anzahl an Hackler-PensiOll(~n und erst 
in zweiler Linie der - davon beeinflusste - I,öllere ProzelllSatz an Ruhe­
sla"dsversetzu"gen bei Erreichung des gesetzliclren Pensionsalters oder an 
Korridorpensionen verm1ttuort licll, Die Hera"ziellllllg eines Durchsclmills­
wertes über den Zeilraum 2008 bis 2013 sei vor dem Hintergrund der in 
deli 8eobachlungszeitraumJallenden Änderungen der Rahmenbedingungen 
(z.8, Veränderung des geselzlic1len fuJsionsallers im Übergangszeitraum) 
llUr eingeschränkt aussagekräjlig, was am 8ei piel des Pensioll all/riIl5-
allcrs der 8ulldeslellrperso"e" (das im Übrige" vom RH po itiv heroorge­
hobeIl werde) darges/ellt werdetl kölllle: Wäl,rel,d der An/eil 0.11 PellSio­
I,ierungen bei Erreic1lullg des gesetzlicheIl PeIlsionsalIers 2008 (bei eillem 
gese/zlicllen Pellsiollsaller von damals /lOeIl we"iger als 63 Jahren) noch 
bei 24,2 % gelegen habe, sei dieser All/eil 2013 (bei l'inl'l1I Pe"sio"saller 
von 64 Jahren) nur noch bei 11 ,5 % gelegen Ivgl, Tabelle 10}. Das durch ­
scllnittliche PellSiollsalllrinsalter habe bei deli 8ulldes/ehrpersonell von 
2008 bis 2010 ausge/lend von 60,5 Jallrt~n um 0,8 Jahre zugellOml1len, 
von 2010 bis 2013 sei keine Verälldenmg mehr zu verleiel'l,ell gewesen. 
8ei den wndeslehrpersonen habe die Zunallme a'LSgehend VOn 58,3 Jah­
ren immer/,in 1,7 Jahre betrageil. 

Wie" 

Der Sladtsciluiral fir Wiell na/,m in seiller Slellul'gna/,me die posi ­
tive ElItwicklung des gestiegeneil PellsiollsalllrilTsalrers wohlwollend 
zur Kelmlnis. 

48.4 Der RH wies gegenüber der Niederöslerreichischen. der Steiennär­
lUschen und derTiroler landesregierung sowie dem Landesschulrat für 
Niederösterreich darauf hin, dass sich seine Kritik darauf bezog, dass 
keine Maßnahmen gesetzt wurden, um Landeslehrer länger im Akliv­
stand zu behalten (siehe dazu auch RH - Berichl _Personalplanung im 
Bereich der Bundeslehrer- , Reihe Bund 2013/5. TZ 6, 16). 
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49.1 11) Der RH hal1e in seinem Bericht über die Beamtenpensionssysteme des 
Bundes und der Länder IReihe Bund 2009/ 10) die schrittweise Anhebung 

des Regelpensionsalter.> von 61.5 auf 65 Jahre (Endausbau ab Geburts­
jahrgang 2. Oktober 1952) als wesentliche Grundlage der erfolgreichen 
Pensionsreform des Bundes IRechtslage 2004) hervorgehoben. 

Eine Ausnahme von diesen Reformmaßnahmen belrafBeamte mit lan ­

ger beitragsgedeckter Gesamtdienstzeit (40 Jahre) und Geburtsjahrgän­
gen bis 1947. Diese konnten weiterhin ab dem 60. Lebensjahr in den 

Ruhestand ver.>etzt werden. Diese Regelung wurde bis 2010 rur Beamte. 
die vor dem 2. Juli 1949 geboren wurden. allerdings bei einem Antritts­

alter von 61.5 Jahren, verlängert. Im September 2008 beschloss der 
Bundesgesetzgeber eine nochmalige Verlängerung der Ausnahmerege­

lung einer vorzeitigen Ruhestandsver.>etzung (Hacklerregelung- ALn ab 
dem 60. Lebensjahr rur die GeburlSjahrgänge bis 1953; dies galt glei­

chermaßen rur ASVG - Ver.>icherte IMänner ab 60 Jahre. Frauen ab 55 
Jahre). Weiter.> gewährte der Bundesgesetzgeber ZUSälZlich rur diese 

Geburtsjahrgänge trotz vorLeitiger Ruhestandsver.>etzung auch noch 
eine Abschlagsfreiheit bei der Berechnung der Höhe des Ruhegenusses. 

(2) Der RH hatte dazu festgestellt, das die Verlängerung der HackJerre­
gelung- AlT gegenüber dem Regelpensionsalter von 65 Jahren wegen 
der kürzeren Aktineit eine Reduzierung der Einnahmen des Bundes 

aus Pensionsbeiträgen bewirkt und wegen der Erhöhung der Dauer des 
Ruhestands eine Erhöhung der gesamthaft zu leistenden Pensionsaus­
gaben mit sich bringt. Der RH hatte die Mehrausgaben für den Ruhe­

stand in der Hacklerregelung-ALT gegenüber einer Ver.>etzung in den 

Ruhe tand zum Regelpensionsalter mit 65 Jahren anhand eines Beam­
ten der Verwendungsgruppe Maturant (A2/2) mit Geburtsjahr 1953 
berechnet (Reihe Bund 2009/10). Diese Mehrausgaben beliefen sich 

auf die Dauer des Ruhestands auf über 180.000 EUR (Geldwert 2006). 

(3) Gemäß der vom Bundesgesetzgeber beschlos enen Verlängerung 
der HackJerregelung- ALT lag für die Bundesbeamten und Landesleh­
rerbeamten rur die Geburtsjahrgänge bis 1953 die Möglichkeit vor. ab 
Vollendung des 60. Lebensjahres ohne Abschläge von der Höhe des 
Ruhegenusses in den Ruhestand ver.>etzt zu werden . lEine dazu gleich­
artige Haclderregelung- ALT galt auch für ASVG - Ver.>icherte; das frü ­

he tmögliche Pensionsanrrittsalter betrug bei Männem 60 Jahre. bei 
Frauen 55 Jahre.) Voraussetzung bei den Beamten war eine 40-jährige 
beitragsgedeckte Gesamtdienstzeit. wobei Schul - und Studienzeiten 

nachgekaufl werden konnten. Unter diesen begünstigenden Bedin­
gungen Fand 2008 bis 2013 die Mehrzahl der Ruhestandsver.>elzungen 
von Landeslehrerbeamlen. das waren 2008 bis 2013 rd. 72,9 'Ib aller 
Ruhestandsver.>etzungen. statt. 
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49.2 Im Zeitraum 2008 bis 2013 erfolgten 9.325 Ruhestandsversetzungen der 
Landeslehrerbeamten nach der Hadderregelung- ALT, bei den Bundes­

lehrerbeamten 3.115. Eine Abschätzung der Ausgaben des Bundes auf 
Gesamtpensionsdauer dieser insgesamt 12.440 vorzeitigen Ruhestands­

versetzungen nach der HackJerregelung- ALT ergab daher - gegenüber 
einer Ruhestandsversetzung mit dem für eine Alterspension erforder­
lichen Pensionsantrittsalter von 65 Jahren - Mehrausgaben von über 

2 Mrd. EUR (Geldwen 2006, beispielhafter Gehaltsverlauf Maturant 

Verwendungsgruppe A2/2]. 

Der RH empfahl dem BKA und BMBF, bei der künftigen Konzeption 
pensionsrechtIicher Ausnahmebestimmungen im Rahmen einer Regie­

rungsvorlage die finanziellen Auswirkungen zu berechnen, dem Bun­

desgesetzgeber zur Verfügung zu stellen und den Bundesgesetzgeber 
hinsichtlich dieser finanziellen Auswirkungen verstärkt zu beraten. 

49.3 BKA 

Das BUlldeskanzleramt hielt dazu in sehler Stellungnahme fest, dass 
eine verstärkte Beratung des Bundesgesetlgebers über die finanziellen 
Auswirkungen von pensionsrechtlichen Ausllaillnebestimmungell seit 
der verpflichrenden Einfüllrung der Erstellung einer wirkungsorien­
fienen Folgenabschätzung von gesetzlicheIl Maß,la/,me'l ab 20/3 erfolge. 

BMBF 

Das BMBF brachte in seiner Stellungnahme vor, dass die Konzeption 
pensionsrechrlicher (Ausna/rme- )Besrimmullgen im Ra/lmen der feder­
füh rellden legisriscllen Zuständigkeit des BKA für das BDG /979 bzw. 
das Pellsionsgeserz /965 erfolge, wobei korrespOildierende Bestim­
mImgen im LDG /984 dabei mitbe/wndelt würden. Soferll im Rah­
men der Erstellung der Darstellung der finanziellen Auswirkungen 
(Wirkungsorientiene Folgenabschätzung) eille Mitbefassullg des BMBF 
durch das BKA erfolge, werde das BMBF jedenfalls seille Facherper­
tise einbringen. 

Salzburg 

Die Salzburger Landesregierungfü/me in ihrer Stellung,rahme aus, dass 
im Zeitraum 2008 bis 20/3 diese gesetzliche Möglichkeit vorgese/ren 
gewesen sei und dass ein Allrrag eines Antragstellers, der die Voraus ­
setzungell erfüllt habe, aufgrulld ei"es Reclmallspruchs nielli abgelehllt 
werden k01lllte. Eille willkürlielle Anwendung des Pellsiollsgesetzes, 
das eill Bundesgesetz sei, durcI, die Bundeslärlder sei nicht möglich. 
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49.4 BKA 

Der RH entgegnete dem Bundeskanzleramt, dass bereiLS nach den vom 
Bundeskanzleramt herausgegebenen Legistischen Richtlinien 1979 in 
den Erläuterungen möglichst genau anzugeben war, wie sich der VOr­
geschlagene Entwurf fmanziell auswirken wird. Auch sei die Durch­
führung und Anpassung der wirkungsorienlierten Folgenabschätzung 
gemäß § 17 BHG 2013 derzeit lediglich für die mit der Vorbereitung 
der Erlassung von Rechtsvorschriften befassten Organe der Verwal­
tung und folglich nur zur Einbringung einer Regierungsvorlage im 
Ministerrat verpnichtend. 

BMBF 

Zu den Ausführungen des BMBF merkte der RH an, dass dieses seine 
Expertise nicht nur bei den fmanziellen Auswirkungen, sondern auch 
seine Erfahrungen hinsichtlich der von ihm verwalteten Lehrer beim 
Entwurf von pensionsrechtlichen Bestimmungen einbringen solle. 

Salzburg 

Der RH wies gegenüber der Salzburger Landesregierung darauf hin, 
dass sich seine Kritik darauf bezog, dass keine Maßnahmen gesetzt 
wurden. um Landeslehrer länger im Aktivstand zu behalten (siehe 
dazu auch RH - Bericht _Personalplanung im Bereich der Bundesleh­
rer· , Reihe Bund 2013/5, TZ 6, 16). 

50.1 Tabelle 13 zeigt die vom RH rur die Jahre 2008 bis 2013 erhobenen 
Ausgaben für Landeslehrer bzw. für die Pensionen der Landeslehrer­
beamten. 
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Tabelle 13: Entwicklung der Ausgaben für Landeslehrer 

Daten landeslehrer Penlionuusgaben für Pensfonsstand Summe landeslehrer' 
l.ndeslehr.rbnmt. landestehrerbeamtt 

2008 2013 Änderung 2008 2013 Änderung 2008 2013 Änderung 
2008 bis 2008 bis 2008 bis 

2013 2013 2013 

in Mio. EUR in '" Anzahl in ,. VBÄ in" 

Burgenland 53.13 73.09 37.6 1.487 1.819 22,3 2.048,12 2.141,86 4,6 

Kärnten 115,77 150,12 29,7 3.309 3.934 18.9 5.039,06 4.545,46 - 9,8 

Niederösterreich 250,56 333,93 33.3 7.100 8.574 2M 12.137,29 12.057,01 - 0,7 

Oberösterreich 232,70 308,66 32.6 6.333 7.795 23.1 12.525,94 12.062,19 - 3,7 

Salzburg 82.38 111,99 35,9 2.358 2.916 23,7 4.483,58 4.355,05 - 2,9 

Steiermark 217,34 299,44 37,8 6.156 7.752 25,9 9.178,16 8.364,32 - 8,9 

Tir.l 106.73 142,71 33.7 2.838 3.491 23.0 6.496,84 6.290,59 - 3,2 

Vorarlberg 41 ,33 56,56 36,8 1.042 1.330 27,6 3.494,60 3.678,01 5.3 

Wien 173,99 221,74 27,4 5.106 5.846 14.5 10.691,00 11.193,00 4.7 

Bundeslehrer 
, -, -' 16.273 20.402 25,4 37.269,62 38.347,84 2,9 

landeslehrerbeamte und landesvertragslehrer 
nicht verfügbar 

Quellen: Äm ter der landesregierungen/ Magistrat der Stadt Wien; Landes5chuhäte/ Stadtschulrat Wien: BMBF 

Ausg.ben l.ndeslehrer' 

2008 2013 Änderung 
2008 bis 

2013 

in Mio. EUR in '" 

110.85 129,78 17,1 

264,29 287,99 9,0 

628,47 740.03 17,8 

651,53 758,31 16,4 

227,44 267.16 17,5 

515,77 563,28 9,2 

294,75 338,90 15,0 

185,69 230,97 24.4 

521,40 624,89 19,9 

2.292,59 2.708,57 18,1 
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50.2 (I) In den Ländern kam es 2008 bis 2013 zu einer hohen Anzahl von 
Pensionierungen von Landeslehrerbeamten. Dadurch stieg die Anzahl 
der Pensionsempfanger von 2008 bis 2013 in der Mehrzahl der Län­
der um mehr als 20 %. Der geringste Zuwachs lag in Wien mit] 4,5 % 

vor, der höchste in Vorarlberg mi t 27 ,6 <Ib. Der Zuwachs an Pensions­
empfangern bei den Bundeslehrerbeamten belief sich auf 25,4 % . 

(2) In Folge trat auch eine wesentliche Erhöhung (in den meisten Län­
dern über JO %) der Ausgaben fUr die Pensionen der Landeslehrerbeam­
ten auf. Der höchste Zuwachs von 2008 bis 20]3 belief sich in den Län­
dern Burgenland und Steiermark auf jeweils über 37 %. Der geringste, 
aber dennoch erhebliche Zuwachs lag in Wien mit 27 ,4 % vor. 

(3) Die Zahl der aktiven Landeslehrer (Landeslehrerbeamte und Lan­
desvertragslehrer) nahm von 2008 bis 2013 in sechs Ländern ab; die 
stärksten Reduzierungen erfolgten in Kärnten (- 9,8 %) und in der 
Steiermark (- 8,9 % ). Zuwächse lagen im Burgenland (4 ,6 % 1, Vorarl ­
berg (5,3 %1 und Wien (4,7 % ) bzw. im Bund (2,9 %1 vor. 

(4) Hinsichtlich der Ausgaben rur aktive Landeslehrer ist festzuhal ­
ten, dass ab 2013 gesetzlich vorgesehen wurde, auch bei öffent ­
lich- rechtlichen Dienstverhältnissen einen Dienstgeber- Pension bei ­
trag von ] 2,55 % zu leisten. Diese Einnahme an Pensionsbeiträgen 
fUhrte zu einer Reduzierung des Anstiegs der Netto- Pensionsausga­
ben (Tabelle ] 4). 

Tabelle 14: Entwicklung der Ausgaben für Landeslehrerbeamtenpensionen 2008 bis 2013 

.c 

" .c 
~ u 

." ~ ;; .. ~ -!! !!' c - ~ 

.!! .. .. '" .. .. c ' 0 - ~ E c .. ~ .. 
" ~ .. - .. '0 ... =0 c !!' c ." ~ e .. 

~ .. .. !! ;; ~ .. 
" .. z ... .. - :. i • >< C> VI VI ;:: 

2008 bis 2013 in% 

Anstieg der Pensionsausgaben 37,6 29,7 33,3 32.6 35,9 37,8 33,7 36.9 27,4 

Anstieg der Netto-Pensionsausgaben 6,1 21 1l.6 15,2 18.6 34,7 11 12,9 14,6 

Quellen: Ämter der Landesreg ierungen/ Mag istrat der Stadt Wien; landesschulr;ne/ Stadtschulrat Wien 

Bund 2015/12 81 

III-197 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original) 85 von 100

www.parlament.gv.at



Vergleich der länder 

82 

R 
H 

(5) Andererseits beinhaltete der neue Dienstgeber-Pensionsbeitrag 

einen unmittelbaren Mehraufwand des Dienstgebers der Landesleh­
rerbeamten bzw. Bundeslehrerbeamten von 12,55 %. Die Steigerung 

der Ausgaben für Landeslehrer von 2008 bis 2013 setzte sich somit 
aus den genannten Dienstgeberbeiträgen, aus den Struktureffekten 
(Gehaltsvoniickung), der jährlichen Gehaltserhöhung und der allral­

ligen prozentuellen Steigerung/Reduzierung der Anzahl der aktiven 
Landeslehrer zusammen. Die resultierende Erhöhung der Ausgaben für 

Landeslehrer belief sich 2008 bis 2013 nur in Kärnten und der Steier­
mark auf unter 10 %, weil in diesen Ländern eine entsprechend pro­

zenruell hohe Reduzierung der Anzahl der Landeslehrer vorlag. In der 
Mehrzahl der Länder und dem Bund betrug die Erhöhung der Aus­

gaben für die Lehrer des Aktivstands 2008 bis 201 J über 15 %, den 
höchsten Zuwachs verzeichnete Vorarlberg mit 24,4 %. 

(6) Der RH empfahl den Ländern und dem Bund, durch Maßnahmen 
zum Erhalt der Gesundheit und Leistungsr3higkei! der Landeslehrer und 

Bundeslehrer deren Pensionsantrittsalter an das gesetzliche Pensions­
alter heranzuführen. In diesem Zusammenhang könnten auch dienst­

rechtliche Maßnahmen zur Unterstützung des längeren Verbleibs im 
Dienststand, wie etwa im Hinblick auf die bestehende rechtliche Mög­
lichkeit der Korridorpension, eine optionale Reduzierung der Arbeits­

zeit (ohne Gehaltsausgleich) ab dem 62. Lebensjahr, in die Diskussion 
miteinbezogen werden. Durch eine faktische Erhöhung des Pensionsan­
trittsalters würde nicht nur der weitere Anstieg der Ausgaben für Pen­
sionen gedämpft, sondern auch dem aufgrund der derzeitigen Alters­

verteilung möglichen künftigen Lehrermangel entgegengewirkt. 

50.3 BMBF 

Da BMBF wies in seiner Stellungnahme aus der SicilI der Perso­
nalvenvalrung auJ die Präventivdiensre gemäß Bundes-Bediensteten­
schlItzgesetz hin und zählte dienstliche /n trumente als Maßnahmen 
zum Erhalt der Gesundheil und Leistungsjiihigkeit der Landeslehrer, 
wie etwa das Sabbatical, Fonnen der Herabsetzung bzw. Ermäßigung 
der Le"'verpJlichtung (etwa ei'le Lel"pJlichlermäßigung aus gesund­
I,eitlichen Gründen gemäß § 8 Abs. 2 Z I Bundeslehrer-LeilroerpJlicil­
tungsgeserzJ, die Stundenplangesraltung, die Reduktion oder gänzliche 
Einstellung von Mehrdiensrleistungen, Fortbildungsveranstaltungen zu 
den Themen Burn-Our-Prävelllion, Stressbewältigung, Teamenlwick­
lung, KonJlikte am Arbeirsplarz Schule, Umgang mit verhaltensauJ­
jiilligen Kirldern, Srimm- Imd Sprachrraining erc. sowie Aktivitäten 
im Bereich der ScirulpsYc/lologie, auf Weiters liege nach Ansicht des 
BMBF ein wesentlicher Belastungsgrund darin, dass ö terreic/,isc/re 
Schukn im inrernationalen Vergleich mit wenig Supportpersonal {all-

Bund 2015/12 
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gemeilles Verwalt!lIIgspersonal, vor allem aber pädagogiselres Unter­

stützullgspersonol, lilie z. B. Selrulsozialarbeiter, Selr ulpsyelrologen 

etc.) a!/sgestartet seien. Bisherige IIritiativell des BMBF seie,r bislallg 

Oll deli Vorgaben des Personalplans und des Bundesjillanzrahmenge­

sazes gescheitert, würden aber ill Zukunft, beispielsweise in den der­

zeit laufe,!den Diskussionen zur Bildungsverwaltungsrefomr, weiter 

forciert werden. 

Burgellialld 

Die Burgenländische Landesregierullg teilte ir! ihrer Stellungnahme 

mit, dass die Selrajfullg der Maßnahme _Herabsetzung der Lehrver­

pjlieillung (o/I/Ie Ge/raltsausgleich)" dem Bund obliege bzUl. eine Redu­

zierung im genannten Sinne durch das Sabbatical bereits gegebell sei. 

Kärnten 

Die Kärntner Landesregierung /,ielt dazu in illrer Stellung.oo/lltre fesr , 

dass in Kärnten gemäß den geltendeIl gesetzlicheIl Besrimmungen Herab­

setzungen der LelrrverpjlichiUng (aus gesundheitlielren oder beliebigen 

Gründen) mit atlieiliger Bezugskürzung auch jiir Lehrpersonen, die 

60 Jahre und älter sind, genehmigr würden (im Selruljalrr 2014/2015 

bt>ifast 30 Le/rrpersonen). Sie merkte außerdem an, dass Reduzierungen 

der LeI!rverpjlichtung bei gleichbleibender Schul- bzw. Organisatiolls­

struktur teilweise zu Naelrbesetzungen jii/rrell kÖlllltell. 

Niederösterreich 

Die Niederösterreielri che Landesregierung jiihrte dazu in ihrer Stel ­

IU'Jgllalrme aus, dass bei deli la IId- und forstwirtscJraftlicJren Lan­

deslehrern allgestrebt werde, Anträge auf Herabsetzullg der Lehrver­

pjlichtung oder auf Gewährung eines Sabbaticals positiv zu erledigen, 

soweir der Verwendullg im beantragten Ausmaß keine wichtigen dienst ­

liel!ell Illteressell etligegenstünden. 111 deli Jahren 2008 bis 20/3 sei 
im Durchschnirt rd. tOO (VOll durclrselrnittlielr 370 im Aktivstand sre­
henden) land- und forstwirtschaftlichen Lalldeslehrern pro Schuljahr 

eine Herabsetzung der Lehrverpjlichtung gewährt wordell. 

Der Lande schulrat jiir Niederösterreich begrüßte in seiner Stellung­

nahme Maßnahmen, die einen längeren Verbleib der Landeslelrrper­

sone.! im Dienst emröglielrten, wiesjedoch daraufhin , dass das Dienst­

recht der LandeslehrpersollcII durch BUlldesgesetz geregelt sei ulld jiir 

deli LandesscllUlrat daher keinerlei Gestaltungslllöglichkeit bestehe. 
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Oberöslerreielr 

Die Oberöslerreichisclre La"desregierung hielt dazu in i/lrer Slellwrg­
nall/lle fesl, dass diese Mögliclrkeil gemäß § 45 LWG J 985 bereils 
derzeil beslehe, jedoch durch de" Dien Igeber lIichl erzwillgbar sei. Die 
RH-Empfehlung ziele auf eille lIomrale Teilzeilbeschäftigung ab, deren 
Auswirkunge" (Minderung des Einkommens. Reduzierung der Pensi­
OIrsbeilragsgrundlage) ohne massiveIl Druck durch sch were gesundheil­
liehe Beei,rrräclrrigullg für die Lehrkräfte wenig arrrakriv erschiene". 

Salzburg 

Die Salzburger Larrdesregierurrg versuche gemäß i/,rer SlellulIgnahme, 
durch arbeirsmedizinische ulld arbeilspsychologische Allgebole sowie 
durch die Fillarrzierullg VOll Supervisiorrerr zum Erhall der physischen 
u"d psychisc/,ell Gesundheil seiner Larrdeslehrer beizrllrage,r. Nach der 
Rechlsprechung des Verwallullgsgeric/rls/rofes liege bereils bei eirrer 
lliehl vollsländigen ReirabiJilatioll der LalldesJehrperson eine dauemde 
DietrSlunfli/rigkeil VOr. Eine Herab erzung des Beschiiftigurrgsausmaßes 
aus gesulld/reillielrell Griindell bei Er/rall VOll 75 % des Mo"alsbezuges 
sei lediglich für die Dauer VOll illsgesaml zwei Jahren möglich; dauere 
die gesundheilJielre Beeinlriielrligurrg über diese zwei Jahre /rinaus arr, 
sei rille Ruheslandsverselzu"g durchzuführe". Der Bu"desgeserzgeber 
hälle für die e"lsprechellde" geserzJielrell Vorausselzullgen zu sorge", 
dass niehl mehr vollieislurrgsjiihigen Lamleslehrpersolle" Teilbesel,äj­
ligungsmodelle mit gä'lZlichem oder zrmrilldeSI leilweisem Ge/lOlls­
ausgleich arrgebolell werde" körrrrrerr, wie erwa die aktuell ver/randel­
len Modelle des .. Teilzeil - Kra"kel,stalldes" sowie der Eirrführullg vorr 
.. SchollarbeilspläIZCII". 

Sleiermark 

Die Sleiermiirkische Lalldesregierung führte dazu ill ihrer SlellulIg­
lIa/rme GII, dass der Allslieg der Ausgaben fiir Landesle/lrpersollen VOl, 
ulller JO PrOZCIII posiliv zu vermerke" sei. 

Sie merkle weilers an, dass i" der Sleiermark eine Reihe von diensl ­
reel,rlicher, Maßlla/l/llen für die Gesullderhalrung gewäl,rt würden 
ljä/"Iich elwa 100 Kuraufemhalte, 700 Herabselzu"gen der Jailresnorm 
gemäß § 45 LOG 1984 und 80 Sabbalicals). In geringem Umfang wür­
den auch immer wieder HerabsetzungeIl der Ja/rresllom, aus gesund­
/,eillic/,en Gründe'l gewährl. 

Bund 2015/12 
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Der Einsatz VOll scl1ulpsycl1ologischem Personal fir Maßllalrmen zur 
Gesullderlralrrwg der Lel1rpersonen Jolle in die BUlldeskompelellz uprd 
es wäre nach Alrsicht der Steiermärkischen Landesregierung seitens 
des Bundes zu prüfen, wie weil das Aujgabenprojil der Sclrulpsycho­
logie mit derartigen Maßnahmen fir die LehrpcrsO/rcn vereinbar ist. 

Hinsichtlich der optionaJen Reduzierung der Arbeitszeit auf 80 Pro­
zclll ohne Gehaltsausgleich fir Lehrpersonen ab dem 60. Lebensjahr 
merkte die Steiermärkisclre Landesregierung an, dass fir die Um et­
zUllg einer derartigeIl Maßllahme grundsätzlich bundesgesetzlicIre Ralr ­
menbedingwrgell eryorderliclr wären. 

50.4 BMBF 

Der RH nahm die Vielzahl der vorhandenen Instrumente zur Förde­
rung der Erhaltung der Arbeitsfahigkeit und die Initiative des BMBF 

zur Kenntnis, die vermehrte Aufnahme von (pädagogischem wie nicht­
pädagogi ehern] Supponpersonal in der Schulverwalrung zu erreichen. 
Schließlich merkte der RH an, dass im Bundeslehrer- Lehrverpflich­

tungsge etz vorgesehene Maßnahmen zur Erhaltung der Gesundheit 
und Leistungsfahigkeit fUr Landeslehrer nicht zur Anwendung kom­
men. 

Burgenland 

Der RH entgegnete, dass die Schaffung eines Anspruchs auf Herab­

setzung der Lehrverpflichtung in der Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes liege. Bereits nach geltender Rechtslage kann die Lehrver­

pflichtung gemäß § 45 LOG 1984 (im Ermessen der Dienstbehörde] 
herabgesetzt werden; eine Maßnahme, die in vielen Bundesländern 

auch bereits genutzt wird. Weiters fUhrte der RH aus, dass das Sab­
batical zwar technisch eine Herab etzung der Lehrverpnichtung sei, 
dies aber über eine geblockte Dienstleistungsphase erfolgte. Das Sab­

batical ermöglicht somit keine dauerhafte Reduktion der Leistungs­
pnichl und damit der berufsbezogenen Belastung, sondern lediglich 

(während der Freistellungsphase] eine gänzliche Freistellung von der 
Leisrungspflicht in geblockter Form. 

Kärnten 

Der RH anerkannte die entsprechende Nutzung vorhandener dienst­
recht.licher Möglichkeiten. Er bestätigte in diesem Zusammenhang 
auch, dass die Herabset.zung der Lehrverpnichrung auch zu Nachbe­

setzungen führen kann, allerdings nicht notwendiger Weise muss. Der 
RH erinnerte daher daran, dass auch bestimmte Arten der gänzlichen 
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Abwesenheiten (z.B. Karenzen nach dem Mutterschutzgesetz oder dem 
Väter- Karenzgesetz. dienstrechtliche Karenzurlaube. diverse Freistel­
lungen. Krankenstände) länger andauern und nicht notwendiger Weise 

durch Nachbesetzungen. sondern durch andere personelle oder organi­
satorische Maßnahmen abgefangen werden können. Dies unterstreicht 
aus Sicht de RH die Wichtigkeit einer sorgfaltigen Personalplanung 

und - bewirtschaftung. um zusätzliche Kosten gering zu halten. 

Niederösterreich 

Der RH entgegnete dem Landesschulrat fUr Niederösterreich. dass der 
Rahmen des durch Bundesgesetz geregelten Dienstrechts der Dienst­
behörde bereits derzeit zahlreiche Möglichkeiten bietet. Maßnahmen 

zur Erhaltung der Arbeitsfahigkeit im Rahmen des Dienstrechtsvoll ­

zugs zu setzen. 

Salzburg 

Der RH begrüßte die Maßnahmen der Salzburger Landesregierung zum 
Erhalt der physischen und psychischen Gesundheit seiner Landeslehrer. 
Ungeachtet künftiger Reformen des Bundes kann nach Ansicht des RH 
eine altersentsprechende Reduzierung des Arbeitsausmaßes im beider­

seitigen Ei nvernehmen auf Grundlage der bereits bestehenden Besti m­
mungen auch zur Verhinderung von gesundheitlichen Beeinträchti ­
gungen. die in der Folge zu einer Dienstunfahigkeit fUhren könnten. 
und damit zur Erhaltung der Arbeitsfahigkeit beitragen. 

Steiermark 

Hinsichtlich des Einwands der Steiermärk.ischen Landesregierung. dass 
der Einsatz schulpsychologischen Personals in die Bundeskompetenz 

falle. entgegnete der RH. dass die Fürsorgepnicht gegenüber den Lan­
deslehrern den Ländern in ihrer Eigenschaft als Dienstgeber zukommt 

und sie ihrer Fürsorgeptlicht als Dienstgeber (auch im Rahmen der 
arbeitsmedizinischen Betreuung) entsprechend auch weiterhin nach­
kommen sollten (siehe auch TZ 51). 

Der RH entgegnete. dass lediglich die Schaffung eines Anspruchs auf 
Herabsetzung der Lehrverptlichrung in der Gesetzgebungskompetenz 
des Bundes liegt. Bereits nach geltender Rechtslage k.ann die Lehrver­

pnichtung gemäß § 45 LOG 1984 (im Ermessen der Dienstbehörde) 
herabgesetzt werden; eine Maßnahme. die in vielen Bundesländern 

auch bereits genutzt wird. 
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Länder zur Stärkung 
und Erhaltung der 
Arbeitsfähigkeit 

Bund 2015/12 

BK 
Landeslehrerpensionen 

51.1 Bei den 2006 bis 2008 durchgeftihrten Gebarungsüberprüfungen halle 

der RH den Ländern empfohlen. umgehend Maßnahmen zu setzen. die 
dazu beitragen. den Anteil der krankheitsbedingren Ruhestandsver­
setzungen von Landeslehrerbeamten zu reduzieren und deren durch­
schnittliches Pensionsantrittsalter zu erhöhen. 

Im Rahmen der vorliegenden Überprüfung erhob der RH in den Ländern. 
welche Maßnahmen zur Stärkung und Erhaltung der Arbeitsfahigkeit 
die Länder den Landeslehrern anboten. Die bisherigen Maßnahmen 
der Länder ließen sich vier Gruppen zuordnen: 

- Fortbildungsmaßnahmen in Form von Seminaren mit gesundheit­
lichen Schwerpunkten sowie Kurzkuren zur mentalen Stärkung; 

- dienstrechLliche Maßnahmen. wie etwa die Herabsetzung der Lehr­
verpflichtung (u.a . aus gesundheitlichen Gründen). das Sabbatical 

oder der Karenzurlaub gegen Entfall der Bezüge; 

- individuelle Angebote zur Prävention im Rahmen der arbeitsmedi ­

zinischen Betreuung (etwa Supervision. Coaching. Mediation. psy­
chologische Gespräche während Kuraufenthalten. Einzelberatung); 

- individuelle Angebote zu therapeutischen Maßnahmen im Rahmen 
der arbeitsmedizinischen Betreuung (Kur- und Rehabilitationsauf­

enthalte. Burn- out- Therapien. Burn-out- Krisenmanagement). 

51 .2 Der RH begrüßte die bisher von den Bundesländern angebotenen Maß­
nah men. die entweder präventiv wirkten ode r nach dem Eintrilt einer 

Erkrankung in Anspruch genommen werden konnten. Er betrachtete 
diese als Beitrag zur Stärkung und Erhaltung der Arbeitsfahigkeit mit 

der Folge einer Steigerung des Pensionsantrittsalters und einer Sen­
kung des Anteils der Ruhestandsversetzungen wegen Dienstunfahig­
keil. 

Darüber hinaus empfahl der RH. die gesetzten Maßnahmen hinsicht­

lich ihrer Wirkung zu evaluieren und aufgrund der Ergebnisse dieser 
Evaluierung den Maßnahmen katalog gegebenenfalls zu überarbeiten 
und anzupassen. 
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51.3 Burgenland 

Der LandesschulratJiir Burgenlarrd sagte in seiner Stellungnahme eine 
Evaluierung der derzeitigen Maßnahmen betreffend den Erhalt der 

Gesund/reit und LeislUngsjä/ligkeit in Zusammenarbeit mit der Bur­
gCIIländiseiren Landesregierung zu. 

Kärnten 

Die Kärntner Landesregierung hielt dazu in i/lrer Stellungnalrmejest , 

dass rleberl de'l Fort- und Weiterbildungs veranstallungen all der Päda ­
gogischen Hoc/rschule eine KoordinationssrelleJiir Schulmediarion am 
Londesschulrar Jiir Kärnten installiert worden sei, in der aktuell zwei 

Personen tätig seien. Die Dienstbehörde werde immer wieder mir einem 
erhöhten Ko'tj1iktpotenzial an Schulen konjrontiert, so dass in Anbe­

tracht dieser Situation eine Verstärkung an Personalressourcen durch 
den Bund in diesem Bereich wünschenswert und von großer Wic/rrig­

keir sei. 

Die Kärntner Landesregierung merkte außerdem an, dass sich die 
Durchfü/rrung einer Evaluierung der gesetzten Maßnahmen zur Stär­
kung ulld Erhaltung der A rbeitsjähigkeit der Landesieh rer durelr das 
Land Känrten schwierig gestalten würde, da die Fort- und Weiterbil­

dunge'l an der Pädagogiselren Hochschule Kärnten erfolgten und die 
Koordinationsstelle Jiir Schulmediarion beim Landesschulrat Kärnten 

eingerichtet sei. 

Niederösterreich 

Hinsielrrlich der land- und jorstwirtselraftlichen LOlldeslehrerbeamten 
trachte die Niederösterreichische Landesregierung gemäß ihrer Stellung­

nahme weiter danach , deren ratsäclrlielres Pensionsantrirrsalter an das 
gesetzliche Pensiollsalter heranzuJiihren. /n Ruhestandsverserzungsver­

jahren aus Gründen dauernder Dienstunjähigkeit würden durchgängig 
jaelrärztliche Gutachten, erstellt von gerichtlich beeideten Sachverstän­
digen , eingelrolt werde und derartige Ruhestandsversetzungen erfolgten 

nur IlIIter resrriktiver Prüjung bei eindeutiger Sachlage und erst nach 
dem erfolglosen Durchlaujen medizinisch indizierter Therapiejonnen . 

Bund 2015/12 
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Landeslehrerpensionen 

Oberösterreich 

Der Landesschulrat fiir Oberösterreich werde gemäß seiner Stellung­
nahme die Maßnahmen des bereits sehr umfangreichen Maßnahmenka ­
/Ologs llIr Stärkullg ulld Erhalt/mg der Arbeitsfähigkeit der Lalldeslehrer 
laufelld fortsetzeIl ulld all die elItsprechendeIl ErJordemisse anpassell. 

Salzburg 

Die Salzburger Lalldesregierung begrüßte ill ihrer StellulIgllahme die 
vom RH vorgeschlagellen Maßnahmen zum Erhalt der Gesundheit ulld 
Leistungsfähigkeit der Lalldeslehrer, wobei jedoch die Finallzierungs­
frage offeIl sei. Eille aussagekräftige Evaluierullg der Wirkullg der von 
der Salzburger Lalldesregierullg gesetzteIl MaßnahmeIl zur Stärkullg 
ulld Erhaltullg der Arbeitsfähigkeit der Landeslehrpersollen sei kaum 
möglich, da es sich um Prä/ientionsmaßllahmell handle, die sich einer 
valideIl Messbarkeit elItzieheII, ulld Landeslehrpersonell diese lIur damr 
annehmen würden, wenn Vertraulichkeit gegellüber dem Dienstgeber 
garantiert sei. Seitens der Salzburger Lalldesregierungfänden demroch 
regelmäßig BesprechungeIl mit dem Präventiollsdienstleister Arbeits­
medizinischer Dienst Salzburg über Präventionsmaßllahmell ulld dereIl 
Anpassung start. 

Steiennark 

Die Steiermärkisclre Lalldesregierung nahm ill ihrer Stellungnahme 
die Empfehlullg des RH betreffend die Evaluierung der bereits gesetz­
ten Maßnahmen positiv llIr Kemrtllis. 

Der Landesschulrat fiir Steiermark merkte ill seiner StellulIgnahme 
zu dem Themenkreis all, dass, wie sclron der Steiermärkisclre Landes­
rechnungsllOf festgestellt harte, die Schulsozialarbeit bedarfsgerecht 
auf alle Bildullgsregionen aufgeteilt werden solle, so dass Belastungen 
durch Erziehullgsdejizite bei Schülem besser elltsprochell werdelI könne. 
Wesentliche Kompetenull llIr Behebung von Ursachen (I.B. Arbeits­
medizin, Schulsozialarbeit, UllIersrürzungssysteme) jielell jedoch in 
deli Wirkungsbereich des Landes und der Landessclrulrat frabe im Ver­
gleich llIr Privatwirtsclraft keine Möglichkeit, Lehrpersonen , die aus 
psychischeIl oder physischen GründeIl arbeitsunfähig seien, anderwei­
tig (z.B. durch eine Umschulung) eilllllsetzen. Fortbildullgsprogramme 
im RahmeIl der Gesundheitsbildung, auch mit dem Schwerpunkt" Work 
LiJe Balance", sollen ill Zusammenarbeit mit der PädagogischeIl Hoch­
sclrule alIgeboteIl werden. 
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Tirol 

Die Tirokr Lamlesregierung merkte in ihrer Stellungnahme an, dass 
in Timl deli Maßnalllnen zum Erhalt der Gesundheit lind Leistungsfä­

higkeit sowie zur Stärkung und Erhaltullg der Arbeitsfäl,igkeit beson­
dere Aufmerksamkeit gewidmet werde. Da es dem Land Tirol ein großes 

A .. liegen sei, dass die Lehrkräfte an den Tiroler Sc/wien Bedingungen 
vorfinden, die in bestmöglicher Weise de" Er/,olt und die Förderung 
ihrer Gesundl,eit , Arbeitszufriedenheit und Leistungsfähigkeit gewälrr­

leisten, habe das Land Timl in letzter Zeit verstärkt Anstrengungen in 
Richtung Verfestigung bzw. Intellsi vierullg arbeitsmedizillischer und 

arbeitspsychologischer sowie sicherheitsteclll,iscirer Maß "ahmen unter­
nommen. 

Vorarlberg 

Die Vorarlberger Landesregierung gab in ilrrer Srellu"gnalrme Oll, bereits 
erhebliche MitTel zur Verbesserullg der pädagogischen Qualitäl sowie 
der Rahmellbedingungen all so gellannten Brennpunktschulen - also 

je"en mit hol,em Ameil VOll Kindern mit migrantischem Hi"tergrund, 
mit schwierigeIl äußerell Rahmenbedingungen, mit besollders vielen ver­
halrensau.Jfiilligen Ki"den, - aufgewendet zu I,aben, wobei die Ressour­
cen sowohl für den Erhalt der Gesu"dheit der Landeslelrrer als auch 
für den längeren Verbleib im Schuldienst gedacht seien. Jede Lehrper­

son köm,e überdies Supervisio,rsstundell, Coaching etc. bis 500 EUR 
in Anspruch nel,ml.'1l. Zur Evaluierung der Wirkung von Maßnahmen 

zur Stärkung und Erhaltung der Gesundheit seien nach Ansicht der 
Vorarlberger Landesregierung ein gut strukturierter Maßnahmenkata ­
log zu erarbeiten und ür Zusammenarbeit mir der Schulaufsicht die 

gesetzten Maßnahmen vor allem bei LaI'gzeitkrankenständen zu evaluie­
ren , wobd den Theme"bereicl,en Depressionen, Burnoul und älllrliciren 

Krankheitsbildern ein besonderes Augenmerk zu schenkeIl seill werde. 

Der Sradtschulrat für Wiell teilte in sei "er Stellullgllahme mit, dass die 
präventiveIl Allgebote zur StärkUl'g und Erhaltung der Arbeitsfähigkeit 
ausgebaut werden. Lehrpersonen im Langzeirkrankenstand würden ver­

stärkt zu Gespräcl,e" eingeladen werden, um einerseits die gesundlreit­
lichen Probleme und Ursachen, aber auch Szcllariell für einen ehest­
möglichell Dienstwiederantrirr zu besprechen. Es bestehe bereits das 

Angebot wr h'a/,spruchnahme von Supervision. 
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51.4 Kärnten 

Zur Forderung der Kärntner Landesregierung, der Bund möge mehr 

Personal an der beim Landesschulrat für Kärnten eingerichteten Koor­
dinationsstelle für Schulmediation zur Verfügung stellen, hielt der RH 

rest, dass die Diensthoheit über die Kärntner Landeslehrer gemäß § 2 
Kärntner Landeslehrergesetz die Landesregierung betrifft. Aus Sicht 
des RH liegt daher die Fürsorgepflicht gegenüber den Kärntner Lan­

deslehrern und damit einhergehend die primäre Verantwortung für 
den Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz bei der Kärntner Landesre­

gierung und nicht bei der Bundesbehörde Landesschulrat für Kärnten. 

Auch hinsichtlich der von der Kärntner Landesregierung angeführten 
organisationsbedingten Schwierigkeit der Evaluierung erinnerte der RH 

an die Fürsorgepflicht der Kärntner Landesregierung gegenüber den 
Landeslehrern. Diese verpflichtet den Dienstgeber nicht nur zur Erbrin ­

gung angemessener gesundheitserhaltender Maßnahmen und Leistun­
gen, sondern auch zur Überprüfung, ob und inwieweit diese Maßnah­
men und Leistungen die gewünschte Wirkung entfalten . 

Salzburg 

Der RH führte aus, dass eine Evaluierung in einer die Vertraulichkeit 

einzelner Personen wahrenden Form durchaus insorern durchgeführt 
werden kann, als die Dienstbehörde das Augenmerk aur die Beobach­
tung eines mitlelfristig sich ergebenden Zusammenhanges zwischen 

der HäufIgkeit der Inanspruchnahme von Maßnahmen und der Verän­
derung von Krankenstandstagen bzw. Dienstunfahigkeiten legen kann. 

Steiermark 

Zum Vorbringen des Landesschulrats für Steiermark, er habe keine 

Möglichkeit, arbeitsunfahige Lehrpersonen anderweitig einzusetzen, 
merkte der RH an, dass es am Dienstgeber liegt, freiwillige berufliche 
Flexibilität und Mobilität sowie Wechselmöglichkeilen im Rahmen des 

Personalmanagements entsprechend zu fördern . In diesem Zusammen­
hang erinnerte der RH daher an seine diesbezüglichen Feststellungen, 
dass u.a. die möglichst breite Bekanntmachung von offenen Stellen 

unter potenziellen Bewerbern eine wesentliche Unterstützung für ein 
errolgreiches dienstgeberseitiges Mobilitätsmanagement darstellt (siehe 

auch "Maßnahmen zur Förderung der Persona lmobilität im Bundes­
dienst" , Reihe Bund 2014/6) . 
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Krankenstands- 52-1 (I) Der RH erhob weiters die zeitliche Entwicklung der jährlichen durch -

monitoring schnittlichen Krankenstandstage je Landeslehrer. 

Abbildung 2: Durc.hschnittlic.he j ährliche Krankens tandsta ge der Landesleh.rer (Landes­
lehrerbeamte und La ndesvertragslehrer) im Zeitraum 2008 bis 201 3 im 

Vergleich mi t den Bundeslehrern 

Durchschnitt Lander 

Burgenland C================i==;;;1 
Kärnten Ir-;;;===============*=:::::::I 

Niederösterreich •••••••••••••••• 

Oberösterreich ... r-............... . 
Salzburg Ir •••••••••••••••• 

Steiermark .r--::===============t-:=:::::=:I 
Tiral ••••••• 

Vorarlberg ••• 

Wien 1:::::::;;;;;==;::==:;;;========*==:::;======;;;1 
Bund •••••••••• 

5 Tage 7 Tage 9 Tage 11 Tage 13 Tage 15 Tage 

Quellen: Ämter der landesregierungen/ Magistrat der Stadt Wien; landesschulrate/ Stadtschulrat Wien; BMBF 
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(2) Der Durchschnitt der jährlichen Krankenstandstage je Landesleh­

rer (Landeslehrerbeamle und Landesvertragslehrer) war in den Län­
dern im Zeitraum 2008 bis 2013 sehr unterschiedlich. Höher als der 
gewichtete Gesamtdurchschnitt war er in den Ländern Wien, Steier­

mark, Burgenland und Kärnten. Besonders niedrig war er in den Län­
dern Tirol und Vorarlberg; dieser war auch niedriger als der Durch­
schnirt der Bundeslehrer (Beamte und Venragslehrer). 

Bund 2015/12 

III-197 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument Teil 1 (gescanntes Original)96 von 100

www.parlament.gv.at



B R -
H 
Maßnahmen Landeslehrerpensionen 

Abbildung 3: Zeitliche Entwicklung der Krankenstands tage der Landeslehrerbeamten im 
Vergleich mit den Bundeslehrerbeamten 
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18 rage 
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12 rage 
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4 rage 
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- Burgenland - Kärnten - Niederösterreich - Oberästerreich 

- Salzburg - Steiermark - Tirol - Vorarlberg 

- Wien - AUe Länder (Seamte) - Bund (Beamte) 

Quellen: Amter der landesregierungen/ Magistrat der Stadt Wien; Landesschulräte/ Stadtschulrat Wien; BMBF 

Bund 2015/12 

(3J Im Zeitraum 2008 bis 2013 stieg die Anzahl der jährlichen durch­
schnittlichen Krankenstandstage der Landeslehrerbeamlen in allen Län­
dern (Ausnahme Tirol). Im Jahr 2013 lag die durch chnittliche Anzahl 
der Krankenslandstage zwischen 8,26 Tage (in Tiro\) und 18,87 Tage 
(in Wien). 
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Abbildllng 4 : Zeitliche En twicklun g der Krankenstandstage der La ndesvertragslehrer im 

Ve rg leich mit den Bundesvertragslehre m 
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Quellen: Ämter der landesregierungen/ Magistrat der Stadt Wien; landesschulräte/ Stadtschulrat Wien; 8MBF 
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(4) Im Zeitraum 2008 bis 2013 stieg die Anzahl der jährlichen durch­

schninlichen Krankenstandstage der Landesvenragslehrer nur in Wien, 

in den anderen Ländern blieb er weitgehend konstant (Abbildung 4). 

Im Jahr 2013 lag die durchschnittliche Anzahl der Krankenstandstage 

zwischen 4,9 Tage (in Vorarlberg) und 10,92 Tage (in Wien). 

Der Durchschnitt der jährlichen Krankenstandstage über alle Länder 

belief sich 2013 bei Landesvenragslehrern auf7,61 Tage bzw. bei Lan­

deslehrerbeamten auf 13,87 Tage. 

(5) Die von den Ländern bisher angebotenen Maßnahmen zur Stärkung 

und Erhaltung der Arbeitsfahigkeit waren einerseits auf Prävention 

ausgerichtet (Fortbildung, dienstrechtliche Maßnahmen, arbeitsme­

dizinische Präventivmaßnahmen), andererseits therapeutischer Natur 

(Kuren). Letztere konnten jedoch in der Regel erst im Falle bereits ein-
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getretener Erkrankung, die sich durch Langzeit- oder gehäufte kür­

zere Krankenstände manifestiert hatte, in Anspruch genommen wer­
den. Die Länder sahen jedoch keine Maßnahmen zur Stärkung und 

Erhaltung der Arbeitsfahigkeit fUr jene Phase vor, in welcher bereits 
ein mehrwöchiger Krankenstand vorlag, bei dem nicht von vom herein 

ausgeschlossen war, dass seine Ursache in besonderen Belastungen am 
Arbeitsplatz gelegen war, und ein weiteres Andauern zu erwarten war. 

52,2 Der RH wies hinsichtlich der Landeslehrerbeamten auf die von 2008 mit 

durchschnittlich 11,74 Tagen bis 2013 auf durchschnittlich 13,87 Tage 
gestiegene Anzahl an jährlichen Krankenstandstagen hin. Der RH wies 

kritisch darauf hin, dass 2013 der Durchschnitt der jährlichen Kranken­
standstage bei den Landeslehrerbeamten mit 13,87 Tagen nahezu dop­
pelt so hoch war wie jener der Landesvertragslehrer mit 7,61 Tagen. 

Er stellte dazu weiters fest, dass die Länder weder ein Krankenstands­

monitoring noch Unterstützungsmaßnahmen zur Stärkung und Erhal­
tung der Arbeitsfahigkeit während der Phase eines bereits länger andau­

ernden Krankenstandes oder sich häufender Krankenstände anboten. 
Der RH empfahl daher den Ländern, ein KrankenstandsmonilOring der­

gestalt einzufUhren, dass die Dienstbehörde beispielsweise nach einem 
JO-tägigen Krankenstand oder nach einer Reihe von kürzeren Kran ­
kenständen (zum Beispiel nach fUnf Krankenständen ab je fUnfTagen, 

die innerhalb von drei Monaten eingetreten waren) dem Betroffenen 
ein Mitarbeitergespräch anbietet. Ziel eines solchen Gesprächs wäre es 

zu erörtern, welche Maßnahmen zur Wiederintegration des Bedienste­
ten beitragen können bzw. durch welche Maßnahmen eine mögliche 

beruflich besonders belastende Situation verbessert werden könnte, 

52.3 BMBF 

Das BMBF bemerkte in seiner Stellungnahme, dass Daten zu Kranke.t ­
standsragen der Bundeslehrer im zentralen System PM- SAP gefiihrt 

werden. Die Empfehlung des RH, diese Daten fiir ein Monitoring, an 
dem sielt konkrete Schrirre zur Wiedereingliederung der Bediensteten 

anknüpfen, zu nutzen, werde als überlegenswerr befunden, wobei aber 
darauf hingewiesen werde, dass Regelungen zum Mitarbeitergespräch 
in die legistische Zuständigkeit des BKA fielen und in Anbetracht der 
derzeitigen Vorgaben des Personalplans etwaige Zusarzaujwendungen 

mit dem vorhandenen Verwaltungspersotwl abzudecken wären. 
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Burgenland 

Der Landesschulrat jiir Burgenland erachtete in seiner Stellungnahme 
die Einjiihrung des vom RH empfohlene/! Krankenstandsmonitorings 
als zweckmäßig, sofem dieses System mit dem BMBF abgestimmt und 
bundesweir angewender werde. 

Kämrell 

Die Kämlner Lalldesregierullg merkte dazu in ihrer Stellungnahme an, 
dass ill der zuställdigen Fachabreilullg derzeit ein Miwrbeirer im Rah­
men seines Aufgabellbereichs jiir die KOllIrolle von Krankellställdell 
und sOllstigen Absellun zuständig sei und im Zuge dieser Tätigkeit ill 
besonderen FälleIl auch die vom RH empfohlellell Mitarbeitergespräche 
stattj1inden. Die fllstallatioll eines dauerhaften und effizienten Kran­
kellstalldsmonirorings, welclres die vom RH erarbeiteteIl Anforderun­
geIl erjiillr, sei jedoch eine Frage der zur Verjiigullg srehenden Perso­
nalressourcen. 

Niederösterreich 

Die Niederösrerreic/risc/re Londesregierung erklärte in ihrer Stellung­
nahme, dass im Dienstreclrrsvollzugjiir land- ulldforstwirtschajtliche 
Landesieirrer bereits sowohl anlassbezogeIl, wie auch sratrdardisiert 
im Fall des Erreiclrells vordejinierter Grellzwerte auf elektronischer 
Basis Krallkellstände nach versclriedellell Krirerien ausgewertet und 
gebotene diensrbehördliche Maßllahmen eingeleitet werden. Zur Erhal­
tung der Diellstj1ihigkeit bestündell Coaclring-Angebote und Angebote 
zur psychologischen Betreuung bei lällger andauemden wie auch bei 
sich häufenden kürzeren Krallkenständen. Weiters werde in Erwä­
gung gezogen, ein .. Krankenstalldsmonitoring" gemäß der RH- Emp­
fehlrlllg dergesralt einzujiilrrell, dass nach einem 30-tägigen Krallken­
stand oder nach einer Reihe von Kurzkrankenställdell der betroffellen 
lalld- und forstwirtschaftliclren Landeslelrrperson ein Miwrbeiterge­
spräclr allgeborell werde, um die kOllkrete Arbeitsplatzsituation ein­
gehend zu durchleuchte/! ulld die vollständige Wiederilllegrarioll am 
Arbeitsplatz zu erleichtem. 

Der Landessclrulrat jiir Niederösterreich begrüßte in seiner Stellung­
nahme grulldsätzlich die Einjiihrung eines Krankenstandsmonirorings, 
sehe sich jedoch außersrallde, diese MaßllahmeIl mir dem derzeitigen 
Personal zusätzlich du rclrzujii h ren. Aufgrund der großen Anzahl der 
BediensteteIl sei dies jiir den Landessclrulrat Ilur dann möglich, wellll 
daftir zusätzlich Personal und jinallzielle Ressourcen zur Verjiigung 
gestellt werden oder andere Aufgaben abgegeben werden könntell. 

Bund 2015/12 
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